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Die Philosophie und das Instrument des
Integrierten Küstenzonenmanagements
(IKZM) sind in Deutschland relativ neu und
noch nicht auf allen Planungsebenen eta-
bliert und gängige Praxis. Angestoßen
durch die EU hat das IKZM spätestens seit
Anfang 2002 Eingang in Forschung und
Planung gefunden. Veranlasst durch die EU
hat die Bundesregierung im Frühjahr 2006
einen Bericht zur Bestandsanalyse der
Küsten- und Meeresraumsituation und dar-
auf aufbauend eine nationale IKZM-Stra-
tegie erstellt. Die mit den Arbeiten zu die-
sem Bericht an die EU verbundenen und
veröffentlichten Forschungsprojekte sei-
tens des Bundes haben sichtlich dazu bei-
getragen, die Idee und die materiellen
Grundlagen des IKZM weiter zu verbreiten
und den Diskussionsprozess des IKZM auf
allen Ebenen zu vertiefen.

Gleichzeitig zu dieser von der EU in Gang
gesetzten nationalen IKZM-Diskussion hat
die Bundesraumordnung erkannt,  den Wan-
del des Meeresraumes von einem Natur- zu
einem Entwicklungsraum Rechnung tragen
zu müssen und gesetzliche Veränderungen
zu schaffen, die es der Raumordnung und
Regionalplanung ermöglichen, den neuen
Herausforderungen des Entwicklungsrau-
mes der Küsten und Meere gerecht zu wer-
den. Das Raumordnungsgesetz wurde no-
velliert (2004) und seit dem ist geregelt, dass
für das Küstenmeer Raumordnungspläne

zu erstellen sind, während für die Aus-
schließliche Wirtschaftszone (AWZ) die Bun-
desraumordnung zuständig ist, so z.B: für
großflächige Festlegung von Eignungsräu-
men für die Windkraftparks. Die planeri-
schen Festlegungen für das Küstenmeer und
die AWZ sind in einem weit fortgeschritte-
nen Stadium, so dass hier bald planerische,
ordnungspolitische Klarheit herrscht, die
für die IKZM-Prozesse dann maßgebend
sind.

Für die Erstellung von Beiträgen aus der
Sicht der Bundesraumordnung zum Natio-
nalen IKZM-Bericht ist ein Forschungs-
projekt seitens des BMVBS/BBR vergeben
worden, das eine Laufzeit von über drei
Jahre hatte. Das Endprodukt dieser For-
schungsarbeiten ist die hier vorliegende
Broschüre. Sie ist die Darstellung kompri-

Statement des BMVBS/BBR



5

das rechtsverbindlich ist und an dem sich
ein IKZM-Prozess zu halten hat. Im Prinzip
ist Raumordnung ordnungspolitisch ausge-
richtet, IKZM ist prozessorientiert. Dabei ist
zu berücksichtigen, dass die am 1. Septem-
ber 2006 in Kraft getretene Föderalismus-
reform Auswirkungen auf die IKZM-
Prozesse haben kann. Im Detail bedürfen
die damit zusammenhängenden Fragen
noch einer Überprüfung, um Gewissheit zu
haben, inwieweit die Kompetenzen unver-
ändert geblieben oder neu verteilt sind.

Die ordnungspolitische Festlegung ist das
Ergebnis eines langwierigen Abstimmungs-
Abwägungsprozesses der Raumordnung.
Neuerdings kommen informelle Instru-
mente wie z.B. das Regionalmanagement
hinzu, um flexibler und rascher auf notwen-
dige Entscheidungen der Raumentwicklung

sche Ergänzung zur Vertiefung des IKZM
hinsichtlich der Operationalisierung im
Sinne einer nachhaltigen Entwicklung des
Küsten- und Meeresraumes. Die dabei ver-
tretenen Auffassungen der Forschungs-
nehmer können von denen der Auftrag-
geber abweichen.

Prof. Dr. Hagen Eyink

Dr. Gerhard Wagner

Dipl.-Ing. Gina Siegel

Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung

mierter Erkenntnisse vorangegangener Ar-
beiten und richtet sich an Theoretiker und
Praktiker des anzuwendenden Instruments
des IKZM. Die Broschüre geht dabei auch
ein auf das Verhältnis von Raumordnung
und IKZM ein und was Raumordnung ins-
besondere bei der Umsetzung des IKZM zu
leisten vermag, aber auch was dabei die
Grenzen der Raumordnung sind.

IKZM und Raumordnung sind zwei Seiten
einer Medaille, wenn man sich auf die
Grundzüge beider Instrumente beschränkt.
IKZM ist prozessorientiert und zielt darauf
ab, in einer ganzheitlich orientierten Be-
trachtung Konflikte einer nachhaltigen Lö-
sung zuzuführen, ohne allerdings damit
eine Rechtsverbindlichkeit beanspruchen
zu können. Raumordnung ist dagegen ein
in erster Linie planorientiertes Instrument,

eingehen zu können und Lösungen zu fin-
den. Damit hat die informelle Raumord-
nung sehr viel Ähnlichkeit mit dem ganz-
heitlich und prozessorientierten IKZM. Die
Broschüre geht auf die unterschiedlichen
Verständnisse des IKZM und die neueren
Strömungen aber auch Anforderung an die
Raumordnung ein. Die Autoren begreifen
schließlich die Umsetzung des IKZM als
eine Aufgabe der Raumordnung.

Die vorliegende Broschüre ist die Fort-
setzung einer Reihe von Veröffentlichungen
zum Thema des IKZM aus der Sicht der
Raumordnung. Dazu zählt auch das IzR-
Themenheft des BBR „Raumordnung auf
dem Meer“. Der Schwerpunkt dieser Bro-
schüre liegt auf der Umsetzung des IKZM
vor allem auf der Handlungsebene des
Bundes. Sie bildet damit eine gute themati-
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Die in diesem Bericht dargestellten Ergeb-
nisse fassen die bisherigen Beiträge des
Forschungsprojekts zum nationalen IKZM
zusammen. Dabei handelt es sich sowohl
um Rechercheergebnisse zu raumbestim-
menden Trends und Entwicklungen an
Küsten und Meeren (Bestandsaufnahme),
als auch um prozessorientierte Ergebnisse,
die die Gestaltung eines langfristigen IKZM-
Prozesses und die Schaffung der hierfür
notwendigen Strukturen betreffen. Ein
Großteil der hier vorgestellten Projekt-
ergebnisse floss in den Entwurf zur nationa-
len IKZM-Strategie durch das Bundesminis-
terium für Umwelt (BMU 2006, Kabinett-
beschluß vom 22. März) ein.

Inhaltliche Vorschläge

Ein wesentlicher Meilenstein im Projekt war
die Erarbeitung einer Bestandsaufnahme,
die aktuelle Nutzungsformen und Nut-
zungstrends in den deutschen Küsten- und
Meeresgebieten sowie das derzeitige admi-
nistrative und institutionelle Umfeld dieser
Entwicklungen beschreibt (siehe Gee et al.
2006). Dabei kommen insbesondere auch
übergeordnete Triebkräfte ins Spiel, die die
Trends und Entwicklungen an den deut-
schen Küsten beeinflussen, wie etwa Klima-
wandel, Welthandel oder auch die Ost-
erweiterung der EU. Obwohl neue maritime
Nutzungsformen in den Küstenregionen
ihrerseits als Triebkräfte für wirtschaftliche
Entwicklungen und technologische Inno-

1. Zusammenfassung der Projektergebnisse

Das Forschungsprojekt „Raumordnung und
IKZM als Instrumente für die nachhaltige
Entwicklung des Küsten- und Meeresrau-
mes“ wurde vom Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung (BBR) und dem Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS1) im Zeitraum 2002 bis
2006 unterstützt. Ziel des Projekts war es,
aus Sicht der Raumordnung Beiträge zur
nationalen IKZM-Strategie Deutschlands
und deren Umsetzung zu erarbeiten sowie
insgesamt das Verhältnis zwischen Raum-
ordnung und IKZM zu beleuchten. Welche
Aufgaben soll und kann eine nationale
IKZM-Strategie im Kontext dynamischer
Entwicklungen an Küsten und Meeren
wahrnehmen, und welche Rolle kann und
soll speziell der Raumordnung darin zuge-
dacht werden? Bestimmend für das Projekt
war somit durchweg der raumorientierte
Blick, einerseits auf Veränderungen im
Meeres- und Küstenraum und anderseits
auch auf Strukturen und Werkzeuge, die
einen konstruktiven Umgang mit Verände-
rungen in räumlichen Nutzungsmustern
ermöglichen können. Im Hinblick auf die
Erarbeitung einer nationalen IKZM-Strate-
gie lag der Schwerpunkt des Projekts außer-
dem klar auf der nationalen Ebene, in Ab-
grenzung von der regionalen oder lokalen
Ebene, insbesondere was die Bewertung
und Einordnung von Nutzungsveränderun-
gen betrifft. Der Betrachtungsraum umfass-
te dabei Küstengebiete und Meer an Nord-
und Ostsee einschließlich der AWZ.

(1) 
ab Oktober 2005 (16. Legislatur-
periode) BMVBS; davor BMVBW
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vation wirken können, sind diese Entwick-
lungen zunehmend von globalen Kräften
und internationalen Interessen bestimmt.
Im nationalen IKZM und auch in der Raum-
ordnung wirkt sich dies auf Möglichkeiten
der regionalen Steuerung aus.

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme sind
jedoch erst dann für eine zukunftsorientier-
te Planung an Küsten und Meeren nutzbar,
wenn parallel dazu ein Bewertungsschema
bereitgestellt wird, welches alle Nutzungs-
trends gemäß ihrer erwarteten Auswirkun-
gen gewichten und einordnen hilft. Ent-
scheidend für die Raumordnung ist die Dif-
ferenzierung zwischen raumwirksamen
und nicht raumwirksamen Nutzungen
sowie im Kontext nationaler IKZM-Ansätze
die Identifizierung derjenigen Nutzungs-
formen, deren Management prioritär von
der Bundesebene aus koordiniert werden
muss und nicht mehr alleine von der regio-
nalen oder lokalen Ebene bewältigt werden
kann. 

Folgende Dimensionen lassen sich heran-
ziehen, um die inhaltliche Bedeutung der
Entwicklung einzelner Nutzungsformen zu
umschreiben: 

• die Dynamik der Entwicklungen,

• die Intensität der Entwicklungen, 

• der Vernetzungsgrad der Nutzungsform
mit anderen,

• die absolute Bedeutung der Nutzungs-
form,

• der Raumanspruch der Nutzungsform,

• die politische Relevanz der Nutzungs-
form und der politisch-administrative
Verantwortungsbereich 

Aus diesen läßt sich dann auf hohe nationa-
le Relevanz schließen, wenn Nutzungen:

(a) eine hohe nationale oder regionale Ent-
wicklungsdynamik aufweisen,

(b) stark mit anderen Nutzungsformen ver-
netzt sind,

(c) hohes politisches Gewicht besitzen,

(d) hohes Konfliktpotenzial aufweisen bzw.
mit wenigen anderen Nutzungen
räumlich kompatibel sind,

(e) hohen emotionalen Wert besitzen.

Inwieweit eine Ko-Nutzung in begrenzten
Räumen umgesetzt werden kann, hängt
nicht zuletzt von dem Konfliktpotenzial

zwischen unterschiedlichen Nutzungsfor-
men ab. Dieses erschließt sich u.a. aus der
Kompatibilität unterschiedlicher Nutzun-
gen. Die räumliche Kompatibilität trifft
Aussagen darüber, ob parallele Nutzungen
zumindest aus Sicht der Raumbelegung
möglich sind oder nicht. Für die Raumord-
nung ist diese Aussage relevant, da sie
durch entsprechendes Eingreifen auf feh-
lende oder vorhandene Kompatibilität rea-
gieren kann. Für die Betrachtungen in die-
sem Projekt wurde eine erste Einschätzung
der räumlichen Kompatibilität unter-
schiedlicher maritimer Nutzungen vorge-
nommen, die vor allem auf einer qualitati-
ven Bewertung des Raumanspruchs und
der Dynamik und Intensität der Entwick-
lungen in den einzelnen Nutzungsberei-
chen beruht (siehe Glaeser et al. 2004).
Diese relative Einschätzung kann ergänzt
werden durch eine Beschreibung der für
diese Entwicklungen ausschlaggebenden
treibenden Kräfte und der feststellbaren,
quantifizierbaren Auswirkungen auf ökolo-
gische, ökonomische und soziale Systeme
(„Drivers und Pressures“), wie sie derzeit im
BMBF Verbundvorhaben „Zukunft Küste –
Coastal Futures“ vorgenommen wird.

Insgesamt konnten mit Hilfe des beschrie-
benen Rasters folgende Entwicklungen als
nationale Prioritäten für IKZM und die
Raumordnung aufgezeigt werden:

• Entwicklungen im weltweiten Waren-
austausch und damit verbunden im See-
verkehr und in der Hafenentwicklung,

• Entwicklungen in der Energie- und Klima-
politik und damit verbunden die Planun-
gen zu großflächigen Offshore-Windener-
gieparks einschließlich der notwendigen
Kabelanbindungen an das Festland,

• Entwicklungen im Bereich Marikultur,

• Entwicklungen im Bereich des Rohstoff-
abbaus in Meeresgebieten,

• Anforderungen aus europäischen Um-
weltdirektiven wie z.B. der Forderung
nach Ausweisung von Meeresschutzge-
bieten,

• Anforderungen aus dem Küstenschutz-
sektor, insbesondere unter dem Gesichts-
punkt globaler Klimaveränderungen.

Ein weiteres zentrales Projektergebnis ist
die Zusammenstellung und Etablierung
von Leitprinzipien, die für ein langfristig
orientiertes IKZM grundlegend sind. Dazu
zählen einerseits der Systemansatz, der
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eine Betrachtung der Küsten und Meere als
integriertes ökologisches, ökonomisches
und soziales System nahe legt, und ander-
seits das Prinzip der Polykultur, das die Ko-
Existenz unterschiedlicher Nutzungs-
formen beschreibt und die aktive Schaffung
von win-win-Situationen mit Hilfe von
anpassungsfähigen Managementinstru-
menten fordert. Dazu gehört auch die fort-
laufende Analyse des Konfliktpotenzials
zwischen Nutzungen und die Erarbeitung
von Kriterien für die Konfliktbewertung,
bezogen einerseits auf räumliche Nut-
zungskonflikte sowie anderseits deren
Kombination mit ökologischen, wirtschaft-
lichen oder sozialen Konflikten im Rahmen
eines Monitorings.

Ein weiteres Grundprinzip ist die Aner-
kennung unterschiedlicher Bedürfnisse für
unterschiedliche Küstenräume. Dies steht
in engem Zusammenhang mit den 2006 for-
mulierten Leitbildern und Handlungsstra-
tegien für die Raumentwicklung in Deutsch-
land. Sowohl diese als auch die Prinzipien
eines IKZM bilden Richtschnuren, die im
Rahmen einer systembezogenen Umset-
zung an Nord- und Ostsee für die jeweiligen
Gegebenheiten spezifiziert werden muss.
Die Möglichkeiten und Auswirkungen
unterschiedlicher Ausgestaltungen einer
Polykultur können beispielsweise mit Hilfe
von Zukunftsszenarien weiter analysiert
werden.

Strukturelle Vorschläge

Obgleich sich der Bericht primär auf die
nationale Ebene, also die Bundesebene, be-
zieht, behandeln die strukturellen Vor-
schläge zur Organisation eines Manage-
ments der Küsten und Meere auch die wei-
teren Ebenen und insbesondere die Ver-
knüpfungen zwischen den Ebenen. Ganz
im Sinne des im Rahmen des IKZM propa-
gierten Ansatzes der horizontalen und ver-
tikalen Integration kann auch ein IKZM auf
Bundesebene nur dann erfolgreich sein,
wenn eine möglichst enge Verzahnung
unterschiedlicher administrativer, sektora-
ler und organisatorischer Ebenen und ein
effektiver Austausch zwischen den Akteu-
ren des Bundes, der Länder und der Kreise
und Gemeinden gewährleistet werden
kann. Viele der in diesem Projekt erarbeite-
ten Vorschläge für die Prozessgestaltung
finden sich ebenfalls in den vom BMU erar-
beiteten Vorschlägen für die Umsetzung
einer nationalen IKZM-Strategie wieder.
Zentral ist das Verständnis des IKZM-Pro-
zesses als fortlaufender Zyklus, der von
dem Schritt der Bestandsaufnahme über
die Entwicklung von Visionen und Zielen
bis hin zur Erarbeitung von Management-
vorschlägen und Monitoring geht. 

Ein effektiver IKZM-Zyklus benötigt gute
innerdeutsche Abstimmungsprozesse und
Dialoge. Gleichzeitig muss jedoch auch ein
Abgleich mit europäischen Interessen im
Küsten- und Meeresbereich erfolgen. Im
zweiten Projektworkshop „Nationale IKZM-
Strategien – Europäische Perspektiven und
Entwicklungstrends“ im Februar/März 2005
(vgl. BBR/BMVBW 2005) gelang es, Erfah-
rungen aus anderen Ländern in der Erarbei-
tung nationaler IKZM-Strategien mit einzu-
beziehen, was wertvolle Hinweise für das
weitere Verfahren in Deutschland lieferte.
Ein Abgleich der Bestandsaufnahme und
Thesenpapiere mit europäisch ausgerichte-
ten Projekten wie z.B. BaltCoast war eben-
falls hilfreich.

Von besonderem Interesse für die konzep-
tionellen Entwicklungen im Projekt waren
parallele Entwicklungen auf der EU-Ebene
im Rahmen einer internationalen Politik
der Meere. Im von den jeweiligen Mitglieds-
staaten erstellten Grünbuch der EU zur Mee-
respolitik (vgl. Europäische Kommission
2006) werden viele der im Projekt erarbeite-
ten Konzepte bestätigt und IKZM explizit
als Teil einer integrativen Meerespolitik
erwähnt. Die hier erarbeiteten Erfahrungen
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und Positionen können zukünftige Diskus-
sionen im Rahmen einer europäischen
Meerespolitik durchaus beeinflussen. Vor-
aussetzung hierfür ist allerdings eine Raum-
betrachtung im IKZM, welcher nicht nur die
Küsten und Küstengewässer, sondern auch
die AWZ in Strategieentwicklung und Ma-
nagement einbezieht. Dies ist ganz im
Sinne einer systemintegrierten Betrach-
tungsweise und auch eines Polykultur-
ansatzes, da sich die Auswirkungen mariti-
mer Nutzungen weder auf administrative
maritime Grenzen noch auf die Land-Meer-
Räume beschränken. Daher unterstützt
eine derartige Raumbetrachtung auch die
Meeresraumordnung als weiteres Werkzeug
für die Umsetzung integrativer Nutzungs-
konzepte. 

IKZM und Raumordnung

Ein zentraler methodischer Aspekt des Pro-
jekts war die Untersuchung des Verhältnis-
ses von IKZM zur Raumordnung. Welche
Rolle spielt IKZM in der Raumordnung und
umgekehrt? Hierfür ist zunächst zu klären,
was eigentlich unter IKZM verstanden wird.
In diesem Projekt steht IKZM für einen zyk-
lischen, fortlaufenden Prozess, der die Sta-
dien Bestandsaufnahme/Analyse des Status
Quo – Entwicklung von Visionen – Defini-
tion von Zielen – Festlegung von Handlungs-
prioritäten – Umsetzung – Evaluierung ite-
rativ durchläuft. IKZM ist somit kein einma-
liger Planungsvorgang oder eine festgelegte
Strategie, sondern ein adaptives Verfahren,
dessen messbare Ergebnisse sich aus dem
Erreichen einzelner Etappenziele ableiten
lassen. Für das Erreichen dieser Ziele bedarf
es jedoch angemessener Werkzeuge – wie
beispielsweise die Raumordnung.

Das Verhältnis zwischen IKZM und Raum-
ordnung wird weiterhin deutlich, wenn
man sich das eigentliche Anliegen eines
IKZM vergegenwärtigt. Dem eigentlichen
Ansatz nach geht IKZM über ein reines
Management und auch die Konfliktmini-
mierung zwischen unterschiedlichen Nut-
zungsformen hinaus. Wichtig ist vielmehr
die strategische Komponente, die sich mit
unterschiedlichen Vorstellungen einer Zu-
kunft und Visionen für Küsten- und Meeres-
gebiete befasst. Visionen sind Vorausset-
zungen für die Planung langfristiger Ent-
wicklungen, für die Schaffung entsprechen-
der Managementstrukturen, Prozesse und
Werkzeuge, die immer wieder diskutiert

und erneuert werden müssen. Ihre Ent-
wicklung ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, die an Stakeholder und Akteure im
Küsten- und Meeresbereich delegiert wird.
Aus diesem Grund kommt einer möglichst
breiten Beteiligung von Stakeholdern im
IKZM-Prozess zentrale Bedeutung zu. Aus
dem gleichen Grund wird die Entwicklung
von Visionen in diesem Projekt als zentrales
Element im IKZM-Zyklus hervorgehoben.
Stimmt man mit dieser Sichtweise eines
IKZM überein, so wird IKZM zu einem
größeren Rahmen, der sich der Raumord-
nung als zentrales Werkzeug zum Manage-
ment und zur Minimierung von Nutzungs-
konflikten bedient.

Ein Expertenworkshop in Leck/Nordfries-
land im August 2005 diente der Diskussion
von Positionen zur Raumordnung relativ
zum IKZM und der Entwicklung eines
Anforderungsprofils für eine Raumbeob-
achtung an Küsten und Meeren. Besondere
Anforderungen an ein Monitoring wurden
herausgehoben, u.a. die Koppelung von
ökologischen Indikatoren im Meeresraum
mit sozialen und ökonomischen Auswir-
kungen maritimer Entwicklungen auf dem
Land, die Kompatibilität eines maritimen
Monitorings mit der Laufenden Raum-
beobachtung des BBR oder auch die Ent-
wicklung von Indikatoren, die die Abhän-
gigkeit von Räumen von Entwicklungen im
Meeresraum bestimmen lassen (Definition
als „maritimer Charakter“ eines Raums).
Schwerpunkt einer Raumbeobachtung an
Küsten und Meeren liegt hierbei wiederum
auf einem Systemansatz, welcher versucht,
raumwirksame ökologische, wirtschaftliche
und soziale Veränderungen zu erfassen und
mit Hilfe messbarer Indikatoren auszu-
drücken. Denn obwohl viele Nutzungen an
sich auf dem Meer stattfinden und dort
auch ökosystemare Auswirkungen haben,
betreffen die ökonomischen und sozialen
Auswirkungen in erster Linie das Festland.
Raumwirksame Veränderungen im Status
Quo, die sich aus veränderten Nutzungs-
mustern im Meer ergeben, sind beispiels-
weise die Zusammensetzung der Bevölke-
rung, die Anzahl von Arbeitsplätzen oder
auch der Kapitalstock der Küstenregionen. 
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Anstoßeffekte 

Die Projektergebnisse gehen jedoch über
die Durchführung einer Bestandsaufnahme
und die Erarbeitung strategischer Vorschlä-
ge hinaus. Während seiner Laufzeit konnte
das Projekt eine Reihe von Veranstaltungen
organisieren, die einen regen Austausch
zwischen unterschiedlichen Akteuren im
IKZM ermöglichten und unterschiedliche
Formen des Stakeholderdialogs umfassten.
Zentrales Thema war dabei stets die
Entwicklung der nationalen IKZM-Strategie
aus der Perspektive der Raumordnung,
wobei das Projektteam den jeweiligen
Entwicklungsstand im Projekt vorstellte
und mit den Teilnehmern diskutierte. Vor-
schläge, die im Plenum oder aus einzelnen
Workshops erarbeitet wurden, flossen stets
in die nachfolgenden Arbeitsschritte mit
ein. Das Projekt verstand sich somit von
Anfang an als offen und prozessorientiert,
wobei besonderer Wert auf die Integration
der verschiedenen Verwaltungsebenen ge-
legt wurde. In allen Veranstaltungen gelang
es, neben der Bundesebene auch die Ebene
der Inseln, der Küstenkreise, der Küsten-
regionen und der Länder mit einzubezie-
hen und unterschiedliche Sektoren für eine
Teilnahme am Dialog zu gewinnen. In die-
sem Sinne steht das Projekt stellvertretend
für eine erfolgreiche Anwendung der zen-
tralen prozessorientierten Grundprinzipien

des IKZM, nämlich der Förderung von
Transparenz, Partizipation und Informa-
tionsaustausch zwischen all denjenigen
Akteuren, die die Entwicklungen an Küste
und Meer lenken und verwalten.

Aus Sicht der Bearbeiter ist die erfolgreiche
Weiterführung dieses Dialogs eine wesentli-
che Aufgabe für die Zukunft. Aufgrund der
internationalen Verflechtungen wird viel
davon abhängen, ob sich das deutsche
IKZM auch internationalen Forderungen
stellen kann. Gleichzeitig wäre zu wün-
schen, dass der integrative Ansatz und der
Stakeholderdialog auch auf die internatio-
nalen Diskussionen, beispielsweise zu einer
EU-weiten Meerespolitik, übertragen wer-
den kann. 

In Deutschland selbst wird die Umsetzung
der nationalen IKZM-Strategie nur gelin-
gen, wenn der Dialog zum IKZM zwischen
den verantwortlichen Akteuren als langfri-
stig angelegter Prozess gestaltet werden
kann. Diskussionen zu Visionen und
Mechanismen zur Umsetzung müssen ein-
hergehen mit effektivem Monitoring, das
Veränderungen an Küsten und Meeren auf
allen Systemebenen im Sinne eines ganz-
heitlichen Ansatzes erfasst. Die Identifizie-
rung und das Management raumwirksamer
Veränderungen ist hierbei eine zentrale
Rolle für die Raumordnung.
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Zentrale Projektergebnisse

Inhaltliches zum IKZM
• Etablieren von Leitprinzipien für ein nationales IKZM

• Klärung der besonderen Rolle der Raumordnung

• Vorschläge für Strukturen und Prozesse zur Umsetzung eines nationalen IKZM

• Kriterien zur Abwägung von Nutzungstrends und Festlegung von Handlungsprioritäten

• Strategie für ein langfristiges Monitoring an den Küsten und im Meer

Veröffentlichungen
• Bestandsaufnahme im Küsten- und Meeresraum 2003 und 2006 (www.bbr.bund.de/Allgemeine Ressortfor-

schung), 

• gedruckt als Gee, K., Kannen, A. und Licht-Eggert, K. (2006): Raumordnerische Bestandsaufnahme für die deut-
schen Küsten- und Meeresbereiche. Berichte, Forschungs- und Technologiezentrum Westküste der Universität
Kiel, Nr. 38, 161 Seiten, Büsum 2006.

• Glaeser, B., Kannen, A, Gee, K, Sterr, H (2004): Auf dem Weg zur nationalen Strategie im Integrierten
Küstenzonenmanagement – raumordnerische Perspektiven. In: BBR (Hrsg.): Raumordnung auf dem Meer.
Informationen zur Raumentwicklung, H. 7/8 2004, S.505-514.

• Konferenzberichte

° Dokumentation des Workshop vom August 2005 in Leck, Nordfriesland (www.bbr.bund.de) 

° BMVBW und BBR (2005): Nationale IKZM-Strategien – Europäische Perspektiven und Entwicklungstrends.
Nationale Konferenz, Berlin, 28.02. bis 01.03.2005. Konferenzbericht, 85 S.

° BMVBW und BBR (2004): Auf dem Weg zur nationalen IKZM-Strategie: Perspektiven der Raumordnung.
Dokumentation des Workshops in Berlin am 23. und 24.10.2003, S. 25. 

Veranstaltungen
• Nationaler IKZM-Workshop im Oktober 2003 am BMVBW in Berlin

• Nationaler IKZM-Workshop im Februar/März 2005 am BMVBW in Berlin 

• Expertenworkshop in Leck/Nordfriesland im August 2005
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Seit den 1990er Jahren hat sich in Deutsch-
land ein breiter Dialog zum Integrierten
Küstenzonenmanagement (IKZM) entwi-
ckelt. Einen wesentlichen Anstoß liefert die
„Empfehlung des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom Mai 2002 zur
Umsetzung einer Strategie für ein Integrier-
tes Management der Küstengebiete in Eu-
ropa“, in der die Mitgliedsstaaten aufgefor-
dert werden, etablierte Grundsätze eines
beispielhaften IKZM als nationale Strate-
gien umzusetzen. Erarbeitet unter der
Federführung des Bundesministeriums für
Umwelt (BMU) liegt die Bestandsaufnahme
zur Deutschen IKZM-Strategie nun vor (vgl.
BMU 2006, Kabinettbeschluß vom 22.3.). 

Im Kontext der internationalen IKZM-
Diskussionen, und insbesondere bedingt
durch den wachsenden Entwicklungsdruck
im Offshore-Bereich, hat auch die Raum-
ordnung in Deutschland begonnen, sich
intensiver mit dem Zusammenspiel zwi-
schen Land und Meer auseinanderzuset-
zen. Das Raumordnungssgesetz (ROG)
wurde 2004 novelliert und der Geltungsbe-
reich der Landesraumordnungspläne auf
die 12-Seemeilen-Zone ausgedehnt. Der
Bund ist für ordungspolitische Festlegun-
gen in der AWZ zuständig und hat darüber
hinaus Raumordnungsstrategien für die
AWZ zu entwickeln. Auch auf Länderebene
wird die Herausforderung „Integriertes
Küstenzonenmanagement“ verstärkt auf-
gegriffen. Zur Debatte stehen einmal die
vielfältigen, oftmals konträren Nutzungs-
ansprüche im deutschen Küsten- und Mee-
resraum, zum anderen die Bestrebungen,
Land und Meer verstärkt zu integrieren,
z.B. durch Koppelung der EU Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL) an IKZM oder
auch ein Management der regionalen
Meere mit Schwerpunkten auf Meeres-
schutz und mariner Raumplanung (z.B.
Europäische Kommission 2006, Einrich-
tung einer Arbeitsgruppe „Marine Spatial
Management Workshops“ des OSPAR). Die
Raumordnung ist gefordert, diesen Ent-
wicklungen mit einer nationalen, Land und
Meer umfassenden Raumordnungsstrate-
gie zu begegnen. 

2. Projekthintergrund und Aufgabenstellung
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Grundlegende Trends mit besonderer Be-
deutung für die Raumordnung sind: 

• Entwicklungen im weltweiten Warenaus-
tausch und damit verbunden im Seever-
kehr und in der Hafenentwicklung,

• Entwicklungen in der Energie- und
Klimapolitik und damit verbunden die
Planungen zu großflächigen Offshore-
Windparks einschließlich der notwendi-
gen Kabelanbindungen an das Festland,

• Entwicklungen im Bereich Marikultur,

• Entwicklungen im Bereich des Rohstoff-
abbaus in Meeresgebieten,

• Anforderungen aus europäischen Um-
weltdirektiven wie z.B. der Forderung
nach Ausweisung von Meeresschutzge-
bieten,

• Anforderungen aus dem Küstenschutz-
sektor, insbesondere unter dem Ge-
sichtspunkt globaler Klimaveränderun-
gen.

Diese Trends, die neben den traditionellen
Raumnutzungen in den deutschen Küsten-
gebieten wie Tourismus, Fischerei und
Muschelfischerei entstehen, führen zu
neuen Chancen und Potenzialen in der
regionalen Entwicklung. So bildet bei-
spielsweise die Windkraftindustrie an ein-
zelnen Standorten mittlerweile ein bedeu-
tendes Wirtschaftscluster aus Herstellern,
Betreiber-, Planungs- und Finanzierungs-
firmen. Dies sind Potenziale, deren erfolg-
reiche Nutzung gerade strukturschwachen
Küstenräumen erhebliche Entwicklungs-
chancen einräumen könnte. Zugleich ist
jedoch aus raumordnerischer Sicht eine
Abwägung gegenüber anderen Nutzungen
wie Tourismus und Naturschutz von großer
Bedeutung. 

Um die Nachhaltigkeit der ökologischen,
ökonomischen und sozialen Systeme der
Küstengebiete und Meere zu erhalten,
bedarf es daher planerischer Instrumente,
die eine Abwägung der Entwicklungs-
potenziale mit den vorhandenen und
absehbaren Belastungen des Raumes
erlauben. Ebenfalls erforderlich sind
Ansätze, die die Prinzipien eines IKZM und
die Raumordnung miteinander verknüpfen
und einen klaren Rahmen für die
Raumplanung auf dem Meer und an der
Küste liefern.

Der Arbeitsauftrag

Vor diesem Hintergrund förderten das
Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR) und das Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) ein dreijähriges Forschungspro-
jekt mit dem Ziel, aus Sicht der Raumord-
nung Beiträge zur nationalen IKZM-Strate-
gie Deutschlands und deren Umsetzung zu
erarbeiten. 

Ziel des Projektes war es, eine Bestandsauf-
nahme der Nutzungen im Küsten- und
Meeresraum durchzuführen, die Aufgaben
der verschiedenen Verwaltungsakteure im
IKZM zu klären, auf mögliche Koordinie-
rungsverfahren für eine erfolgreiche Um-
setzung zu verweisen sowie diese je nach
Erfordernis durch entsprechende Instru-
mente oder Programme zu ergänzen. Auch
galt es zu klären, wie sich die Aufgaben
einer nationalen IKZM-Strategie, und darin
die Aufgaben der Raumordnung, von Auf-
gaben der regionalen und lokalen Ebene
abgrenzen lassen. Projektziel war somit
nicht die Entwicklung einer allgemeinen,
sektorenübergreifenden IKZM-Strategie,
sondern ein konstruktiver, zukunftsorien-
tierter Blick auf die wichtigsten raumord-
nungsrelevanten Fragen. Das Projekt be-
zieht sich explizit auf den nationalen Rah-
men, obwohl auch Anknüpfungspunkte an
die internationale und regionale Ebene auf-
gegriffen werden. 

Der geografische 
Betrachtungsraum

Räumlicher Geltungsbereich des Projekts
ist der Küstenraum der Nord- und Ostsee.
Seewärts schließt dieser die Ausschließliche
Wirtschaftszone (AWZ) ein. Auf der land-
wärtigen Seite wird der Betrachtungsraum
durch die administrativen Grenzen der
Länder oder den Einflussbereich einzelner
Nutzungsformen im Inlandbereich abge-
grenzt. Trotz des bundesweiten Ansatzes
einer nationalen Strategie wurde im Projekt
von Anfang an zwischen Nord- und Ostsee
unterschieden, da die Rahmenbedingun-
gen und internationalen Verflechtungen
innerhalb der regionalen Meere hier zu sehr
unterschiedlichen Voraussetzungen führen.
Die internationale Ebene wurde nur dann
aufgegriffen, wenn sie für Planungen in
Deutschland von Relevanz ist.
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Nordsee: Festlandsockel/ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ)

Ostsee: Festlandsockel/ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ)

Grenzen
Festlandsockel

12-Seemeilenzone/Küstenmeer

Internationale Grenze

Wassertiefen
0–10 m

10–20 m

20–30 m

30–40 m

40–50 m

50–60 m

Wattenmeer

Quelle: www.bsh.de

Grenzen
Festlandsockel

12-Seemeilenzone/Küstenmeer

Internationale Grenze

Wassertiefen
0–10 m

10–20 m

20–40 m

40–50 m

50–60 m

Quelle: www.bsh.de
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Projektschritte

1. Entwicklung eines Erfassungsrasters für die Bestandsaufnahme, Bestandsaufnahme der Raumnutzungen insbe-
sondere im marinen Bereich und der relevanten Institutionen auf Basis vorhandener Quellen;

2. Entwicklung eines Thesenpapiers aus der Bestandsaufnahme, Diskussion der Bestandsaufnahme und des
Thesenpapiers auf einer öffentlichen Veranstaltung im BMVBW in Berlin mit mehreren integrierten Workshops
(Oktober 2003);

3. Überarbeitung der Bestandsaufnahme sowie Erarbeitung von Empfehlungen zur Umsetzung einer nationalen
IKZM-Strategie aus Perspektive der Raumordnung, Diskussion dieser Empfehlungen und der Erfahrungen anderer
europäischer Länder auf einer internationalen Konferenz im BMVBW in Berlin (Februar/März 2005);

4. Weiterentwicklung der Empfehlungen und Vorschläge mit Experten des Bundes, der Länder, regionaler Vertreter
sowie Wissenschaftlern auf einem Expertenworkshop in Leck, Nordfriesland (August 2005), Aktualisierung der
Bestandsaufnahme und Entwicklung eines Vorschlags für eine Laufende Raumbeobachtung zur Erfassung der
Auswirkungen mariner Raumutzungen auf den Küstenraum.

Das Projektteam

Das Projektteam bestand aus folgenden
Institutionen und Wissenschaftlern:

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung (WZB) (Prof. Dr. Bernhard Gla-
eser, Kira Gee M.Sc)

Forschungs- und Technologiezentrum
Westküste (FTZ), Büsum (Dr. Andreas
Kannen, Dr. Katharina Licht-Eggert)

Geographisches Institut, Christian-Alb-
rechts-Universität, Kiel (Prof. Dr. Horst Sterr)

Arbeitsablauf und 
zeitlicher Rahmen

Die Projektstruktur lehnt sich eng an die
Vorgaben der EU für die Erarbeitung natio-
naler Strategien an. Grundlage für die stra-
tegische Phase war eine umfassende Be-
standsaufnahme in den deutschen Küsten-
und Meeresräumen. Basierend auf einer
Sichtung einschlägiger Literatur wurden
dabei einzelne Sektoren, Trends, Hauptak-
teure, Gesetze und Institutionen mit Ein-
fluss auf die Küstengebiete erfasst. Die Be-
standsaufnahme verstand sich als rein de-
skriptive Momentaufnahme, die grundle-
gende ökologische, wirtschaftliche und
soziale Parameter im Untersuchungsgebiet
beschreibt, einen Überblick über die we-
sentlichen derzeitigen Nutzungsformen lie-
fert und aktuelle Trends und Nutzungs-
konflikte aufzeigt. Die Bestandsaufnahme
skizziert außerdem die administrativen,
institutionellen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen im IKZM, wobei insbesondere
auch informelle IKZM-Strukturen, Akteure
und Forschungseinrichtungen beschrieben

werden. Die Bestandsaufnahme wurde 2006
aktualisiert und liegt als Internetversion
(www.bbr. bund.de) sowie in gedruckter
Form vor (Gee et al. 2006).

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme lie-
ferten die Basis für die Beschreibung von
Anforderungen, denen sich die verschiede-
nen administrativen Ebenen sowohl in der
Raumordnung als auch im langfristigen
Management der Küsten und Meere stellen
müssen. Die beschriebenen Nutzungsfor-
men und Trends wurden hierzu einer Ge-
wichtung durch das Projektteam unterzo-
gen (vgl. Glaeser et al. 2004), welche natio-
nale Prioritäten herausstellte und diese von
regionalen und lokalen Themenfeldern
abgrenzte. Auf dieser Grundlage wurden 10
Rahmen gebende Thesen entwickelt, die
grundlegende Prinzipien und Handlungs-
prioritäten einer nationalen Strategie mit
Schwerpunkt Raumordnung aufzeigen (vgl.
Gee et al. 2003). Am 23. und 24. Oktober 2003
wurden diese Thesen auf einem Workshop
mit Experten aus Behörden und Wissen-
schaft im Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen diskutiert
(BMVBW 2004).

Aufbauend auf diesen Grundlagen wurden
Vorschläge für eine nationale Strategie mit
Schwerpunkt Raumordnung entwickelt, die
auf einem zweiten nationalen Workshop im
Februar 2005 am BMVBW präsentiert wur-
den. Sowohl die Bestandsaufnahme als
auch die erarbeiteten Vorschläge flossen in
die Erarbeitung einer nationalen IKZM-
Strategie durch das BMU ein. Im August
2005 fand ein Expertenworkshop in Leck/
Nordfriesland statt, auf dem die speziellen
Anforderungen an Instrumente und Pro-
zesse des IKZM im Kontext der Raumord-
nung diskutiert wurden. 



kehr sowie der so genannte ruhende Ver-
kehr, die Reeden, sowie den inter- und
intrazonalen Schiffsverkehr.

Insgesamt ist ein allgemeiner Anstieg des
Schiffverkehrs zu verzeichnen, der auch zu
einer erhöhten Frequentierung der wichti-
gen Schifffahrtswege im Küstenmeer und
vor allem der AWZ vor den deutschen Küs-
ten geführt hat. Mittlerweile werden 95%
des weltweiten und 62% des innereuropä-
ischen Warenverkehrs über den Seetrans-
port abgewickelt, wobei auf die Ostsee,
eines der am meisten und dichtesten befah-
renen Gewässern der Welt, ca. 15% des
weltweiten Seehandelsvolumens entfallen1.
Ein wichtiger Trend für die Ostsee ist die
schnelle Entwicklung der baltischen und
russischen Hafenstädte, deren Häfen
rekonstruiert und ausgebaut werden und
sich zu wichtigen Umschlagplätzen für den
Öltransport entwickeln2. Bis 2015 wird eine
Verdopplung des Schiffsverkehrs im Ostsee-
raum erwartet, wobei das Wachstum im
Öltransport von der Entwicklung der Han-
delsbeziehungen mit Russland abhängt.
Auch die Tankergröße wird voraussichtlich
weiter ansteigen. Für die Nordsee zeichnen
sich ähnliche Entwicklungen basierend auf
einer Ausweitung des Container-, Öl- und
Personentransports ab. Hier wird eine Ver-
doppelung des Frachtverkehrs in Anzahl
und Größe der Schiffseinheiten bis 2015
gegenüber 2003 erwartet3. Der Container-
umschlag in Hamburg und Bremerhaven
hat sich in den letzten zehn Jahren um etwa
120% mehr als verdoppelt. In Hamburg,
dem größten deutschen Container-Um-
schlaghafen und nach Rotterdam der zweit-
größte Europas, wurden 2005 ca. 8 Millio-
nen Container umgeschlagen, in Bremen/
Bremerhaven etwas mehr als 3,7 Mio. Stan-
dardcontainer4. Die Konstruktion von künst-
lichen Inseln, beispielsweise Windkraftan-
lagen, und ihre anschließende Versorgung
und Folgenutzung sowie die Ausweitung
des Sportbootverkehrs lässt auch einen An-
stieg des intrazonalen Schiffsverkehrs er-
warten5.

Während auch kleinere Häfen von einem
Anstieg des intrazonalen Schiffsverkehrs
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3.1 Küsten als besondere Räume

Küsten sind in vielerlei Hinsicht besondere
Räume. An erster Stelle steht der herausra-
gende ökologische Stellenwert der deut-
schen Nord- und Ostseeküste, bestätigt bei-
spielsweise in der Designation beider Meere
als ‚particularly sensitive sea areas‘ (PSSA)
sowie einer Vielzahl weiterer Designationen
in der AWZ, im Wattenmeer und an der
Boddenküste. Daneben steht ein hohes wirt-
schaftliches Entwicklungspotenzial, was
sich in der großen Anzahl bestehender Nut-
zungsformen und dem wachsenden Inter-
esse für Offshore-Nutzungen widerspiegelt.
Nicht zuletzt sind Küsten und Meere jedoch
auch Kultur- und Lebensräume, deren ide-
eller und emotionaler Wert auch als Trieb-
kraft für zukünftige Entwicklungen nicht
unterschätzt werden darf.

Im Folgenden werden bestehende Nutzun-
gen an den deutschen Küsten und Meeren
und die aktuellen Entwicklungstrends in
den jeweiligen Bereichen zusammengefas-
st. Diese bilden die Grundlagen für eine Be-
wertung der Trends und das Herausstellen
von Schwerpunktbereichen für IKZM und
die Raumordnung auf der nationalen Ebene
sowie getrennt an Nord- und Ostsee.

3.2 Nutzungstrends im Meer

3.2.1 Schifffahrt

Darstellung

Die im UN-Seerechtsübereinkommen ge-
forderte Freiheit der Schifffahrtsbewe-
gungen verbietet die Verdrängung der
Schiffe ausschließlich auf bestimmte Rou-
ten. Dennoch bilden Seeverkehrskorridore
wesentliche Strukturelemente sowohl des
küstennahen Meeresraums als auch der
AWZ. Die Trassen dienen zum einen der
Garantie der Sicherheit im Schiffsverkehr,
zum anderen der Garantie der ungehinder-
ten Passage. Die Schiffahrt umfasst eine
Reihe sehr unterschiedlicher Formen der
Schiffsbewegungen und Schiffstypen, z.B.
Fracht, Kreuzfahrt, Fähren, treibender Ver-

3. Küsten und Meere: 
Ein Überblick über Bedeutung und 
allgemeine Entwicklungstrends

(1) Rytkönen et al. (2002)

(2) Rytkönen et al. (2002)

(3) SDN (2005)

(4)
http://www.bremen-ports.de/ evo-
page/files/2/113828990743d8ecf
3819af.pdf, (23.3.2006);
http://www.hafen-hamburg.de/
de/index.php?option=com_con-
tent&task=view&id=2854&Itemid=
255, (23.3.2006)

(5) Buchholz, H. (2002)
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profitieren können, sind es bei der Aus-
weitung der Containerschiffahrt oder des
Öltransports besonders die großen Hafen-
zentren. Um ihre Chancen bestmöglich zu
nutzen, muss für beide Hafenarten ein Um-
feld bereitgestellt werden, in dem Schiff-
fahrt und Transport weitgehend ungehin-
dert vonstatten gehen können. Dies bedingt
beispielsweise die effiziente Gestaltung der
Häfen, den schnellen Umschlag von Waren,
Sicherheit in der Navigation und die Bereit-
stellung designierter Schifffahrtsstraßen.
Für die EU-Mitgliedsstaaten stellt die EU-
Schiffahrts- und Transportpolitik ein ent-
sprechendes Rahmenwerk bereit. Für den
interzonalen Schiffsverkehr ist eine effekti-
ve Anbindung an die europäischen Ver-
kehrskorridore sowohl auf See- als auch auf
Landseite erforderlich. Hilfreich ist außer-
dem die Einrichtung multimodaler Schnitt-
stellen, die kommerzielle und nicht-kom-
merzielle Verkehrsnutzungen bündeln.

Konflikte

Im Küstenmeer, aber auch der AWZ, hat der
Schiffsverkehr geltenden Umweltauflagen
und Schutzgebietsausweisungen Rechnung
zu tragen. Gleichwohl erhebt der Schiffs-
verkehr den Anspruch auf eine von anderen
Nutzungen ungestörte Abwicklung. Er trägt
mit dem „Privileg der Raumnutzung“ ein
hohes Konfliktpotenzial mit sich. Konflikte
in der Schifffahrt bestehen mit dem Natur-
schutz (Unfälle, Wasserverschmutzung), Off-
shore-Windenergieanlagen und Leitungs-
trassen auf dem Meeresboden. Die Sicher-
stellung größtmöglicher Sicherheit auf See
ist daher eine Priorität. Entstehen Konflikte,
werden diese in der Regel zugunsten des
Schiffsverkehrs aufgelöst. Somit nimmt der
Schiffsverkehr eine rechtlich gesicherte
Vorrangstellung ein6.

Das BMVBS hat zusammen mit der WSV das
so genannte Sicherheitskonzept Deutsche
Küste erarbeitet, das ständig aktualisiert
und bei erkanntem Bedarf fortgeschrieben
wird. Neben der grundsätzlichen Vermei-
dung von Schiffsunfällen ist die Mini-
mierung und Bekämpfung bereits eingetre-
tener Schäden oberste Priorität. Zu den ein-
zelnen Komponenten des Konzepts zählen
die Verkehrswegeführung mit Trennung
gegenläufiger Verkehrsströme und entspre-
chenden Verkehrsvorschriften, die Ver-
kehrsüberwachung durch Verkehrszentra-
len, die Pflicht zur Annahme von Seelotsen,
die schifffahrtspolizeiliche Präsenz, die Ver-
fügbarkeit von Schleppern, Feuerschutz

(6)
Landesregierung Schleswig-
Holstein (2005)



18 Raumordnung und IKZM als Instrumente für die nachhaltige Entwicklung des Küsten- und Meeresraumes

sowie die Schadstoffunfallbekämpfung. Für
Schiffe ab einer Länge von 90m bzw. einer
Breite von 13m, besteht auf den Revieren
grundsätzlich – und zwar unabhängig von
der beförderten Ladung – die Pflicht zur
Annahme eines Seelotsen. Außerdem gilt
diese Pflicht – ohne Größenbeschränkung –
für alle Fahrzeuge, die bestimmte gefährli-
che Güter befördern. Für Fahrzeuge mit
einer Länge von 130m und mehr bzw. einer
Breite von 21m und mehr, ist die Annahme
eines Seelotsen bereits im Küstenvorfeld
verpflichtend. Hierdurch ist sichergestellt,
dass insbesondere einlaufende Großtanker
vor der Querung der Hauptverkehrsströme
mit einem ortskundigen Seelotsen besetzt
sind7.

Zur Steigerung der Sicherheit im Küsten-
vorfeld sind u.a. sog. Verkehrstrennungsge-
biete eingerichtet, durch die sowohl der
gegenläufige Schiffsverkehr, als auch Schif-
fe mit unterschiedlichen Ladungen räum-
lich voneinander getrennt werden. In der
AWZ werden die Verkehrstrennungsgebiete
durch die WSV des Bundes mit Schifffahrts-
zeichen bezeichnet und von dort verwal-
tet8. 

Seit dem 1. Januar 2003 ist ein gemeinsames
Havariekommando als Kompetenzzentrum
für maritime Notfallvorsorge in Cuxhaven
im Dienst. Kernbestandteil der Einrichtung
ist ein Maritimes Lagezentrum, in dem alle
relevanten Informationen zusammenlau-
fen. Im Alltagsbetrieb ist das Havariekom-
mando ein Kompetenzzentrum der Schad-
stoffunfallbekämpfung, der Schiffsbrand-
bekämpfung, der Verletztenversorgung so-
wie der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit9.

Die Raumplanung kann die Bildung von
Kernpunkten für den Güter- und Personen-
verkehr im kleinen als auch im großen
Rahmen unterstützen. Im Meeresbereich
muss die Raumordnung darauf abzielen,
die freie und ungehinderte Passage von
Schiffen zu garantieren. Zudem sind be-
sonders im Zusammenhang mit Offshore-
Windkraftanlagen oder anderen permanen-
ten Einrichtungen in Küsten- und Meeres-
gewässern planerische wie technische
Schutzmaßnahmen, eine umfassende Not-
fallplanung wie auch Versicherungsfragen
von großer Bedeutung, um diese Risiken zu
minimieren und ökologische wie ökonomi-
sche Negativeffekte auf Inseln und Küsten-
gebiete zu verhindern.

3.2.2 Leitungstrassen

Darstellung

Die Verlegung diverser Kabel und Leitungen
auf dem Meeresboden ist sowohl national
als auch international gängige Praxis. Oft
gewährleistet nur die Verlegung im Meer die
kürzeste Verbindung zwischen zwei Punk-
ten, und oft sind es das weitgehende Fehlen
von planerischen Regelwerken und die
Möglichkeit des einfachen Absenkens auf
den Meeresboden ohne aufwendige Verle-
geverfahren, die hier wirtschaftliche Vor-
teile bieten. 

International sind Leitungswege von zu-
nehmender Bedeutung für die Verlegung
von Telekom- und Elektrokabeln sowie Öl-
und Gasrohrleitungen. Hinzu kommen spe-
zielle Produktleitungen, die sich aus den
neuen maritimen Nutzungsformen erge-
ben, wie beispielsweise Energieleitungen,
Hochspannungsleitungen oder auch Ab-
wasserentsorgungsleitungen. Durch die
verstärkte Vernetzung der europäischen
Wirtschaftsräume und weitere Liberali-
sierung – beispielsweise der Strommärkte –
wird sich der Trend zu internationalen Lei-
tungen im Meer weiter verstärken. Das be-
reits 1994 geplante Starkstromkabel NorNed
soll voraussichtlich bis Ende 2007 von
Norwegen in die Niederlande geführt wer-
den. Die für die Verlegung geeignete Trasse
in der Nordsee wurde unter Federführung
des BSH festgelegt10. In der Ostsee hat der
Bau der Nordeuropäischen Gasleitung
(NEGP) begonnen, die pro Jahr etwa 55
Milliarden Kubikmeter russisches Erdgas
durch die Ostsee nach Deutschland trans-
portieren soll. Dies entspricht etwa der
Hälfte des jetzigen deutschen Jahresver-
brauchs. Am 9. Dezember 2005 begannen in
Babajewo die Bauarbeiten für den russi-
schen Landabschnitt der Pipeline. Geplan-
ter Betriebsbeginn ist 201011. Von steigen-
der regionaler Bedeutung sind in Zukunft
Produktleitungen von Offshore-Installa-
tionen an Land sowie die Kabel, die den aus
Offshore-Windkraftanlagen gewonnenen
Strom an Land transportieren. Hier können
Auswirkungen auf nationale Naturschutz-
güter auftreten. Der Großteil des derzeiti-
gen Konfliktpotenzials entsteht aus diesen
und nicht den internationalen Leitungs-
trassen. 

(7) http://www.wsv.de/Schifffahrt/
Seeschifffahrt/Sicherheitskon-
zept_Deutsche_Kueste/Sicher-
heitskonzept_Deutsche_Kueste.ht
ml

(8) http://www.wsv.de/Schifffahrt/
Seeschifffahrt/Ausschliessliche_Wir
tschaftszone/index.html
(15.2.2006)

(9) http://www.bmvbw.de/Maritime-
Notfallvorsorge-Aufbau-eines-
Havariekommandos-. 956.htm

(10)
http://www.bsh.de/de/Meeresnutz
ung/Wirtschaft/Seekabel/index.jsp,
(16.3.2006)

(11) 
http://www.aktuell.ru/russland/
wirtschaft/nicht_teurer_aber_sicher
_ostseepipeline_baustart_
1294.html;
http://de.wikipedia.org/wiki/Bild:Ba
ltic_sea_map_with_pipeline. jpg;
http://www.handelsblatt.com/hbiw
wwangebot/fn/relhbi/sfn/buildhbi/c
n/bp_artikel/docid/1002500/STRU
CID/200012/PAGEID/200038/inde
x.html, (16.3.2006)
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Konflikte

International erfolgt die Kabelverlegung auf
dem Meeresboden weitgehend unkoordi-
niert. Schäden entstehen durch sich kreu-
zende Kabel oder beispielsweise Schlepp-
fischerei. Auch die Wartung bzw. die Ent-
sorgung obsoleter Kabel wird durch den
Mangel an einem umfassenden Inventar
bzw. der Zugänglichkeit solcher Informa-
tionen erschwert. Weitere Probleme sind
die Störung des Ökosystems durch Verle-
gung und Wartung sowie bei Erdölpipelines
die Gefahr der Umweltverschmutzung. 
Naturschützer verweisen auf die möglichen
Auswirkungen elektromagnetischer Felder
auf wandernde Wale und Fische, die ent-
sprechende Maßnahmen wie z.B. die tiefere
Verlegung der Starkstromkabel oder die
Bündelung zweier Stromkabel erfordern.
Nachteilig ist auch, dass eine direkte Ein-
speisung des in Offshore-Windenergie-
anlagen gewonnenen Stroms in HGÜ-Kabel
und die Verlegung von Leerrohren parallel
zur Starkstrom-Kabelverlegung an techni-
schen Hindernissen scheitert12. Eine effizi-
ente Bündelung von Kabeln, insbesondere
die Nutzung von Knotenpunkten zur ge-
bündelten Weiterleitung von Offshore-
Strom an zentrale Anlandepunkte, ist somit
fraglich. 

Die Anbindung von transnationalen Stark-
stromkabeln an das deutsche Netz erfordert
eine verstärkte Koordination der Planungen
im Meeres- und Landesbereich. Um die
Einspeisung von Strom in das deutsche
Hochspannungsnetz zu gewährleisten,
müssen neben geeigneten Einspeise-
punkten mit Transformatoren für die 380-
und 220-kV-Netze auch entsprechende
Netzkapazitäten und neue Hochspan-
nungstrassen bereitgestellt werden. Diese
wiederum ziehen entsprechende Raumord-
nungsverfahren nach sich13.

Erforderlich aus Sicht der Raumplanung ist
eine Bündelung der diversen Leitungen in
nationalen und internationalen Leitungs-
trassen und ihre Koordination der räumli-
chen Ausrichtung. Hier ist eine möglichst
gerade Trassenführung und die Abstim-
mung mit den Schifffahrtswegen erforder-
lich. Dies hat Konsequenzen beispielsweise
für die Ausweisung von Windenergieparks
oder andere Zonen, die möglichst so ausge-
richtet werden müssen, dass sie diese gera-
den Trassen nicht behindern14. Zugleich
wird hier ein internationaler Abstimmungs-
bedarf auf Ebene der Regionalen Meere
deutlich.

3.2.3 Meeresschutzgebiete und
Naturschutzgebiete an der Küste

Darstellung

Im Zuge der Nutzungsintensivierung wird
der Schutz der Meere und ihrer Ökosysteme
national und international immer wichti-
ger. Aufgrund der starken Dynamik des
Systems und der flexiblen Verteilung man-
cher Fauna ist die Ausweisung von Meeres-
schutzgebieten nicht immer einfach.
Während einige Arten an bestimmte syste-
matische Voraussetzungen gebunden sind
(z.B. Seehundbänke, Vogelbrutgebiete),
sind andere selten am selben Ort, so dass
der Schutz von wandernden Arten stark von
effektiver internationaler Zusammenarbeit
abhängt.

Deutschland ist Mitglied verschiedener in-
ternationaler Konventionen. Zu den wich-
tigsten zählen die EU-Vogelschutzrichtlinie,
welche die Einrichtung so genannter
Special Protection Areas erfordert, sowie die
FFH-Richtlinie der EU. Andere Konven-
tionen sind die Ramsar-Konvention zum
Schutz von Feuchtgebieten, das Bonner
Abkommen zum Schutz von Zugvögeln
sowie die Abkommen zum Schutz von
Seehunden und Walen. Alle internationalen
Konventionen umfassen sowohl den Schutz
einzelner Spezies als auch der Biotope.

Bis 2002 wurden FFH-Gebiete, Important
Bird Areas und Special Protection Areas
(SPA) nur in den Küstenbereichen und den
Hoheitsgewässern vorgeschlagen. Mit der
Novellierung des Bundesnaturschutzgeset-
zes im April 2002 wurde es möglich, Mee-
resschutzgebiete auch in der AWZ auszu-
weisen. Im Zuge der Umsetzung des Netzes
NATURA 2000 wurden vier Gebiete in der
Nordsee und sechs in der Ostsee an die
europäische Kommission gemeldet15.

Im Ostseeraum hat die HELCOM die Aus-
weisung spezieller Baltic Sea Protected
Areas beschlossen, die besonders als Rast-
und Brutstätten für Zugvögel von Bedeu-
tung sind. Im Nordseebereich besteht mit
dem Wattenmeer ein zusammenhängender
Schutzraum, der sich von der niederländi-
schen bis hin zur dänischen Küste erstreckt.
Zusätzlich zur Nationalparkklassifikation
ist das gesamte Wattenmeer durch MAR-
POL und IMO als Particularly Sensitive Sea
Area (PSSA) designiert. Im Jahr 2005 wurde
auch die Ostsee in die Liste der PSSA aufge-
nommen16. PSSAs dienen der Regulierung
der Schifffahrt und erlauben die grenzüber-

(12) 
Viking Cable – 
Ermessensentscheidung für den
Klimaschutz.
http://umwelt.landsh.server.de/
servlet/is/12482/hg0109.doc

(13) http://www.offshore-
wind.de/show_article.cfm?cid=67

(14) Buchholz, H. (2002)

(15) http://www.bmu.de/natur-
schutz_biologische_vielfalt/
natura_2000/doc/35487.php
(15.2.2006)

(16) 
http://www.imo.org/
Environment/mainframe.
asp?topic_id=760
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schreitende Einleitung entsprechender si-
chernder Maßnahmen (z.B. Navigation,
Schiffssicherheit).

Trotz der genannten Schwierigkeiten geht
der Trend zur verstärkten Einrichtung und
Anerkennung der Bedeutung von Meeres-
schutzgebieten. Die Entwicklung auf EU-
Ebene mit der Entwicklung einer EU-weiten
Meeresstrategie unterstützt diesen Trend17.
Eine Verknüpfung mit Schutzgebieten an
Land wird angestrebt. 

An der Küste selbst sind gerade die Natur-
schutzräume selbst oft besondere Konflikt-
räume, da hier die verschiedenen Inter-
essen besonders scharf aufeinander treffen.
Entlang der gesamten deutschen Nord-
seeküste ist das Wattenmeer von weltweiter
Bedeutung als einzigartiger Lebensraum
und Brut- und Rastgebiet für viele Vogel-
arten. Die drei Nationalparke sind gleich-
zeitig Biosphärenreservate; eine Auswei-
sung als Weltkulturerbe ist in Diskussion.
Das Trilaterale Wattenmeerabkommen bie-
tet einen zusätzlichen Rahmen für das
zusammenhängende Management dieses
Naturraums. In Mecklenburg- Vorpommern
existieren mit Jasmund und der vorpom-
merschen Boddenlandschaft zwei Natio-
nalparke sowie zusätzlich ein Biosphären-
reservat Rügen.

Mit dem steigenden Bewusstsein für die
Umwelt und das Interesse an naturnaher
Erholung kommt den Nationalparken im
Küstenraum steigende Bedeutung im
Tourismus zu. Für die betroffenen Regionen
werden Großschutzgebiete somit zu zentra-
len Werbeträgern, die eine nachhaltige tou-
ristische Entwicklung der umliegenden
Gebiete fördern können.

Konflikte

Meeresschutzgebiete werden nachhaltig
von Veränderungen der Wasserqualität und
Störungen im Gesamtsystem beeinflusst.
Zu diesen Störungen zählen beispielsweise
die schlechte Wahl von Standorten von
Windkraftanlagen, die insbesondere in der
Ostsee die Wasseraustauschraten beeinflus-
sen und das natürliche Gleichgewicht – z.B.
den Salzgehalt des Wassers – stören kann.
Die Wasserqualität ist zudem in besonde-
rem Maße von den Nähr- und Schadstoff-
einträgen aus den Flüssen abhängig, kann
also nicht alleine mit Maßnahmen im Küs-
tenbereich gesteuert werden. Hier kommt
der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
eine große Bedeutung zu. Problematisch ist

auch, dass die Meeresbodennutzung und
abiotische Veränderungen auch aus größe-
rer Entfernung auf die Schutzgebiete wir-
ken und Monitoring und Kontrolle schwie-
rig oder unmöglich sind. Prinzipiell stehen
Meeresschutzgebiete somit mit allen ande-
ren Nutzungsformen in Konflikt, die sich
negativ auf die Biotope und Einzelspezies
auswirken. Dazu zählen Sedimententnah-
me, Fischerei, Verklappung, Seeverkehr/
Leitungstrassen, Tieffluggebiete, (poten-
ziell) Windenergie, Tourismus und (poten-
ziell) Marikulturen.

Raumanalysen können helfen, zu klären,
welche Konflikte nicht zu beheben sind und
welche durch entsprechendes Management
gelöst werden können. Die Raumordnung
muss grundsätzlich die Bedeutung von
Meeresschutzgebieten anerkennen. Zu-
gleich ist sie gefordert, Regelungsmechanis-
men für bestehende wie neue Nutzungs-
ansprüche zu entwickeln, die sowohl der
Schutz der Ökosysteme gerecht werden,
aber auch innovative Nutzungen nicht
grundsätzlich ausschließen.

Zonierungskonzepte und Management-
Maßnahmen in den Schutzgebieten an der
Küste bedeuten verschiedene Nutzungs-
beschränkungen, die besonders die Fische-
rei und den Tourismus betreffen. In Schles-
wig-Holstein führte dies bei der Novellie-
rung des Nationalparkgesetzes 1999 zu
erheblichen Debatten und Widerstand der
Bewohner gegen den Nationalpark. Pro-
bleme sind auch der Verlust von Biotopen
und Spezies durch direkte Eingriffe sowie
durch indirekte Faktoren wie Stoffeintrag
oder die Auswirkung von Küstenschutz-
maßnahmen. Hier ist die Einflussnahme
der relevanten Behörden oftmals gering.
Ein großes Problem ist auch der Einfluss
von Aktivitäten weit im Hinterland auf die
Lebensräume an der Küste. So können
Aktivitäten in den Flusseinzugsgebieten
wesentliche Quellen für die Wasserver-
schmutzung darstellen oder industrielle
Luftverschmutzung im sensiblen System
der Ostsee zu spüren sein. Die Regelung
dieser Vernetzungen in den betroffenen
internationalen Räumen stellt hier eine
große Herausforderung dar.

Bei entsprechender Lenkung ist der Touris-
mus mit Zielen des Naturschutzes komple-
mentär. In vielen Fällen kann bei entspre-
chendem Management und angemessener
Einbindung der lokalen Bevölkerung Ak-
zeptanz und Umsetzung der Schutzmaß-

(17) EU-Kommission (2005)
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nahmen erreicht werden. Dabei muss
besonders im Naturschutz zwischen wirkli-
chen und wahrgenommenen Konflikten
unterschieden werden.

3.2.4 Rohstoffabbau und
Rohstoffsicherungsflächen

Darstellung

Mariner Sand- und Kiesabbau ist in vielen
Nordseestaaten ein wachsender Wirtschafts-
zweig, der nach Angaben von ICES18 bis zu
15% des nationalen Bedarfs deckt. Mit dem
steigenden Eigenbedarf ist besonders in
Ländern ohne größere terrestrische Vor-
kommen das abgebaute Gesamtvolumen
stetig angestiegen. Die Aggregate finden
hauptsächlich im Küstenschutz, der Strand-
regeneration und in der Bauindustrie Ver-
wendung. Die meisten kommerziell interes-
santen Sand- und Kiesablagerungen finden
sich in den flacheren Gebieten der Nordsee
von 6 bis 20m Tiefe. Das Gesamtvolumen
der vorhandenen Ablagerungen ist bisher
noch nicht bestimmt, jedoch wurden auf
Basis diverser Untersuchungen einige viel-
versprechende Areale in Nord- und Ostsee
identifiziert.

Während in den Küstengewässern der Län-
der derzeit kein weiterer Abbau geplant ist,
wurden in der AWZ größere Kiesabbauge-
biete bewilligt oder befinden in der Bewil-
ligungsphase. Das Nordsee-Feld „Weiße
Bank“ (OAMII) beispielsweise wurde Ende
2002 mit einer Laufzeit von 30 Jahren ge-
nehmigt.

Konflikte

Der Sand- und Kiesabbau hat deutliche
Auswirkungen auf die Fischerei, die benthi-
sche Flora und Fauna, den Küstenschutz
und die physischen Eigenschaften des
Meeresbodens19. Im Abbaugebiet wird die
benthische Flora und Fauna zerstört oder
auch über das Abbaugebiet selbst erhöhter
Sedimentation ausgesetzt. Auch der Was-
seraustausch und die Dynamik der Küsten-
sedimente können bei Störungen der
Einfluss nehmenden Strukturen (z.B. Sand-
bänke, Flachwassergebiete) negativ beein-
flusst werden. Neben ökologischen kann
dies auch wirtschaftliche Konsequenzen
haben, beispielsweise im Bereich der
Fischerei oder des Küstenschutz’.

In der Ostsee sind Sand und Kies endliche
Rohstoffe, deren Verlust nicht durch natürli-

che Prozesse ausgeglichen werden kann.
Die Schichten sind zumal oft dünn, so dass
hier besonders negative Auswirkungen auf
die benthische Tier- und Pflanzenwelt mit
weiteren Folgen für die Nahrungskette zu
erwarten sind. In Deutschland ist eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung dann notwen-
dig, wenn das Abbaugebiet 10 ha übersteigt
oder die Abbaurate über 3.000 t/Tag liegt20.

Im Zuge der Konfliktpotenziale eines Aggre-
gatabbaus auf dem Land und der Ver-
knappung der Rohstoffe wird der Offshore-
Abbau voraussichtlich an Bedeutung ge-
winnen.

3.2.5 Erdöl- und Erdgasförderung

Darstellung

Die Erdöl- und Erdgasförderung ist für viele
Staaten ein wichtiger Wirtschaftszweig.
Zwischen 1990 und 1998 hat sich die Anzahl
der Öl- und Gasplattformen im gesamten
Nordseeraum von 300 auf 475 erhöht, mit
einer Verdoppelung der Ölproduktion im
selben Zeitraum. Damit einher geht ein
Anstieg der Öl- und Gaspipelines, insbeson-
dere der internationalen Verbindungen und
Verbindungen zum Festland durch das Küs-
tenmeer. 1998 umfassten nach Einschät-
zung von OSPAR die Pipeline-Verbindungen
von den Offshore-Plattformen zum Fest-
land in der Nordsee knapp 9.700 km.

Für Deutschland spielt die Erdölförderung
eher eine untergeordnete Rolle. In der
Nordsee ist nur eine Ölplattform relevant,
die Plattform Mittelplate vor der schleswig-
holsteinischen Westküste im Nationalpark
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer. Die
Jahresfördermenge der Plattform belief sich
im Jahr 2003 auf 2,22 Mio Tonnen Erdöl. Sie
ist somit das mit Abstand förderstärkste
Ölfeld Deutschlands. 2003 erließ das Lan-
desbergamt Clausthal-Zellerfeld 2003 den
Planfeststellungsbeschluss für eine Rohr-
leitungsanbindung der Förderinsel durch
das Wattenmeer an die Landstation Diesk-
sand im Friedrichskoog. Mit den Bauarbei-
ten dieser Rohrleitung wurde 2005 begon-
nen21.

Konflikte

Die wesentlichen Probleme der Erdöl- und
Erdgasförderung entstehen neben dem
erhöhten Umweltrisiko durch Unfälle durch
die Installation der Plattformen und der
dazugehörigen Rohrleitungen. Mit einer

(18) OSPAR (2000)

(19) OSPAR (2000)

(20) Czybulka (2000)

(21) 
RWE DEA AG -Wintershall AG
(2004)
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Lebensdauer von 20 bis 50 Jahren erfordern
die Pipelines ständige Wartung und Erneue-
rung, was zu kontinuierlichen Störungen
der benthischen Flora und Fauna führt.
Verschmutzungen durch Asphalt und Teer
und andere Antikorrosionsmittel können
nicht ausgeschlossen werden.

In Schleswig-Holstein besteht dazu ein
Interessenskonflikt mit dem Nationalpark,
der neben der prinzipiellen Frage der Ölför-
derung im Nationalpark auch die Umwelt-
belastung durch den Pendelverkehr von
und zur Plattform beinhaltet.

Die wesentliche Anforderung an die Raum-
planung liegt in der Koordinierung der
Trassenführung für Pipelines und der
Genehmigung neuer Plattformen mit Blick
auf die Optimierung der Verbindungen zum
Festland.

3.2.6 Offene Seeschaften

Darstellung

Offene Seeschaften sind Naturseeschaften,
die analog zu den Naturlandschaften auf
dem Festland auf Grund ihrer ästhetischen
Qualitäten erhalten werden sollen. Sie kön-
nen mit sporadischer, transitorischer Nut-
zung verknüpft werden, jedoch nicht mit
festen Installationen. Mit wachsendem
Bewusstsein der Endlichkeit der maritimen
Landschaft sowie dem steigenden Zugang
zum Meer durch Freizeit und Erholung
(Sportboote, Segeln, Angeln usw.) ist ein
Bedeutungsgewinn und eine verstärkte
Forderung nach dem Erhalt solcher offener
‚Naturseeschaften‘ wahrscheinlich22. Sie
müssen von der Entstehung neuer ‚Kultur-
seeschaften‘ abgegrenzt werden, deren
Attraktivität und Rolle beispielsweise im
Tourismus noch nicht absehbar ist. Hierzu
gehören beispielsweise technische Installa-
tionen wie Offshore-Windenergieparks, die
in anderen Ländern bereits zu touristischen
Attraktionen geworden sind. Eine gezielte
Förderung und Verknüpfung mit anderen
touristischen Nutzungen (z.B. Gastrono-
mieangebote auf See, touristische Beobach-
tungsplattformen) ist denkbar.

Konflikte

Offene Seeschaften sind bisher nicht als ein
in sich erhaltenswerter Raum anerkannt. Es
existieren keine Instrumente, die ihren
Schutz ermöglichen. Dazu kommen
Schwierigkeiten in der Ermessung ihrer

gesellschaftlichen Bedeutung und der Prog-
nostizierung ihrer zukünftigen Nutzungen.
Aufgrund der fehlenden Instrumente zur
Designierung offener Seeschaften sind die
Anerkennung ihrer Bedeutung und ihres
Werts sowie ihr Einbezug als gleichwertiges
Element in der Raumplanung besonders
wichtig. 

3.2.7 Abfall- und Baggergutentsorgung

Darstellung

Das OSPAR-Übereinkommen verbietet die
Entsorgung von Abfällen im gesamten
Nordseegebiet mit Ausnahme von organi-
schen Fischereiabfällen, Baggergut, unbe-
weglichen Materialien natürlichen Ur-
sprungs und bis Ende 2004 Schiffen und
Plattformen23. Trotz verschiedener Regulie-
rungsversuche ist jedoch das Müllaufkom-
men nach wie vor ein schwerwiegendes
Problem. Zu den wesentlichen Quellen
zählen Schiffsabfälle aus der Fischerei und
dem kommerziellen Betrieb sowie touristi-
sche Aktivitäten. Im Meer entsorgtes Bag-
gergut stammt hauptsächlich aus dem
Unterhalt der Schifffahrtskanäle und Hafen-
zufahrten oder Bauprojekten an der Küste.
Insgesamt wurden 1996 88 Mio. Tonnen aus
den Küstengewässern und der AWZ in der
Nordsee deponiert. Im Jahresdurchschnitt
entfielen im Zeitraum von 1989 bis 1997
zwischen 31 und 67 Mio. Tonnen (Nass-
gewicht) auf das deutsche Wattenmeer.

Da der Großteil des Baggerguts aus dem
Erhalt der Schifffahrtswege stammt, richtet
sich die Menge des deponierten Materials
nach den vorherrschenden Sedimenta-
tionsraten und dem Suspensionsprozess.
Aus diesem Grund ist sind für das deutsche
Wattenmeer keine detaillierten Prognosen
für die zu erwarteten Mengen möglich.
Werte der letzten Jahre pendeln zwischen
40 und 50 Mio. Tonnen24 und werden sich
nach Einschätzung von OSPAR nur gering
verändern25. Wesentliche Veränderungen
ergeben sich aus den Entwicklungen hin zu
Schiffen mit mehr Tiefgang, was im Zuge
ihrer Umgestaltung für manche Häfen
einen kurzfristigen Anstieg der ausgehobe-
nen Materialien bedeuten kann.

Konflikte

Probleme mit treibendem Schiffs-, Fische-
rei- und Hausmüll ergeben sich besonders
für sich darin fangende Tiere sowie für
Boote, deren Propeller durch treibende

(22) Buchholz 2002

(23) OSPAR (2001)

(24) De Jong et al 1999

(25) OSPAR 2000
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Netze oder andere Güter beschädigt wer-
den. Anschwemmungen größerer Mengen
Mülls verursachen ästhetische Probleme
und beeinflussen die Ökosysteme an der
Küste. Ihre Beseitigung ist zudem mit
Kosten verbunden.

Probleme bei der Entsorgung von Bagger-
gut ergeben sich bei kurzzeitig anfallendem
hohem Volumen, beispielsweise auf Grund
von größeren Infrastrukturmaßnahmen,
sowie bei der Entsorgung von kontaminier-
ten Abfällen.

Konflikte bei der Entsorgung von Baggergut
und Müll bestehen in erster Linie mit dem
Naturschutz, der möglichen lokalen Beein-
flussung der Wasserqualität und des Sedi-
mentverhaltens. Bei Baggergut müssen
auch die zur Entladung benötigten Schiffs-
bewegungen betrachtet werden.

In Abstimmung mit den Belangen des
Naturschutzes muss die Raumplanung die
Auswahl geeigneter Entsorgungsgebiete
garantieren.

3.2.8 Fischereien

Nordsee

Die Nordsee zählt zu den wichtigsten
Fischfanggebieten der Welt. Mit ungefähr
5% der angelandeten Gesamtfangmenge
nimmt Deutschland eine Position im unte-
ren Teil der europäischen Staaten ein. Zu
den wichtigsten Konsumfischen zählen
Hering, Makrele, Kabeljau und Seelachs.
Wie der aktuelle Zusammenbruch der
Kabeljaubestände zeigt, ist grundsätzlich
von einer starken Überfischung in der
Nordsee auszugehen. Um weitere ökologi-
sche Katastrophen zu verhindern, die lang-
fristig auch den wirtschaftlichen Untergang
der Fischereiindustrie in vielen Regionen
bedeuten würden, werden Fangquoten, d.h.
eine festgelegte Menge an Fischen in einem
bestimmten Gebiet, festgelegt.

Im deutschen Nordseegebiet ist die
Krabben- und Muschelfischerei von zentra-
ler Bedeutung. Krabbenfänge belaufen sich
auf ca. 10.000t pro jährlich, was einem Wert
von 20 – 30 Mio. 7 entspricht26. 2004 be-
trugen die Fangergebnisse in der gesamten
deutschen Krabbenfischerei 19.221t, davon
17.421t Speisekrabben. 282 Kutter mit zu-
sammen 12.051 BRZ und 48.853 kW waren
2004 im deutschen Krabben- und Plattfisch-
fang registriert. Mit weiteren 140 Kuttern
wurde überwiegend der Grundfischfang in

Nord- und Ostsee betrieben. Die Gesamt-
fänge der Kutterfischerei, die im Jahre 2004
an der deutschen Küste und in ausländi-
schen Häfen angelandet wurden, steigerten
sich auf 132.500t; das sind 6.100t mehr als
2003.

Ostsee

Auf Grund der speziellen Gegebenheiten
bietet die Ostsee einen einmaligen Lebens-
raum für Salz- und Süßwasserspezies, die
beide als Konsum- und Industriefische
genutzt werden. Von besonderer Bedeutung
sind in der Ostsee die Küstengewässer, die
hier zu den Hauptfischfanggebieten zählen.
Wie in der Nordsee zählt die Überfischung
zu den gravierendsten Problemen, die auch
hier zur Einführung von Fangquoten ge-
führt hat. Diese waren großteils erfolgreich,
so dass sich derzeit nur noch der Seelachs
außerhalb der sicheren biologischen Gren-
zen befindet. Für andere Spezies sind bisher
nicht genügend Daten vorhanden27.

Sowohl in der Nord- als auch in der Ostsee
geht der Trend hin zu weiter verschärften
Fangquoten und Managementmaßnah-
men. An der deutschen Nordseeküste geht
die Zahl der im Fischfang Beschäftigten ste-
tig zurück, allerdings hat sich z.B. in Schles-
wig-Holstein die Krabbenfischerei auf
einem relativ niedrigen Niveau stabilisiert.
Insgesamt geht der Trend weiterhin zu einer
Reduzierung der Fangflotten, mit höherer
Investition in neue Technologien und Fang-
methoden und verstärkter internationaler
Konkurrenz.

Konflikte

Insgesamt zählt die Fischerei zu den wich-
tigsten Störfaktoren im Ökosystem, wobei
sie sich besonders in Kombination mit
anderen Faktoren kumulativ auf das Meer-
und Küstensystem auswirkt. Umgekehrt ist
die Fischerei wie kein anderer Bereich von
diversen, teils ebenfalls kumulativen Aus-
wirkungen anderer Nutzungsformen auf
dem Land und im Meer betroffen. Die
Interaktionen gestalten sich somit sehr kom-
plex und sind weder im Bereich der Nordsee
noch der Ostsee ökologisch ausreichend
erforscht.

Generell sind trotz diverser Fangbeschrän-
kungen viele der wichtigen Spezies nach
wie vor überfischt. Verantwortlich sind die
Überkapazität der Fangflotten, die Effizienz
der Fangmethoden und die erhöhte Fisch-
sterblichkeit durch Beifang28. Nach Ein-

(26) OSPAR (2000)

(27) http://www.ibsfc.org/
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schätzung der OSPAR werden zwischen 30
und 40% der gesamten Biomasse der kom-
merziell nutzbaren Spezies aus der Nordsee
entfernt29. Konflikte mit dem Naturschutz
entstehen somit durch Überfischung und
Veränderung der Lebensgemeinschaften,
durch Fischereiabfälle (Netze) bzw. die
Störungen des Meeresgrundes, Konflikte
innerhalb der Fischereien durch verstärkte
Konkurrenz und nicht nachhaltige Ressour-
cennutzung. Nutzungsformen, die die Fi-
scherei behindern, umfassen die Installa-
tion fester Einrichtungen mit möglichem
Einfluss auf Laich- und Fanggebiete, Instal-
lationen, welche die Bewegung von Fische-
reifahrzeugen behindern, Kabel- und Rohr-
trassen oder auch die Ausweisung von Mee-
resschutzgebieten, die Fanggebiete unzu-
gänglich machen. Ein wichtiger Punkt ist
auch die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung und die Entwicklung der Fischerei im
europäischen Kontext. Der steigende Druck
auf die verbleibenden Ressourcen, Um-
strukturierung der EU-Fischereipolitik und
verschärfte Konkurrenz unter den Fischern
selbst erhöhen das Konfliktpotenzial und
den Druck, verbleibende Ressourcen maxi-
mal nutzen zu können. 

Ein Anliegen der Raumplanung sollte sein,
die nachhaltige Nutzung der Fischereien in
Nord- und Ostsee zu unterstützen. Insbe-
sondere die regionale Küstenfischerei, die
auch zur kulturellen Identität der Küsten-
regionen beiträgt und möglicherweise mit
anderen Nutzungen, z.B. dem Tourismus,
verknüpft ist, sollte stabilisiert werden. Hier
ist Zusammenarbeit mit relevanten Insti-
tutionen, nicht nur aus der Fischerei, aber
auch eine intensive Einbindung der lokalen
Fischer eine wichtige Voraussetzung für den
Erfolg.

3.2.9 Aqua- und Marikultur 

Darstellung

Aqua- und Marikultur umfasst die Aufzucht
von Fischen, Krebstieren und Weichtieren
in Salz und Brackwasser. Als Nutzungsform
ist sie nur in den Küstengewässern relevant
und bisher nicht in der AWZ, obwohl hier
die Folgenutzung anderer Betriebe wie bei-
spielsweise der Betrieb von Windkraftan-
lagen Möglichkeiten für eine Ausweitung
liefern. Im Nordseeraum ist für Deutsch-
land nur die Produktion von Krebsen und
Weichtieren von Bedeutung, die sich
hauptsächlich auf Miesmuscheln und in

geringem Ausmaß auch auf Austern kon-
zentriert. 1997 belief sich die Menge der in
der deutschen Nord- und Ostsee produzier-
ten Miesmuscheln auf 22.330 Tonnen30.

Eine mögliche Zukunftsoption stellt die
Nutzung von Windparkflächen für die Mari-
kultur dar. Zudem existieren mittlerweile
Pilotanlagen, die mit geschlossenen Kreis-
laufanlagen Fischzucht an Land ermögli-
chen. Mit dieser Technik, lassen sich Meer-
wasserzufluss wie auch der Abfluss quali-
tätsmäßig kontrollieren, so dass z.B. nur
geringe Nährstoffmengen in das Meer ein-
getragen werden. Im Zusammenhang mit
der Nutzungsausweitung innerhalb der
AWZ entstehen Chancen für die gemeinsame

(28) OSPAR (2000)

(29) OSPAR (2000)

(30) OSPAR (2000)
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ihren Auswirkungen auf das maritime Öko-
system verwoben. Räumliche Konflikte
ergeben sich durch die Ausweisung von
Zuchtfeldern und die Konkurrenz mit ande-
ren Arten des Fischfangs, beispielsweise der
Krabbenfischerei. Besondere Konflikte
ergeben sich auch mit dem Naturschutz in
Bereichen der Wasserqualität und des Ein-
trags systemfremder Stoffe.

Anforderungen der Raumplanung bestehen
in der Koordinierung der Nutzung inner-
halb der AWZ und der Abwägung der
Interessen im Küstenmeer.

3.2.10 Windenergie und 
Offshore-Windparks

Darstellung

Offshore-Windparks sind ein relativ neues
Thema der deutschen Raumplanung im
Küstenbereich. Seit der Bund den Ausbau
regenerativer Energien mit Hilfe des Er-
neuerbare Energien-Gesetzes aktiv fördert
(2000, Novellierung 2004), ist das Interesse
an der Errichtung von Offshore-Windparks
deutlich gestiegen. Dabei übertreffen die
Entwicklungen besonders in den letzten
Jahren sämtliche Erwartungen. Diese Ent-
wicklungen folgen Trends in anderen
Ländern, wobei sich insbesondere Däne-
mark, jedoch auch andere skandinavische
Länder als Vorreiter der Offshore-Energie-
nutzung präsentieren.

Ende des Jahres 2005 (November) waren in
Deutschland insgesamt rund 17.743 MW
Windkraftleistung am Netz (17034 Wind-
energieanlagen). Die im Jahr 2005 aus
Windenergie gelieferte Strommenge von rd.
26,5 Terrawattstunden31. (TWh; 1 TWh = 1
Mrd. kWh) deckte bereits über 4,2 Prozent
des Strombedarfs32. 

Der wohl ausschlaggebende Auslöser für
die Entwicklung der Offshore – Windenergie
in Deutschland war sicherlich das Erneuer-
bare Energien Gesetz (EEG) vom 1.4.2000,
in dem eine Pflicht zur vorrangigen Abnah-
me und Übertragung des erzeugten Stroms
aus „regenerativen Energien“ formuliert
sowie garantierte Mindestpreise für die
Netzeinspeisung von Strom aus erneuer-
baren Energien festgesetzt wurde. Das
Gesetz schaffte somit für Interessenten zur
Errichtung von Offshore-Windkraftanlagen
attraktive wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen. In der „Strategie der Bundesregie-
rung zur Windenergienutzung auf See“33

wurde eine schrittweise Erschließung von

Nutzung von Windparkflächen, beispiels-
weise durch Marikulturen mit Langleinen.

Konflikte

Marikultur führt zu verstärktem Nährstoff-
eintrag ins Meer, dem Eintrag von organi-
schen Substanzen sowie diverser Biozide,
Antibiotika und Färbemittel. Ein weiterer
Punkt ist die potenzielle Bedrohung wilder
Arten durch Zuchtspezies und die Reduzie-
rung des genetischen Potenzials. Die Ge-
winnung von Saatmuscheln geschieht
durch das Abfischen natürlicher Muschel-
bänke, was den Druck auf diese erhöht.

Wie die Fischerei ist auch die Marikultur
eng mit anderen Nutzungsformen und

(31) 
ISET-Institut, http://www.iset. uni-
kassel. de/; 
BMU-Pressemitteilungen Nr.
026/06, Berlin, 16.02.2006
http://www.erneuerbare-energi-
en.de/inhalt/ 36645/

(32) 
BMU (2005): Erneuerbare Energien
in Zahlen – nationale und interna-
tionale Entwicklung, Stand
Dezember 2005,
http://www.erneuerbare-energi-
en.de/files/pdfs/allgemein/applica-
tion/pdf/erneuerbare_energien_zah
len_dezember.pdf
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Offshore-Windpotenzialen in Nord- und
Ostsee propagiert. In der Startphase ab
2003/04 bis 2007 ist geplant, durch Bau und
Betrieb erster Pilot-Windparks 500 MW
Leistung zu installieren, anhand derer prak-
tische Erfahrungen gesammelt werden sol-
len. Das Orientierungsziel für die anvisierte
erste Ausbauphase von 2007 bis 2010 ist
eine Gesamtinstallation von 2.000 bis 3.000
MW. In weiteren Ausbauphasen, d.h. bis
2025 bzw. 2030, sollen mit Erreichen der
Wirtschaftlichkeit etwa 20.000 bis 25.000
MW installierter Leistung möglich sein34.
Aus planerischer Sicht warfen die fehlende
Planungssicherheit in der AWZ und das
Fehlen von Steuerungsmechanismen bis
vor kurzem erhebliche Probleme auf. Mit
der Novellierung des Bundesnaturschutz-
gesetzes und der Seeanlagenverordnung
wird die Ausweisung von Meeresschutz-
gebieten und Eignungsflächen für die
Windenergie nun erstmals ermöglicht.

In der Praxis gestaltet sich die Erschließung
der Offshore-Potenziale schwierig. Der ge-
genwärtige Stand der Technik erlaubt den
Bau von Offshore-WEA in einer Wassertiefe
von bis zu 40 Metern, was prinzipiell dieje-
nigen Bereiche zu Eignungsgebieten macht,
die bereits durch eine Vielzahl anderer
Interessen in Schifffahrt, Fischerei, militäri-
sche Nutzung und Naturschutz belegt sind. 
Trotz dieser Entwicklungen zählen Off-
shore-Windenergieanlagen zu den umstrit-
tensten Raumentwicklungen im deutschen
Meeresbereich. Kritiker machen besonders
auf die bisher unbekannten Auswirkungen
fester großflächiger Installationen auf das
maritime Ökosystem aufmerksam und die
oft mangelnde Koordination der Auswei-
sung von Windparkflächen mit anderen
Nutzungsformen. Auswirkungen auf Zug-
vogelbewegungen, Wale oder Fischspezies
sind bisher ebenfalls noch unklar.

Bis März 2006 sind insgesamt 31 Offshore-
Windparkprojekte (27 in der Nordsee, 4 in
der Ostsee) zur Genehmigung bei der zu-
ständigen Behörde, dem Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie (BSH) einge-
reicht worden. Aufgrund des geringen Raum-
angebotes und der gesellschaftspolitischen
Anliegen, wie die Berücksichtigung einer
Vielzahl von Nutzungsinteressen, kamen
nur Standorte mit großen Wassertiefen (bis
zu 40m) und weiten Entfernungen zur
Küste (>20 km) in Frage35. Von den 31 bean-
tragten Windparks sind bisher 14 (12 in der
Nordsee, 2 in der Ostsee) genehmigt.

Die Bundesregierung hat in ihrer Strategie
festgelegt, dass der Ausbau der Windenergie
auf See umwelt- und naturgerecht erfolgen
muss. Für die Erhebung von Daten werden
Meeresplattformen in Nord- und Ostsee
errichtet, für deren Bau das Bundesumwelt-
ministerium insgesamt 15,3 Millionen 7 zur
Verfügung stellt36.

Bis 2010 ist zu erwarten, dass der jährliche
Ausbau in Deutschland weiter vorangeht,
wenngleich die Menge der neu installierten
Leistung abnimmt. Bereits seit 2003 ist die
jährlich neu installierte Leistung an Land
stark zurückgegangen (von ca. 3000 MW im
Jahr 2002 auf knapp 1000 im Jahr 2005). In
den nachfolgenden Jahren bis 2010 wird
nur ein geringes Anwachsen der installier-
ten Leistung auf 2.000 MW im Offshore-
Bereich vorhergesagt. Dies geht davon aus,
dass die Offshore-Windenergienutzung vor
den deutschen Küsten noch Zeit benötigt,
bis die politischen und technischen Voraus-
setzungen für eine effektive Nutzung ge-
schaffen sind37. Der prognostizierte Flä-
chenbedarf variiert dabei je nach den zu
erreichenden Vorgaben für den Gesamtout-
put und die technischen Entwicklungen38.

Ein ausschlaggebender Faktor für die Ent-
wicklung der Offshore-Windenergie ist die
Möglichkeit, strukturell benachteiligten Räu-
men neue Entwicklungspotenziale zu ver-
leihen. Besonders die schleswig-holsteini-
sche Westküste kann von neuen Technolo-
gien und Folgenutzungen der Windenergie
im Küstenbereich profitieren. Dies setzt
jedoch einen geeigneten raumplanerischen
Rahmen sowie diese Entwicklung unter-
stützende regionalplanerische Mechanis-
men voraus. An der Nordseeküste exisitieren
mehrere Häfen, die um die Vorreiterrolle als
„Offshore-Windenergie-Häfen“ (Bau, War-
tung, Service) untereinander in Konkurrenz
stehen. Hierzu zählen Esbjerg (Dänemark),
Husum, Brunsbüttel, Cuxhaven, Bremer-
haven, Brake, Wilhelmshaven, Emden.

Auf der europäischen Ebene wird auf Grund
der Schaffung internationaler Energiever-
bundsysteme und der weiteren Liberalisie-
rung des Strommarktes eine Verdichtung
der europäischen Stromnetze und Ver-
knüpfung der skandinavischen sowie der
britischen und irischen Stromnetze mit
dem europäischen Kontinent erwartet. Dies
unterstreicht die Anforderungen an den
Ausbau der deutschen Netzkapazitäten und
die Schaffung bzw. effektive Nutzung geeig-
neter Einspeisepunkte.

(33) BMU (2002a)

(34) 
http://www.bmu.de/files/ winden-
ergie_strategie_br_020100.pdf

(35) BMU (2001)

(36)
http://www.bmu.de/fset800.php

(37) BMU (2001)

(38) z.B. Buchholz, H. (2002)
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Konflikte

Abgleich mit anderen Nutzungsformen

Der Abgleich von Offshore-Windenergie-
anlagen mit anderen Nutzungsformen stellt
die Raumplanung vor große Herausfor-
derungen. Bergrechtliche Aufsuchungs-
und Gewinnungsarbeiten müssen bei der
Ausweisung von Eignungsgebieten ebenso
berücksichtigt werden wie Fragen der
Sicherheit des Schiffsverkehrs und der
Verkehrsführung sowie die Interessen der
deutschen Marine, der Fischerei, des Natur-
schutzes und die der Betreiber von Unter-
wasserkabeln (wie Telekommunikations-
kabel) und Rohrleitungen. Eine besondere
Gefahr geht von möglichen Kollisionen von
Öltankern mit Offshore-Windenergieanla-
gen aus. Trotz der Einigung der Küsten-
länder, im Wattenmeer keine Anlagen zu
genehmigen, besteht dennoch starkes
Interesse an der Einrichtung von Windparks
im Küstenbereich, um so eine Erprobung
relevanter Technologien zu vereinfachen.

Derzeit werden die Raumordnungskapazi-
täten der Länder, die Wahrnehmung von Ei-
gentumsrechten der Seegebiete durch den
Bund sowie die Vergabe von Pachten als
prinzipielle Mechanismen der Raumord-
nung diskutiert39. Für die Konstruktions-
phase sind saisonale Anpassungen zur
Minimierung der negativen Auswirkungen
auf die Meeresumwelt vorgesehen. Zur
Minimierung der Wahrscheinlichkeit von
Schiffskollisionen werden an Hand von
Szenarien verschiedene Mechanismen der
Störfallvorsorge, u.a. die Einbindung des
Havariekommandos, diskutiert40.

Anbindung an das Festland

Die Netzanbindung ist für den Betrieb von
Offshore-Windenergieparks ein begrenzen-
der Faktor, da die Kosten von Offshore-
Windenergieprojekten nicht zuletzt von der
Entfernung zum Land, von der gewählten
Trassenführung und der verwendeten Tech-
nik abhängig sind41. Zu den am besten ge-
eigneten Flächen zählen Bereiche mit bis zu
50 km Entfernung von der Küste, einer
Wassertiefe von bis zu 30m und relativ
direkter Trassenführung zu einem geeigne-
ten Einspeisepunkt auf dem Land.

In der Nordsee wirft die Trassenführung
durch den Nationalpark Wattenmeer und
die Kollision multipler Trassen mit Natur-
schutzinteressen Probleme auf. Die derzei-
tige Übertragungstechnik setzt der immer
wieder geforderten Bündelung einzelner

Projekte in gemeinsamen Trassen Grenzen;
eine alternative Trassenführung entlang der
Schifffahrtswege ist nicht immer möglich.

Für den weiteren Ausbau der Windkraft im
Meer wird die Einrichtung eines Offshore-
Verbundsystems diskutiert42. Allerdings ist
solch ein Offshore-Netz zurzeit nicht ab-
sehbar, da die entsprechende Technik noch
nicht verfügbar oder nicht erprobt ist. Zu-
dem muss dann eine gemeinsame Planung
der Projekte erfolgen, was zu einem ent-
sprechenden Kooperationsbedarf zwischen
den verschiedenen am Projekt beteiligten
Akteuren (Planer, Behörden etc.) führt43.
Für die geplanten Offshore-Windenergie-
parks in der Nordsee ist bereits eine Abstim-
mung zur Bündelung der Kabeltrassen zur
Netzanbindung der Offshore-Windenergie-
parks abgehalten worden.

Ausbau des Hochspannungsnetzes an Land

Ein entscheidendes Kriterium für den Aus-
bau der Offshore-Windenergieanlagen sind
vorhandene, für die Aufnahme von großen
Leistungen angelegte Netzanschluss-
punkte. Die derzeitige Netzinfrastruktur ist
zur Aufnahme großer Anschlussleistungen
aus Offshore-Windenergieparks nicht aus-
reichend, da Netzanknüpfungspunkte rela-
tiv weit entfernt von der Küste liegen und
meist nur den Anschluss erster „kleinerer“
Projekte (50-150 MW ) abdecken44. Be-
stehenden Standorten mit Transformatoren
für die 380- und 220 KV-Netze kommt daher
als zentrale Knotenpunkte eine Schlüssel-
stellung zu. Hierzu zählen beispielsweise
der Kernkraftwerkstandort Brunsbüttel
oder Emden an der Nordsee.

Neben dem Ausbau der Anbindungskapazi-
täten erfordert der weitere Ausbau der
Offshore-Kapazitäten auch insgesamt eine
Verstärkung des Hochspannungs-Verbund-
netzes und den Ausbau bestehende 380 kV-
Trassen ins In- und Ausland. Dies bedeutet
eine schnelle Suche möglicher Hochspan-
nungstrassen, da sich die notwendigen
Raumordnungsverfahren über Jahre er-
strecken können. Für diesen Ausbau ist ein
umfassendes Konzept notwendig, das auch
das vorhersehbare starke Wachstum der
Windenergie an Land mit einbezieht (dena-
Netzstudie 2005, www.dena.de).

Zentrale Anforderungen an die Raumpla-
nung können folgendermaßen zusammen-
gefasst werden:

• Ausweisung geeigneter Offshore-Wind-
energiegebiete in der AWZ durch Ab-

(39) BMU (2002b)

(40) Friedrich, A. (2003)

(41) BMU (2001)

(42) 
http://www.offshore-wind.de/
show_article.cfm?cid=67

(43) 
Fachverband Kraftmaschinen,
Frankfurt/Main (2001)

(44) 
Fachverband Kraftmaschinen,
Frankfurt/Main (2001)
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gleich mit anderen Interessen; dies ist
mittlerweile erfolgt

• Anerkennung der Nachfolgeindustrien
und Bedürfnisse an Land (z.B. Anlegung
neuer Hochspannungstrassen, Verkehrs-
anbindung, Unterstützung von Folge-
industrien an Anlandepunkten) 

• Vorsorge hinsichtlich möglicher langfri-
stiger Entwicklungen, beispielsweise die
Möglichkeit, Offshore-Strom direkt in
Wasserstoff umzuwandeln, was einen
Großteil des Netzausbaus obsolet ma-
chen würde.

3.3 Nutzungstrends an Land

3.3.1 Entwicklung der Seehäfen

Darstellung

Deutschlands Häfen sind Umschlagplätze,
Dienstleistungszentren und Produktions-
standorte mit großer volkswirtschaftlicher
Bedeutung. Zu den wichtigsten Seehäfen
zählen Hamburg, Wilhelmshaven, Bremen-
Bremerhaven, Rostock, Cuxhaven und
Lübeck als größere Häfen, Stralsund, Wis-
mar, Saßnitz, Nordenham, Kiel, Puttgarden,
Emden, Brake, Brunsbüttel als kleinere
Häfen. Direkt und indirekt sind insgesamt
rund 300.000 Menschen in den Häfen be-
schäftigt45. Ca. 45% des seewärtigen deut-
schen Außenhandels werden über die See-
häfen abgewickelt. Von zentraler Bedeutung
sind jedoch auch die lokalen, regionalen,
nationalen und internationalen Anstoß-
effekte, die sich aus der Schaffung von Ar-
beitsplätzen und wirtschaftlicher Aktivität
ergeben.

Die meisten deutschen Häfen sind auf den
Umschlag bestimmter Arten von Gütern
spezialisiert. Im Containerbereich verfügt
Deutschland mit Hamburg und Bremer-
haven über zentrale Umschlagplätze, von
denen Hamburg weltweit den achtgrößten
Rang im abgefertigten jährlichen Contai-
nervolumen einnimmt und einen der zen-
tralen Knotenpunkte im internationalen
Schiffsverkehr darstellt. Viele Häfen durch-
laufen strukturelle Veränderungen und
wandeln sich von primären Güter- hin zu
Passagierhäfen. Exemplarisch ist hier Ros-
tock, das sich von einem Güterhafen zu ei-
nem modernen Fähr- und Passagierhafen
und zentralen Gateway in die skandinavi-
schen Länder entwickelt hat.
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Insgesamt ist weltweit mit einer weiteren
Konzentration auf wenige Haupthäfen und
einem verschärften Wettbewerb um Trans-
portketten zu rechnen. Aufgrund der Aus-
weitungen des Welthandels und des resul-
tierenden Anstiegs des Transport- und Um-
schlagvolumens ist auch ein weiter Anstieg
der Schiffsgrößen (auf über 9000 TEU) zu
erwarten. Von diesen Entwicklungen profi-
tieren besonders größere Häfen, die über
entsprechende logistische und räumliche
Kapazitäten und Einbindung in ein mög-
lichst dichtes Feeder- und Hinterlandnetz
verfügen46. An der Elbe war der Trend zu
größeren Frachtern ausschlaggebend für die
Entscheidung, das Flussbett über 96 km auf
16m zu vertiefen, was den Hamburger Hafen
tideunabhängig für Schiffe bis zu 12,3 m
Tiefgang öffnen soll.

Der deutsche maritime Transport wird bis
2010 voraussichtlich um 70 – 80 Mio. t pro
Jahr anwachsen, wovon besonders die Ost-
seehäfen profitieren. Hier machen sich das
allgemeine Wirtschaftswachstum in den
skandinavischen und baltischen Ländern,
die verbesserte Infrastruktur in Mecklen-
burg-Vorpommern und günstigere Anbin-
dung der Häfen ans Binnenland sowie
Investitionen in die Hafeninfrastruktur be-
merkbar. Häfen sind verstärkt als Teil einer
europäischen Verkehrsinfrastruktur zu ver-
stehen, die eng mit der Bundesverkehrs-
planung sowie den europäischen TEN-
Vorhaben an Land und auf See verknüpft
sein müssen.

In Zukunft ist zudem eine weitere Speziali-
sierung der Häfen und ein Anstieg des Fähr-
und RoRo-Volumens zu erwarten. Die Ent-
wicklung neuer Technologien kann die
Logistik im maritimen Transportwesen
beeinflussen. Eine besondere Entwicklung
stellt in Deutschland der geplante Bau eines
neuen Tiefwasserhafens für sehr große
Schiffe in Wilhelmshaven dar.

3.3.2 Küstenschutz

Darstellung

Der Begriff „Küstenschutzmaßnahmen“
umfasst sowohl Maßnahmen zur Verhinde-
rung des Uferrückganges und Landver-
lustes (Erosionsschutz) als auch Maßnah-
men zum Schutz vor Überschwemmungen
bei Sturmfluten (Hochwasserschutz). Seit
Jahrhunderten ist der Deichbau die primäre
Maßnahme, sich vor Übergriffen des Mee-

(45) 
http://www.bundesregierung.
de/artikel,-50925/ Foerderung-
der-Maritimen-Wirts.htm#
Seeschiffahrtstandort_Deutschlan
d_stärken

(46) 
http://www.isl.uni-bremen.de
/products_services/publications/p
df/weltcontainerhaefen. pdf
(2004)
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Der JadeWeserPort als Antwort auf diese Trends

2001 fiel die Entscheidung für den Bau eines gemeinsamen, von den Ländern Nieder-
sachsen und Bremen getragenen Nordsee-Tiefwasserhafens in Wilhelmshaven.
Ausschlaggebend für die Entscheidung des JadeWeserPort waren nicht nur die verkehrs-
technisch günstige Position und die exponierte Lage, sondern die schon heute vorhan-
dene Wassertiefe von 18,0m unter Tideniedrigwasser. Nautische Simulationen haben
bestätigt, dass der geplante Hafen tideunabhängig von Containerschiffen mit einer
Kapazität von mehr als 8.000 TEU und bis zu 430 Metern Länge angelaufen werden
kann47. Durch die günstigen seeseitigen Anbindungen erhofft man sich zudem einen
wirtschaftlichen Vorteil hinsichtlich der Anlaufkosten gegenüber Wettbewerbshäfen.

Nach seiner Fertigstellung ist der JadeWeserPort der östlichste Tiefwasserhafen der
europäischen Nordrange (zwischen Le Havre und Hamburg). Seine Jahresumschlags-
kapazität liegt bei ca. 2,7 Mio. TEU. Der JadeWeserPort wird ein wichtiger Teil der tran-
seuropäischen „Motorways of the Seas“, in dem ca. zwei Drittel der Containerübersee-
verkehre als Seetransitverladungen in europäischen Verteilerverkehren mit Seehäfen in
Skandinavien, den EU-Ostseestaaten und Russland abgewickelt werden sollen48. Ein
Verkehrsanbindungskonzept stellt die logistische Verknüpfung ins Hinterland und in
der Hafenanlage sicher.

Wilhelmshaven versteht sich dabei nicht als Konkurrenz, sondern als Ergänzung zu den
traditionellen Häfen Hamburg und Bremerhaven, mit Potenzial zur Nutzung gegenseiti-
ger Synergieeffekte. Der JadeWeserPort soll 2009 fertig gestellt sein und der Küsten-
region durch direkte Arbeitsplätze und die Ansiedlung neuer Betriebe wichtige wirt-
schaftliche Impulse verleihen.

Der Bau des JadeWeserPorts und die Auswirkungen des Betriebs auf das Umland sind
weiterhin umstritten. Neben Umwelteinflüssen werden insbesondere die Lärm- und
Verkehrsbelastung der Gemeinden an den auszubauenden Verkehrswegen genannt
sowie die visuelle Beeinträchtigung der Küste durch die neuen Hafenstrukturen. Der
Bau eines Jade-Weser-Kanals, der den Tiefseehafen Wilhelmshaven mit Bremerhaven
verbinden würde, zählt ebenfalls zu weiteren umstrittenen infrastrukturellen
Folgeprojekten des Ports.

Konflikte

Generell hat die Vertiefung bestehender Hafenbecken und Flussläufe für immer größere
Containerschiffe gravierende Auswirkungen auf die betroffenen Ökosysteme. Dies
betrifft insbesondere die Folgen der Vertiefung von Elbe und Weser. Auch sind umfang-
reiche Kompensationsmaßnahmen für den Ausbau der Containerterminals in Bremer-
haven notwendig. Für den Containerterminal VI beispielsweise sollen landwirtschaft-
lich genutzte Flächen zu ökologisch hochwertigen Zonen werden.

Im Nordseebereich ist zudem der Standard von Öltankern auf Grund der sensiblen
Wattenmeer- und Ostseeräume ein wichtiges Thema. In der Nordsee sind wegen der
schwierigeren klimatischen Bedingungen höhere technische Standards erforderlich.

Im Zuge des prognostizierten Anstiegs des Schiffsverkehrs und der wachsenden Kapazi-
täten deutscher Seehäfen sind erhöhte Standards für die Sicherheit auf See erforderlich,
insbesondere im Zusammenhang mit der voraussichtlichen Ausweitung fixer
Strukturen im Meer. An der Ostseeküste müssen die Navigationshilfen verbessert wer-
den, während allgemein die Bereitstellung von Lotsenpflicht und Havariekommando
gewährleistet werden muss.

(47) 
http://www.jadeweserport.de/
corvoweb/index.asp?Auswahl=1
&Anzeige=39

(48) 
http://www.jadeweserport.de/
corvoweb/index.asp?Auswahl=1
&Anzeige=39
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res und Landverlusten zu schützen. Dabei
darf der Deichbau nicht als linienhafte Maß-
nahme begriffen werden, sondern muss
auch heute als flächenbezogene Maßnah-
me gelten, die sich auf die Vorländer und
Wattenbereiche sowie die vorgelagerten
Inseln erstreckt. Das Ende der Sicherheits-
kette bildet der Katastrophenschutz, der
Maßnahmen zur Deichsicherung, Infor-
mation der Bevölkerung und Evakuierung
betroffener Gebiete umfasst. Letzterer ist in
besonderem Maße auf die effektive Zusam-
menarbeit der unterschiedlichen Akteure
angewiesen.

Durch jahrhundertelange Aktivitäten und
die Landgewinnung vom Meer sind in den
niedergelegenen Marschen einmalige Kul-
turlandschaften entstanden, oft mit heraus-
ragender Bedeutung für Tiere und Pflanzen.
Der Erhalt dieser Habitate, sowie der fort-
laufende Schutz von Grund und Boden vor
Sturmfluten, erfordert kontinuierliche
menschliche Eingriffe in die natürliche Küs-
tendynamik, wobei der Deichbau bzw. der
Erhalt der bestehenden Deichlinie – unter
Berücksichtigung der Belange des Natur-
schutz – als Grundaufgabe von Bund und
Ländern begriffen wird. Der Küstenschutz
erhält durch den vorhergesagten Anstieg
des Meeresspiegels und die erhöhte Fre-
quenz von Sturmfluten zukünftige Brisanz.

Derzeit ist der größte Teil der deutschen
Nord- und Ostseeküste durch feste Deich-
strukturen oder eine Verstärkung natürli-
cher Elemente (z.B. Dünen) geschützt. Eine
Ausnahme bildet Mecklenburg-Vorpom-
mern, wo nur 12 Prozent der Außenküsten-
länge – insgesamt 42 km – durch Seedeiche
geschützt sind. Da sich Deichbaumaßnah-
men negativ auf den Sedimenttransport
entlang der Küste auswirken können, wer-
den besonders an Sandküsten inzwischen
weichere Methoden des Sturmflutschutzes
propagiert. Strandaufspülungen und Auf-
spülungen zur Errichtung von Sturmflut-
schutzdünen gelten hier als besonders na-
turnahe und umweltverträgliche Methoden.
In Mecklenburg-Vorpommern wurde bis
1996 so eine effektive Küstenlänge von 50
km, das entspricht 14 Prozent der Außen-
küste, bespült49.

An festen Deichlinien, insbesondere in
Schleswig-Holstein, spielen Salzwiesen so-
wohl im Naturschutz als auch im Schutz des
Deichfußes eine wichtige Rolle. In Schles-
wig-Holstein sind sie einem bestimmten
Managementregime unterworfen, das In-

teressen des Küstenschutzes mit denen des
Naturschutzes auszugleichen und Konflikte
zwischen den Interessengruppen auszuräu-
men sucht.

Für Bund und Länder haben die Sicherheit
der Menschen hinter den Deichen und der
Schutz ihres Eigentums weiterhin höchste
Priorität. Niedersachsen alleine will in den
kommenden Jahren ca. 50 Millionen 7 jähr-
lich in den Schutz der Nordseeküste vor
Sturmfluten investieren50, das auf Grund
seiner niederen Lage besonders sturmflut-
gefährdete Schleswig-Holstein investiert
seit Mitte der 1990er Jahre ähnliche Sum-
men pro Jahr. Aus Sicht der Länder besteht
weiterhin Bedarf an Ausbaumaßnahmen
(z.B. Profilerhöhungen), die prioritär nach
dem Gefährdungsgrad bei Sturmfluten be-
arbeitet werden müssen. In Niedersachsen
werden derzeit beispielsweise ca. 250 km –
etwa ein Viertel der gesamten Deichlinie –
als ausbaubedürftig eingestuft51. Gleichzei-
tig verstärken sich die Forderungen der
Naturschutzverbände (z.B. des WWF), die
Deiche zurückzubauen, wo dies ohne Ge-
fährdung menschlicher Siedlungen möglich
ist. Dies betrifft insbesondere die Küsten-
räume der Ostsee, wo die Wiederentstehung
des Salzgraslandes zu den Prioritäten des
Naturschutz zählen. An der Nordseeküste
ist der Erhalt des Status Quo und die effekti-
ve Zusammenarbeit zwischen Deicherhalt
und Naturschutz, z.B. beim Management
der Salzwiesen, erklärte Priorität.

Konflikte

Trotz aller Bemühungen ist die Küste eine
dynamische Einheit, die keinen fixen
Endzustand kennt. Die Standsicherheit von
Küstenschutzanlagen führt zu Nutzungs-
konflikten mit Leitungstrassen, Schifffahrt
und Seeverkehr, Hafenentwicklung und
Erdöl- und Gasexploration.

Der Konflikt mit dem Naturschutz zählt zu
den vorrangigen Problemen des Küsten-
schutzes. Küstenschutzmaßnahmen und
Deichbau verändern physische Umweltbe-
dingungen wie Hydrographie und Sedi-
mentationsmuster, was sich nachteilig auf
Laichgründe im Flachwasser, Biodiversität
und Fauna auswirken kann.

Der potenzielle Rückbau vorhandener
Deichlinien setzt das Vorhandensein ent-
sprechender Gebiete und die Akzeptanz der
Bevölkerung voraus – ein schwieriges Un-
terfangen, da für die Anwohner der Küsten-

(49) 
http://www.um.mv-regierung.
de/kuestenschutz/bschutz/ks_8
vorhandene.htm

(50) 
http://www.mu1.niedersach-
sen.de/master/C3377401_N112
81_L20_D0_I598.html

(51) 
http://www.eiz-
niedersachsen.de/cgi-bin/frame-
set-eiz. pl?page=pressein-
fo/2003-05-21a.htm&title=
EIZ%20Niedersachsen
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gemeinden der Schutz vor dem Meer nach
wie vor prägendes Prinzip ist. In Mecklen-
burg-Vorpommern ist derzeit der Schutz
der Bodden ein vorrangiges Problem, wobei
besonders der Bereich um die Darß-Zing-
ster Boddenkette ein erhebliches For-
schungs- und Planungsdefizit aufweist.

Generalpläne für den Küstenschutz be-
schreiben die vorhandenen und geplanten
Küstenschutzbauwerke und Maßnahmen
in den Ländern. Grundlage für die Ent-
scheidungsfindung ist einerseits die Ge-
samtbewertung der Leistungen und Funk-
tionen der jeweiligen Landschaft, anderer-
seits die Prüfung der realen Notwendigkeit
und Möglichkeit, mit Schutzmaßnahmen
nachhaltig menschliche Interessen zu
schützen. Küstenschutzpläne dienen somit
einem möglichst weitgehenden Interessen-
ausgleich. Im neuen Generalplan Küsten-
schutz Schleswig-Holsteins wird, erstmals
für Deutschland, das integrierte Küsten-
schutzmanagement (IKM) eingeführt. IKM
ist der dynamische und kontinuierliche
Planungsprozess, durch welchen Entschei-
dungen zum Schutz der Menschen und
ihrer Besitztümer gegenüber den Naturge-
fahren des Meeres getroffen werden. Ziel ist
die Sicherheit vor den Angriffen des Meeres,
das IKM eine innovative Methode zur Ziel-
erreichung52.

In Bezug auf die zu erwartende stärkere Ver-
netzung des Küstenschutzes mit anderen
Nutzungsformen hat die Bearbeitung fol-
gender Fragen eine entscheidende Bedeu-
tung:

• Die weitere Klärung grundlegender küs-
tendynamischer Prozesse und Entwick-
lungslinien, 

• die systematische Ermittlung der Funk-
tionstüchtigkeit der Küstenschutzanla-
gen, 

• die systematische Analyse der Gefähr-
dungen, sowie auf dieser Basis 

• die Entwicklung akzeptabler, verschiede-
ne Nutzungsinteressen integrierende
Küstenschutzkonzepte (siehe o.g. Bei-
spiel Generalplan Küstenschutz Schles-
wig-Holstein).

3.3.3 Tourismus

Darstellung

Der Tourismus zählt für alle Küstenländer
mit zu den wichtigsten Wirtschaftsfaktoren.
In Schleswig-Holstein machte beispielswei-
se die Tourismuswirtschaft 2004 4,7% des
volkswirtschaftlichen Gesamteinkommens
aus, wobei 80.000 Menschen direkt und
50.000 indirekt im Tourismus beschäftigt
waren. Besonders hoch ist die Bedeutung
des Tourismus als Wirtschaftsfaktor für
Mecklenburg-Vorpommern, wo der Brutto-
umsatz bei ca. 3,5 Mrd. 7 pro Jahr liegt.

Küstenregionen sind bei Urlaubern beson-
ders beliebt. Zur Attraktivität der naturna-
hen Küstenlandschaften und den unmittel-
baren Küstenzonen für Freizeit und Erho-
lung kommen immer mehr auch Küsten-
städte, die durch Umnutzung alter Werft-
und Industrieanlagen attraktive städtische
Erholungs- und Handelsräume direkt am
Wasser schaffen. Dies zeigt sich an der
deutlich höheren Zahl der Übernachtungen
an der Küste verglichen mit den Übernach-
tungen im Hinterland. In Schleswig-Hol-
stein beispielsweise entfallen 80 % der
Übernachtungen auf die Küstengemeinden
und Inseln.

Der Reiseboom in die Küstenländer war bis
Ende der 1980er Jahre ungebrochen. An der
schleswig-holsteinischen Westküste hat
sich die Zahl der Übernachtungen in Nord-
friesland und Dithmarschen seit 1985 um
40% erhöht. Jüngere Entwicklungen zeigen
jedoch sinkende Touristenzahlen aufgrund
der verstärkten Konkurrenz mit billigen
Reisezielen im Ausland sowie Verände-
rungen im Urlaubsverhalten insgesamt
(z.B. Wegfall längerer Familienurlaube im
Sommer). Trotz einer gewissen Stabilisie-
rung konstatiert das Sparkassen-Touris-
musbarometer auch für 2005 noch eine
gewisse Urlaubsmüdigkeit in den Küs-
tenländern53. 

Nach Jahren direkter Konkurrenz zeichnet
sich inzwischen eine verstärkte Profilbil-
dung und Marktstabilisierung sowie ein ge-
zieltes Themenmarketing ab. Die Küsten-
länder setzen eher auf Qualität statt Masse
und betonen die naturnahen Qualitäten der
Küsten, mit hohem Potenzial für Aktivur-
laub, Wassertourismus, Wellness, Camping
und Kultururlaub. Mit neuen oder überar-
beiteten, qualitativ höherwertigen oder
spezialisierteren Angeboten sollen in in die-
sen Bereichen wieder Gäste ins Land geholt

(52)
http://landesregierung.schles-
wig-holstein.de/ coremedia/
generator/Aktueller_20Bestand/I
M/Information/K_C3_BCstensch
utz/K_C3_BCstenschutz_20IKM.
html

(53) 
13.04.2005 Meldung des
Tourismusverband Schleswig-
Holstein e.V.: Ergebnisse des
Sparkassen-Tourismusbaro-
meters 2005, http://www.sh-
nachrichtenagentur.de/de/mel-
dung.aspx?ID=662
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werden. Speziell in Mecklenburg sind Ver-
besserungen der Infrastruktur ein wichtiges
Thema, insbesondere da die EU-Osterwei-
terung durch die verstärkte Reisetätigkeit
der Bevölkerung der EU-Beitrittsländer
Chancen bietet, jedoch auch Konkurrenz
liefert54.

Nach verschiedenen Prognosen wird der
Tourismus auch in Zukunft die tragende
Wirtschaftskraft in vielen Küstenbereichen
bleiben. Schleswig-Holstein muss gegenü-
ber Mecklenburg-Vorpommern jedoch mit
einer Stagnation gegenwärtiger Zahlen oder
Verlusten rechnen. Ausschlaggebend für
den Erfolg sind Strategien, die die Beson-
derheiten der Landschaft konsequent nut-
zen und im Marketing der Destinationen
herausstellen. Qualität im Servicebereich,
Professionalität und Attraktivität des Land-
schaftsbildes sind neben Preis die wichtig-
sten Entscheidungsfaktoren, deren Wahr-
nehmung die Wahl des Urlaubsorts beein-
flussen und die im Zuge des verschärften
interregionalen Wettbewerbs noch mehr
Gewicht erhalten werden. Ein wesentliches
Prinzip zur erfolgreichen Partizipation am
Quellmarkt Deutschland heißt in wachsen-
dem Maße, Thema vor Region zu setzen. Bis
auf wenige, imagestarke und bekannte
Orts-, Regions- und Landschaftsnamen
sind Gäste nur dann zu gewinnen, wenn
Angebote auf konkrete Aktivitätswünsche
zugeschnitten sind. Entscheidend wird es
allerdings sein, auch die Potenziale, die sich
aus dem demografischen Wandel ergeben,
systematisch zu erschließen.

Konflikte

Der Tourismus birgt direkte und indirekte
Gefahren für marine und terrestrische Öko-
systeme. Zu den direkten zählen beispiels-
weise die Störung von Brutvögeln, der
Zugang zu sensiblen Biotopen oder die
Zerstörung von Lebensräumen durch Infra-
strukturentwicklung. Zu den indirekten
zählen die steigende Umweltbelastung am
Urlaubsort durch Abwasser, Müll, An- und
Abreise und erhöhtes Verkehrsaufkommen.
Auch im sozialen Bereich können durch die
touristische Übernutzung Konflikte zwi-
schen Urlaubern und Anwohnern entste-
hen.

In allen genannten Bereichen werden be-
reits diverse Anstrengungen unternommen,
die negativen Auswirkungen zu verhindern
und gemeinsame Strategien für die Zukunft
zu entwickeln. Dazu zählen auch Versuche,

die Saisonalität des Tourismus auszuglei-
chen und die Verteilung in den einzelnen
Gemeinden zu homogenisieren. 

Konflikte können sich jedoch auch umge-
kehrt negativ auf den Tourismus auswirken.
Die Qualität der Badegewässer und der
Strände können die Urlaubsentscheidung
stark beeinflussen. Andere Umweltthemen
wie das Seehundsterben, Ölunfälle, Algen-
blüten oder Meeresverschmutzung schaf-
fen ein negatives Image für die vom
Tourismus abhängigen Regionen. Ebenfalls
wichtig sind einschneidende Veränderun-
gen im Landschaftsbild, etwa die Installa-
tion von Windkraftanlagen im Inland- und
Offshore-Bereich.

Im Bereich der Gewässer ist die Sportboot-
nutzung ein steigender Trend mit wachsen-
der Bedeutung für kleinere Sportboothäfen.
Gedacht, jedoch schwierig vorauszusagen sind
Entwicklungen im Meeresbereich, die den
Bau von festen Offshore-Installationen mit
touristischen Aktivitäten kombinieren. Hier
ist z.B. an eine Ausweitung des Ausflugs-
tourismus oder die Schaffung eigener touri-
stischer Angebote auf Plattformen gedacht.

Wie keine andere Nutzungsform betrifft der
Tourismus Land und Meer in einem kom-
plexen Muster an Interaktionen und Ver-
bindungen. Alleine durch den Reiseverkehr
erstrecken sich die Auswirkungen auf den
gesamten europäischen Raum, mit Rück-
koppelungen beispielsweise in der Entwick-
lung der Fährreisen und Häfen und ländli-
chen Räume. Die Raumordnung muss sich
dieser Verflechtungen bewusst sein und die
Stärken des Tourismus gezielt unterstützen.
Ein besonderes Augenmerk muss  auf den
infrastrukturellen Konsequenzen liegen, die
sich aus der demografischen Entwicklung in
Mecklenburg-Vorpommern ergeben, sowie
den wachsenden Verflechtungen mit dem
EU-Ostseeraum. Schutzgüter der Natur,
Landschaft und Kultur, die für den Touris-
mus oft ausschlaggebende Faktoren dar-
stellen, müssen in der Raumplanung be-
rücksichtigt werden. Dazu zählt insbeson-
dere auch das Landschaftsbild im Küsten-
bereich, bei dem die Sicht auf das Küsten-
meer sowie die gewachsenen Kulturland-
schaften im Wattenmeer besonders berück-
sichtigt werden müssen.

(54) 
dwif-Consulting GmbH:
Landestourismuskonzeption
Mecklenburg-Vorpommern 2010
- Kurzfassung,
http://www.wm.mv-egierung.de/
pages/download.htm



34 Raumordnung und IKZM als Instrumente für die nachhaltige Entwicklung des Küsten- und Meeresraumes

4.1 Globale Einbettung:
Steigende Bedeutung 
internationaler Triebkräfte

Aus der Darstellung der Entwicklungen in
den einzelnen Nutzungsbereichen wird
deutlich, dass die Zukunft der deutschen
Küsten und Meere in immer stärkerem Maß
von internationalen Triebkräften abhängig
ist. Manche dieser Triebkräfte, wie z.B. die
weltweite wirtschaftliche Liberalisierung,
die Entwicklung des internationalen Güter-
verkehrs und damit zusammenhängend die
internationale Schiffahrt, sind auf der glo-
balen Ebene anzusiedeln, andere wie die
internationale Klimapolitik oder die Fische-
reipolitik auch zusätzlich auf der europä-
ischen Ebene. Als internationale Triebkräfte
müssen auch das Zusammenrücken Euro-
pas und die EU-Osterweiterung gelten, wel-
che das Raumgefüge durch die Entstehung
neuer Wirtschaftregionen, Entwicklungs-
hotspots oder Technologiecluster und die
Vernetzung neuer Metropolregionen maß-
geblich beeinflussen. Internationale Trieb-
kräfte wie diese setzen einen Rahmen, der
Chancen, jedoch auch Risiken für die Ent-
wicklung der deutschen Nord- und Ostsee-
küsten birgt. Die Verschiebung der Skalen
hin zu internationalen Ebenen bringt eine
Verlagerung der Entscheidungsebenen mit
sich, die die Möglichkeiten direkter regio-
naler Steuerung einerseits eingrenzt, im
Gegenzug jedoch auch zu hoher regionaler
Autonomie führen kann (z.B. im Kontext
eines Europa der Regionen). Die nationale
Ebene wird zunehmend zum Bindeglied
und Vermittler zwischen den unterschiedli-
chen Skalenebenen. Dies sind Entwicklun-
gen, die ein nationales IKZM oder auch das
Instrument der Raumordnung berücksich-
tigen müssen, sowohl in der Schaffung von
Leitbildern als auch im Prozess der Ent-
scheidungsfindung.

4. Schlüsselthemen für den
deutschen Küsten- und Meeresraum
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4.2 Das Meer als 
wirtschaftlicher Impulsgeber 

Verglichen mit der wesentlich langsameren
Veränderung auf der Landseite findet in
den deutschen Meeren derzeit eine hoch
dynamische Entwicklung statt. Neben den
genannten internationalen Triebkräften
gründen sich diese einerseits auf technolo-
gischen Fortschritt, der neue Formen der
Nutzung erst vor kurzem ermöglicht hat,
und anderseits auch auf verfügbare Fläche,
insbesondere in der AWZ. Ein deutlicher
Trend geht zur Entstehung permanenter
Strukturen, die sich von flüchtigen Formen
der Meeresnutzung unterscheiden und
gänzlich neue Nutzungsmuster entstehen
lassen. Beflügelt durch nationale politische
Rahmenbedingungen hat dies zu einem
veritablen Entwicklungsboom und der
„Entdeckung“ des deutschen Meeresraums
als Industrieraum geführt. Die Offshore-
Windenergienutzung und die Ausweisung
von Meeresschutzgebieten sind Muster-
beispiele für neue Formen der Nutzungen
mit hohem Flächenanspruch; hohes Inter-
esse besteht auch am Ausbau von Häfen
und zentralen Verkehrsknotenpunkten, um
der wachsenden Nutzung der regionalen
Meere als Verkehrs- und Transiträume ent-
sprechen zu können. Unterstützt wird die
Industrialisierung der Meere durch die in
4.1 beschriebene Bildung neuer Interes-
senskoalitionen über die Landes- und Mee-
resgrenzen hinweg. Mit das wichtigste Indiz
für die hohe Entwicklungsdynamik im Meer
ist letztlich auch die Erkenntnis, dass eine
Raumordnung im Sinne einer bestmögli-
chen Abwägung zwischen unterschiedli-
chen Meeresnutzungen auch im Meeres-
bereich unabdingbar ist. ‚Fläche‘ wird somit
auch in der AWZ zur endlichen Ressource,
deren  Inanspruchnahme Regelung bedarf.

Die Verbindung internationaler Triebkräfte
mit der aktiven, dynamischen Nutzung der
deutschen Meeresräume führen zu einer
steigenden volkswirtschaftlichen Wert-
schätzung der deutschen Küsten und Meere
und der Erkenntnis, dass das Meer und die
angrenzenden Regionen wiederum selbst
als Treiber nationaler oder regionaler Ent-
wicklungen fungieren können – mit ent-
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sprechenden Konsequenzen für Infrastruk-
tur und ökologische, wirtschaftliche und
soziale Systeme. Für die deutsche Wirt-
schaft kann das Meer somit als Impulsgeber
dienen, das zu neuen Wirtschaftszweigen,
technologischer Entwicklung und damit
auch Arbeitsplätzen führen kann. Umge-
kehrt ist auch diese Entwicklung aufgrund
der starken internationalen Abhängigkeit
nur bedingt durch die deutschen Küstenre-
gionen steuerbar.

4.3 Verdichtung der Nutzungen:
erhöhtes Konfliktpotenzial

Es zeichnet sich ab, dass der Ausbau der
Meeresnutzung mit der Schaffung weiterer
Spin-Offs und einer immer stärkeren Ver-
dichtung der Nutzungen einhergehen wird.
Bereits jetzt fungieren neue Nutzungen wie
die Windenergie als Impulsgeber für zu-
künftige Folgenutzungen wie beispielswei-
se der Elektrolyse zur Gewinnung von Was-
serstoff (insbesondere im Nordseeraum)
oder der Schaffung künstlicher Inseln.

Die Konsequenz dieser Trends sind erhöhte
Raumkonkurrenz im Meer und an den
Küsten und damit einhergehend ein erhöh-
tes Konfliktpotenzial, denn nicht alle
Raumnutzungen sind miteinander kompa-
tibel. Konflikte sind insbesondere mit dem
Meeresschutz und der Entstehung eines
ausgedehnten Schutzgebietsnetzes im Rah-
men von Natura 2000 zu erwarten. Watten-
meer und Ostseeküste sind sensible Syste-
me, deren internationale Bedeutung durch
verschiedene nationale und internationale
Schutzkategorien bestätigt wird. Diese
Designationen betonen nicht nur die ökolo-
gische Bedeutung mariner und küstenna-
her Ökosysteme, sondern weisen auch auf
die Unverträglichkeit einzelner Nutzungs-
ansprüche in ökologisch sensiblen
Gebieten hin (siehe z.B. die Ausweisung von
Vorranggebieten für Offshore-Windenergie-
nutzung in der AWZ oder FFH-Verträg-
lichkeitsuntersuchungen). Insbesondere
die kumulativen Auswirkungen maritimer
Nutzungsformen auf die sensiblen Ökosy-
steme der Nord- und Ostsee sind bisher
weitgehend unbekannt. 

Ausschlaggebend für die Abwägung diver-
ser Ansprüche ist dabei die sorgfältige
Analyse der Tragfähigkeit der Systeme, der
Auswirkung einzelner und kumulativer
Nutzungen, sowie die räumliche und sys-
tembezogene Kompatibilität der Nutzun-

gen untereinander. Eine Analyse der räum-
lichen Kompatibilität maritimer Nutzungen
findet sich in Glaeser et al. (2004). Aus-
schlaggebend ist auch die gesellschaftliche
Einigung auf Zielvorstellungen, die ein
Management der Nutzungen steuern. Die
Schaffung solcher Zielvorstellungen und
„Visionen“ für das zukünftige Gesicht der
deutschen Küsten und Meere sind eine
wesentliche Aufgabe eines IKZM-Dialogs,
welche dann mit Instrumenten wie der
Raumordnung umgesetzt werden können. 

4.4 Land-Meer-Verflechtungen:
Entwicklungen im Meer
wirken an Land

Im Zuge der beschriebenen Entwicklungen
kommt es zu einer immer stärkeren Ver-
flechtung des marinen und terrestrischen
Umfelds und zu einem engeren räumlichen
Aneinanderrücken von On- und Offshore.
Statt wie bisher von separaten Raumein-
heiten ist immer mehr von einem Nut-
zungskontinuum zwischen Land und Meer
auszugehen. Die Überwindung der traditio-
nellen Trennung zwischen Land und Meer
bestätigt sich auch im administrativen
Bereich. Im Falle der Offshore-Windkraft
beispielsweise führen komplexe Genehmi-
gungsverfahren, Fragen der Konstruktion
und Versorgung und die Stromeinspeisung
an Land den terrestrischen und marinen
Raum institutionell eng zusammen.

Trotz der beginnenden Integration von
Land- und Meeresnutzung ist festzuhalten,
dass sich die wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen der marinen Nutzungsent-
wicklung ausschließlich an Land manife-
stieren. Die Effekte einer Ausweitung der
Offshore-Windkraft beispielsweise zeigen
sich in den küstennahen Räumen, in Trans-
portkorridoren oder auch an gänzlich ande-
ren Orten, beispielsweise entfernten Wirt-
schaftszentren. Ein ganzheitlicher Blick ist
notwendig, der derartige Entwicklungen
nicht fragmentiert betrachtet, sondern als
Teil eines breiten, räumlich integrierten
und langfristigen Veränderungsprozesses.
Eine weitere Konsequenz der engeren
Land-Meer-Verzahnung ist die wachsende
Bedeutung von Versorgungszentren an der
Küste. Sie werden zu integrierten Knoten-
punkten, in denen die notwendigen Dienst-
leistungen und damit auch die Infrastruktur
für verschiedene Arten der Nutzung zusam-
menlaufen. Beispiele hierfür wären die
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Versorgung von Offshore-Einrichtungen
(inkl. Service und Wartung von Windener-
gieanlagen), der Transport von und zu
natürlichen und künstlichen Inseln bzw.
Plattformen, Seerettung, Tourismus, Ener-
gieleitungen, Verkehrstrassen und Indus-
trieansiedlung. Dies wiederum hat weiter-
führende Auswirkungen auf den umliegen-
den Raum, beispielsweise durch die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze, den wachsenden
Bedarf an kommunalen Einrichtungen,
oder die Entstehung sekundärer Ansied-
lungen. Im Sinne der neu entworfenen Leit-
bilder der Raumordnung können Versor-
gungszentren somit zu dezentralen Wachs-
tumskernen außerhalb der großen Metro-
polregionen werden und dadurch zur Stabi-
lisierung ländlicher Räume beitragen (siehe
Kap. 6.)

4.5 Die Gefahr neuer Disparitäten

Das hohe Entwicklungspotenzial an den
deutschen Küsten und Meeren trifft je nach
Art der Küste und der Raumstruktur auf
gänzlich unterschiedliche Systembedin-
gungen, insbesondere auch wirtschaftlicher
und sozialer Art. Punktuell wirken sich
Trends und Entwicklungen im Meeresraum
daher auch unterschiedlich aus.

Positiv sind punktuelle wirtschaftliche Im-
pulse, die sich bereits jetzt aus den Off-
shore-Industrien für die strukturschwachen
Küstengebiete oder der Hafenentwicklung
für die städtischen Metropolregionen als
wirtschaftliche Antriebskräfte ergeben.
Weniger positiv ist dagegen die mögliche
Verschärfung der strukturellen Disparitäten
in den Küstengebieten. Ein Beispiel hierfür
sind die bestehenden strukturschwachen
und strukturstarken Küstengebiete, die von
den beschriebenen Trends im Meeresraum
möglicherweise sehr unterschiedlich profi-
tieren. Auf der regionalen und lokalen Ebe-
ne kann bereits jetzt von einer Ausweitung
der strukturellen Disparitäten festgestellt
werden, die sich an der Achse Peripherie-
Zentrum und dem Gefälle zwischen Land
und Stadt orientiert. Während die Auswei-
tung der Hafenstrukturen und der inner-
europäischen Transportachsen für die
größeren Knotenpunkte eine wichtige Rolle
in der Raumentwicklungspolitik spielen,
sind ländliche Gebiete nach wie vor von
demografischer Rückentwicklung und/oder
dem Verlust der früheren Standbeine Land-
wirtschaft und Fischerei betroffen. Zwar bil-

den sich in einzelnen Bereichen, beispiels-
weise im Tourismus oder in der Windkraft,
neue wirtschaftliche Schwerpunkte, doch
sind diese oft punktuell (obgleich dann von
hoher lokaler Bedeutung). „Gewinner“ und
„Verlierer“ der beschriebenen Entwicklungs-
trends entstehen somit in Abhängigkeit von
der Anbindung an Transport- und Kommu-
nikationsnetze, dem Zugang zu Infrastruk-
tur, der Bildung industrieller Cluster oder
auch der Fähigkeit, Alternativen konsequent
zu nutzen, wie bspw. den Ausbau eines
naturnahen Tourismus.

Auch im sozialen Umfeld der Küstenbe-
wohner ist aufgrund der Intensivierung der
Nutzungsansprüche bei gleich bleibenden
strukturellen Problemen mit Spannungen
zu rechnen, die sich besonders in den
Ostseegebieten aufgrund der zu erwarten-
den wirtschaftlichen Stärkung der Nach-
barregionen (z.B. Wachstumsregionen in
Polen) verstärken können. Spannungen
entstehen oft auch aus dem Gefühl, bei
wichtigen Entscheidungsprozessen über-
gangen zu werden und selbst nicht an der
Gestaltung der Region mitwirken zu kön-
nen. Zwar existieren verschiedene Ansätze,
dem durch Beteiligung der Bürger an
Planungsprozessen entgegenzuwirken,
doch werden die grundlegenden Mechanis-
men und Ursachen der sozialen Konflikte,
besonders in den sehr traditionsbewussten
Nordseeregionen, oft nur ungenügend
beachtet. Hier ist weniger ein Trend als ein
Bedarf zu erkennen, der in Forschung und
Umsetzung eines IKZM aufgegriffen wer-
den muss.

4.6 Der Kontext Klimawandel

Der Third Assessment Report des IPCC
(IPCC 2001) zeigt auf, dass ein Klimawandel
inzwischen als unvermeidlich gelten muss.
Unsicher ist jedoch, wie sich dieser an den
deutschen Küsten bezüglich eines
Meeresspiegelanstiegs und der erhöhten
Häufigkeit von Sturmfluten auswirkt. Ver-
schiedene Analysen belegen die Relevanz
des Klimawandels und seiner Folgen für
den Natur-, Kultur- und Wirtschaftsraum
Küste, wobei sich die Konsequenzen aus
einem Meeresspiegelanstieg vorrangig auf-
grund der hohen Besiedlungsdichte man-
cher Küstenräume und der vorhandenen
wirtschaftlichen Werte ergeben.  Obgleich
das Prinzip eines möglichst flächendecken-
den Küstenschutzes nach wie vor nicht in
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Frage gestellt wird, sind einer ständigen
Erhöhung der Deiche rein technisch gese-
hen Grenzen gesetzt. Angedacht sind daher
„weiche“ Maßnahmen des Küstenschutzes
basierend auf einem partiellen Rückzug aus
dem flächendeckenden Schutz, dem paral-
lelen Schutz besiedelter und wesentlicher
wirtschaftlicher Flächen, sowie einer vor-
sorgenden Planung, die eventuelle Ände-
rungen im Status Quo in zukünftigen Nut-
zungskonzepten der Küstenräume berück-
sichtigt. Die Auswirkungen eines Meeres-
spiegelanstiegs auf Küsten und Meere zäh-
len zu den wichtigsten raumordnerischen
Fragen, die eine maritime bzw. küstenori-
entierte Planung zu berücksichtigen hat. 

4.7 Dominante Themen für die
weitere Entwicklung 

Für die meisten Küstengebiete sind die
dominierenden Themen Küstenschutz,
Arbeitsplätze und Beschäftigung sowie
Umwelt/ Naturschutz, in strukturstarken
Gebieten zusätzlich Übernutzung oder
wirtschaftliche Risiken durch den progno-
stizierten Meeresspiegelanstieg. Eine be-
sondere Herausforderung bildet die Ent-
wicklung einer europäischen Verkehrsinfra-
struktur im Rahmen des Trans-Europä-
ischen Netzwerks für Verkehr (TEN-V) bzw.
deren Einbindung in die Entwicklung der
deutschen Küsten- und Meeresräume. Im
September 2001 schlug die Europäische
Kommission die Schaffung sogenannter
„Meeresautobahnen“ als neue bzw. ergän-
zende Hauptverkehrswege zwischen Mit-
gliedsstaaten vor. Konzipiert als reale Alter-
native zum Transport an Land stellen die
Meeresautobahnen integrative Bestandteile
des Trans-Europäischen Netzwerks für Ver-
kehr (TEN-V ) dar, mit dem Ziel der Ent-
wicklung einer intermodalen, integrativen
Logistikkette innerhalb Europas für Straße,
Schiene und Wasser.

Meeresautobahnen sollen die Verkehrswege
verkürzen und effizienter gestalten sowie
die Verkehrswege im Binnenland entlasten.
Für Deutschland ist die Meeresautobahn in
der Ostsee relevant, welche eine Verbin-
dung zwischen den baltischen EU-Staaten
und den Mitgliedsstaaten in Zentral- und
Westeuropa herstellen soll und auch die
Route durch den Nordostseekanal umfasst.
Die EU macht deutlich, dass Industrie,
Mitgliedsstaaten und die Gemeinschaft
zusammenwirken müssen, um diese neuen

Möglichkeiten bestmöglich zu nutzen und
die Meeresautobahnen attraktiv und leicht
befahrbar zu machen. Konzentration auf
wenige Strecken und einen schnellen Beför-
derungstakt, Einsatz aller Akteure der Ver-
sorgungskette für diese Projekte, sowie
hohe Qualität der Dienstleistungen durch
die Transportkette hindurch gelten als we-
sentliche Kriterien, um Attraktivität für die
Nutzer zu erreichen. Dies macht deutlich,
dass IKZM und auch die Raumordnung an
der Küste über die Küste selbst hinausden-
ken müssen, insbesondere bei solchen
Faktoren, die Entwicklungen direkt oder
indirekt befördern oder behindern können.

4.7.1 Entwicklungsschwerpunkte 
im Nordseeraum

Im Nordseeraum erhält der Schutz des ein-
zigartigen Wattenmeers und seiner vielfälti-
gen Ökosystemfunktionen oberste Priorität.
Die Sicherung dieser Funktionen und der
Erhalt der international bedeutenden
Schutzgebiete muss als vorrangige Form
der Raumnutzung gelten und auch soweit
gehen, dass andere Nutzungen zugunsten
dieses Zwecks eingeschränkt werden. Zu
den Gefahrenquellen für das Wattenmeers
zählen sowohl direkte und unmittelbare
Auswirkungen, z.B. durch touristische Akti-
vitäten oder die Fischerei, als auch die indi-
rekten, nicht unmittelbaren Auswirkungen
wie z.B. der Eintrag von Nähr- und Schad-
stoffen in das System. Zu den größten Ge-
fahrenquellen sowohl für die Ökologie des
Wattenmeeres wie auch für die touristisch
dominierte Wirtschaftsstruktur zählen dar-
über hinaus Schiffsunfälle. Unsicher ist bis-
her, wie sich großflächige Nutzungsformen
in der AWZ auf das Ökosystem Wattenmeer
auswirken. Dies betrifft zum derzeitigen
Zeitpunkt insbesondere die kumulativen
Auswirkungen mehrerer Windenergieparks,
die in der AWZ entstehen sollen. In Sachen
Planung sollte daher stets vom Vorsorge-
prinzip ausgegangen werden.

Wirtschaftlich bietet der Ausbau im Off-
shore-Bereich besonders für die schleswig-
holsteinische Nordseeküste wichtige Ent-
wicklungschancen. Dabei gilt, dass die
regionalen Wertschöpfungs- und Beschäf-
tigungseffekte umso höher ausfallen, je
größer der regionale Anteil an der Kompo-
nentenfertigung, dem Bau von Windparks
und ihrem Betrieb ist. Dementsprechend ist
es im Interesse der Küstenregionen, einen
möglichst großen Teil der Windenergie-
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industrie auf sich zu ziehen. Für den Touris-
mus ist ebenfalls das Wattenmeer mit sei-
nen ästhetischen Landschaftsqualitäten
ausschlaggebend. Konflikte können sich
aus strukturellen Eingriffen in die Land-
schaft ergeben – z.B. der Installation von
Offshore-Windenergieparks vor der Küste –
sowie dem Verschwinden der prägenden
Landschaftselemente wie z.B. der arbeiten-
den Fischkutter oder auch der traditionel-
len Kulturlandschaft.

Schwerer messbare, jedoch nicht weniger
wichtige Themen im Nordseeraum betref-
fen das soziale Umfeld der ansässigen
Bevölkerung. Von Bedeutung sind insbe-
sondere Fragen der Akzeptanz von großflä-
chigen Strukturmaßnahmen oder auch die
sozialen Konsequenzen einer wirtschaftli-
chen Umstrukturierung. Oftmals handelt es
sich hier nicht um sichtbare Konflikte, son-
dern um schleichende Veränderungen, die
dann durch spezielle Anlässe in offene Kon-
flikte aufbrechen können. Hierzu zählen
beispielsweise der Verlust der regionalen
Identität, Verlust prägenden Landschafts-
qualitäten oder auch der Verlust der Eigen-
ständigkeit im Entscheidungsbereich. Den
Trends und Konflikten im sozialen Bereich
der Küste sind bisher vergleichsweise wenig
Aufmerksamkeit geschenkt worden. Gerade
aber der soziale Bereich stellt einen wesent-
lichen, systembestimmenden Faktor für das
gesamte Küstensystem dar. IKZM wird sich
im Nordseeraum diesen soziokulturellen
Fragen stellen und geeignete Mechanismen
für den Umgang mit diesen Verschiebungen
entwickeln müssen. Klassische Instrumente
der Bevölkerungsbeteiligung sind hierfür
nicht immer ausreichend.

4.7.2 Entwicklungsschwerpunkte 
im Ostseeraum

Als Transit- und Entwicklungsraum ist die
deutsche Ostseeküste von den Transforma-
tionsprozessen in den neuen EU-Mitglieds-
staaten besonders betroffen. Ausschlag-
gebend ist hier der Ausbau der Verkehrs-
verbindungen zwischen den großen
Knotenpunkten der europäischen Verkehrs-
achsen, durch die erhöhtes Verkehrsauf-
kommen, Handelsaufkommen und wichti-
ge Wachstumsimpulse erwartet werden.
Auch im Meeresraum ist mit einer Intensi-
vierung der Aktivitäten in den Bereichen
Transport und Verkehr sowie der Rohstoff-
nutzung zu rechnen. In diesem Zusammen-
hang kommt den deutschen Hafenstädten

erhöhtes Potenzial als Verlade- und Um-
schlagplatz zu, mit Möglichkeiten der Kon-
solidierung und des Ausbaus der Kapazi-
täten. Gleichzeitig erhöhen diese Entwick-
lungen den Bedarf nach angemessenen
Raumordnungsstrategien im Meeresbe-
reich, um hier Konflikten und Übernutzung
rechtzeitig vorzubeugen.

Die Konsequenzen dieser erhöhten Aktivi-
täten sind noch nicht in allen Dimensionen
absehbar. Auf dem Land kann die Verschie-
bung regionaler Schwerpunkte eine Ver-
stärkung der Disparitäten zwischen städti-
schen und ländlichen Räumen, die Intensi-
vierung der Entwicklungen in städtischen
Räumen und den Abbau kleinerer ländli-
cher Zentren nach sich ziehen. Die struk-
turschwachen Küstenregionen abseits der
Entwicklungskorridore laufen somit Gefahr
einer weiteren Benachteiligung. Gleichzei-
tig ergeben sich aus der geringeren Belas-
tung von Natur und Umwelt wiederum
Standortvorteile, beispielsweise im Touris-
mus und Naturschutz und dem Erhalt einer
attraktiven Küstenlandschaft. Standortvor-
teile ergeben sich auch für Hafenstädte und
andere Umschlagplätze von Gütern, wobei
hier die schnelle Entwicklung weniger urba-
ner Räume auf Kosten der kleineren Zen-
tren besonders in ohnehin bereits struk-
turschwachen Räumen vermieden werden
muss. Ein Trend, der sich jetzt bereits klar
abzeichnet, ist die verstärkte regionale und
lokale Eigenständigkeit mit weniger ge-
samtstaatlicher Verantwortung und mehr
Initiativen der Gemeinden und Regionen.

Um die Potenziale der EU-Osterweiterung
bestmöglich zu nutzen und die strukturel-
len Nachteile zumindest teilweise aufzufan-
gen, muss sich die deutsche Ostseeküste auf
vorhandene Stärken konzentrieren und
diese im Zuge eines IKZM konsequent nut-
zen. Ausschlaggebend ist die differenzierte
Betrachtung der regionalen Wirkungen der
EU-Osterweiterung für unterschiedliche
Regionstypen im Ostseeraum und die Aner-
kennung erhöhten regionalpolitischen
Handlungsbedarfs.

Für einen effektiven Ausbau der bestehen-
den Kapazitäten an der Ostseeküste ist eine
Land und Meer integrierende, pan-europäi-
sche Sichtweise von entscheidendem
Vorteil. Die Ostsee wird nicht mehr als
Grenze, sondern als Transitgebiet und Kern-
zone eines neuen wirtschaftlichen Wachs-
tumsgebiets wahrgenommen. Zu den Prio-
ritäten des europäischen Raumentwick-
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lungskonzeptes (EUREK) zählen  die geziel-
te Entwicklung von Regionen mit unausge-
schöpften Entwicklungspotenzialen, die
Weiterentwicklung des europäischen Ha-
fensystems oder auch die immer engere
Verknüpfung zentraler sogenannter ‚gate-
ways‘ im gesamten Ostseeraum. Durch den
Ausbau der bestehenden grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit mit den polni-
schen Nachbarn kann die Grenzregion wei-
ter homogenisiert und der Grundstein für
die Bildung einer neuen Wirtschaftsregion
gelegt werden. Allerdings ist dabei zu
beachten, dass auch große Teile der polni-
schen Grenzregion als strukturschwach ein-
zustufen sind.

Zu den wichtigsten Problemfeldern im
Ökosystembereich zählen die Verbesserung
der Wasserqualität, die Verringerung des
Nährstoffeintrags in die Ostsee, der Schutz
der Biodiversität sowie die nachhaltige
Fischerei. Neben der Unterstützung der
wirtschaftlichen Entwicklung ist es daher
eine zentrale Aufgabe der Raumordnung,
die natürlichen Regelmechanismen der
Ostsee zu erhalten. Auf Grund der besonde-
ren Sensibilität des Systems sind alle
Eingriffe zu verhindern, die das System
über das durch natürliche Mechanismen
kompensierbare hinaus stören. Eingriffs-
möglichkeiten bestehen für die Raumord-
nung im Bereich des Offshore-Manage-
ment, beispielsweise bei der genauen Prü-
fung der Standorte für potenzielle Wind-
energieanlagen, im Bereich der Landwirt-
schaft sowie bei der Ansiedlung bzw. An-
passung von Industriebetrieben. Weiterhin
erforderlich sind Regelmechanismen, die
den Eintrag von Nährstoffen und Toxinen
durch entsprechende Auflagen oder Anreiz-
systeme verhindern und Marikulturen mit
entsprechenden Auflagen versehen.

4.7.3 Prioritäten für die nationale Ebene

Auf Basis der vier Dimensionen „Dynamik
der Entwicklungen“, „Vernetzungsgrad der
Nutzungsform mit anderen“, „absolute
Bedeutung der Nutzungsform“ sowie „poli-
tische Relevanz der Nutzungsform und
politisch-administrativer Verantwortungs-
bereich“ wurde eine Bewertung der gegen-

wärtigen Trends und Entwicklungen an
Nord- und Ostsee vorgenommen, die den
vordringlichen Handlungsbedarf im
Rahmen von IKZM und Raumordnung auf
der nationalen Ebene herausstellen. Es
handelt sich dabei um besonders raum-
wirksame Entwicklungen, die eine deutli-
che Veränderung des derzeitigen Status
Quo mit sich bringen und die von der regio-
nalen oder lokalen Ebene nicht mehr allei-
ne bewältigt werden können:

• Offshore-Windenergieparks (u.a. hohe
Entwicklungsdynamik im Antragsbe-
reich, starke Vernetzung zwischen Land
und Meer, Zuständigkeit des Bundes in
der AWZ, Bedeutung für nationale Poli-
tikfelder wie Energie und Klimaschutz),

• Meeresbergbau (z.T. hoher Nutzungs-
druck, starke Vernetzung zwischen Land
und Meer, Konfliktpotenzial mit anderen
Raumansprüchen, insbesondere dem
Meeresumweltschutz),

• Meeresschutzgebiete (hohe Entwick-
lungsdynamik, internationale Verpflich-
tungen des Bundes, Zuständigkeit des
Bundes in der AWZ),

• Fischerei (hohes politisches Gewicht,
politische Verantwortung auf der interna-
tionalen und Bundesebene),

• Erhalt freier, nicht genutzter Flächen im
Meer ( Verantwortung des Bundes für
Klärung der Zuständigkeiten in der AWZ,
Verantwortung des Bundes für rechtliche
Fragen, hohes Konfliktpotenzial),

• Hafenentwicklung und Zugang zu Häfen
(Mitverantwortung des Bundes für Fra-
gen der Transportstrukturen/Hinterland-
anbindung, große Bedeutung für europä-
ische Verkehrsnetze und nationale Stand-
ortpolitik, hohes lokales Konfliktpoten-
zial, hohe lokale Dynamik),

• Sicherheit vor Schiffsunfällen (hohes
Risikopotenzial für andere Raumnut-
zungen, Zuständigkeit des Bundes in der
AWZ und für Bundesschifffahrtswege,
internationale Verflechtung) wie auch 

• Sicherheit der Küstenbevölkerung vor
Naturkatastrophen (Küstenschutz als
Grundlage für wirtschaftliche Tätigkeit
und Leben)
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4.8 Welche Konsequenzen für
IKZM und Raumordnung?

Die strukturellen Auswirkungen der darge-
stellten Trends in Abhängigkeit von vorhan-
denen Systemen bedeuten, dass es für die
Anwendung „guten“ IKZMs trotz allgemei-
ner Qualitätskriterien kein Patentrezept
gibt. Der Umgang mit den vielen Nutzungs-
ansprüchen und -konflikten im Küsten-
raum ist stets ein individueller, an den vor-
handenen wirtschaftlichen, sozialen und
ökologischen Gegebenheiten auszurichten-
der Balanceakt, der sich immer mehr auch
mit der Frage der Skalenebenen und den
dazugehörigen Steuerungsmöglichkeiten
befassen muss. Welche Entwicklungen wer-
den durch welche Triebkräfte beeinflusst,
und welche sind auf welcher Ebene beein-
flussbar? Praktisches IKZM hat mit den
Ergebnissen des Zusammenwirkens von
Triebkräften, beispielsweise die Entstehung
neuer Nutzungsmuster oder der punktuel-
len, schnellen Ausweitung des Nutzungs-
drucks, umzugehen. Auch dies bedeutet
einen mehrskaligen Ansatz, der Handlungs-
bedürfnisse den entsprechenden Hand-
lungsebenen zuordnet und einen Dialog
zwischen den Ebenen ermöglicht.

Für die Raumordnung wird in den beschrie-
benen Entwicklungen ein Perspektiven-
wechsel in der Betrachtung des Raumes
„Meer“ deutlich: Vom Freiraum und weiten
Horizont entwickelt sich das Meer zu einem

intensiv genutzten, international bedeuten-
den Wirtschaftsraum, in dem die Abwägung
verschiedener Interessen und die Entste-
hung einer Polykultur der Nutzungen nur
mit Hilfe eines lenkenden Entscheidungs-
prozesses bewältigt werden kann. Dies
bedeutet, das Meer als multidimensionalen
Planungsraum anzuerkennen, dessen
räumliche Fragestellungen und Notwendig-
keiten der Abwägung nicht minder komplex
sind als die des terrestrischen Raums. Zu
bedenken sind auch die Anforderungen
möglicher bisher noch nicht absehbarer
Folgenutzungen und neuer Formen der Ko-
Nutzung im Meer, die sich in das bestehen-
de Nutzungsgeflecht eingliedern müssen.
Insbesondere ist auch die Verknüpfung der
Küste mit dem Hinterland (z.B. Flussein-
zugsgebiete, Transportkorridore) und der
AWZ bzw. den internationalen Gewässern
zu bedenken, so dass von einer durchge-
henden raumplanerischen Kontinuität aus-
gegangen werden muss.

Im Folgenden werden Grundzüge für die
Gestaltung eines lenkenden Entscheidungs-
prozesses im Sinne eines IKZM aufgezeigt.
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5.1 Entwicklung des IKZM 
und aktueller Stand

IKZM in der EU

Die EU definiert IKZM als „dynamischen,
kontinuierlichen und iterativen Prozess,
durch welchen Entscheidungen für eine
nachhaltige Nutzung, Entwicklung und den
Schutz der Küsten einschließlich ihrer Res-
sourcen getroffen werden.“ (vgl. Europäi-
sche Kommission 1999a). Anknüpfungs-
punkte ergeben sich an die Prinzipien der
nachhaltigen Entwicklung und Raumnut-
zung (mit Bezug auf natürliche, wirtschaft-
liche und soziale Systeme) sowie an eine
informelle, prozessorientierte Planung, wie
sie insbesondere im angelsächsischen
Raum erfolgreich praktiziert wird und die
auf die Einbindung möglichst vieler rele-
vanter Stakeholder im Dialogprozess setzt.

IKZM wurde von der EU zu Beginn der
1990er Jahre aufgegriffen. Das wachsende
Bewusstsein zu den besonderen Bedürfnis-

Zu den zentralen Ergebnissen des EU-De-
monstrationsprogramms zum IKZM gehört
die Erkenntnis, dass eine erfolgreiche Ent-
wicklung der europäischen Küstenzonen
„koordinierte und aufeinander abgestimm-
te strategische Aktionen“ auf lokaler, regio-
naler und nationaler Ebene erfordert. Mit-
gliedsstaaten sind daher aufgefordert, na-
tionale Bestandsaufnahmen durchzufüh-
ren und IKZM-Strategien zu entwickeln, die
eine Umsetzung der aus dem Demonstra-
tionsprogramm abgeleiteten IKZM-Ansätze
gewährleisten. Folgende Punkte sollen be-
sondere Beachtung finden (vgl. Europäi-
sche Kommission 1999a):

• Umfassende, holistische und systemori-
entierte Betrachtungsweise;

• Ausdrückliche Anerkennung der Unge-
wissheit künftiger Bedingungen;

• Verständnis der natürlichen Prozesse in
der Küstenzone;

• Einsatz integrierter Bewertungstechni-

sen der Küstengebiete und die Sorge um
den steigenden Nutzungsdruck kumulierte
1996 in einem dreijährigen „Demonstra-
tionsprogramm zum Integrierten Küsten-
zonenmanagement“, dessen Ergebnisse die
wesentlichen Grundlagen für eine europäi-
sche Strategie zum Küstenmanagement lie-
ferten (vgl. Europäische Kommission 1999a,
1999b). Im Mai 2002 wurden entsprechende
gemeinsame Empfehlungen des Europäi-
schen Rats und des Europaparlaments ver-
öffentlicht (vgl. Europäische Union 2002).

ken zur Erfassung der Auswirkungen von
Nutzungen im Küstenraum;

• Einsatz einer Vielzahl von Instrumenten
und Werkzeugen, je nach problem- und
lokalspezifischem Bedarf;

• Sicherstellen des Informationsflusses
zwischen allen Beteiligten;

• Einbindung aller Verwaltungsebenen
(vertikale Integration);

• Verbesserte Zusammenarbeit zwischen

5. Entwicklung gestalten: 
Management der Küsten und Meere
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Fachplanungen und Raumordnung (hori-
zontale Integration);

• Erhöhte Partizipation der verschiedenen
Interessengruppen;

• Gebietsspezifische Lösungsansätze unter
Berücksichtigung der lokalen Situation.

Die entsprechenden IKZM-Strategien sol-
len der Kommission 2006 vorliegen.

Einbindung des IKZM in eine breitere
Meerespolitik

Parallel zu den Entwicklungen im IKZM hat
die EU begonnen, eine Meeresumwelt-
strategie zu entwerfen. Ihre Grundzüge sind
in der Mitteilung „Hin zu einer Strategie
zum Schutz und zur Erhaltung der Meeres-
umwelt“ vom 2. Oktober 2002 (vgl. KOM
(2002) 539 endgültig) an den Rat und an das
Europäische Parlament dargestellt. Ziel ist
es, im Rahmen eines offenen und koopera-
tiven Prozesses eine gezielte Strategie für
die Förderung der nachhaltigen Nutzung
der Meere und Ozeane sowie die Erhaltung
der weltweiten Ökosysteme des Meeres zu
entwickeln. Ziel der Meeresumweltstrategie
ist vor allem der Erhalt der biologischen
Vielfalt und der Lebensräume, was u.a.

Wasserrahmenrichtlinie, der FFH- und
Vogelschutzrichtlinie im Bereich der Mee-
resumwelt, die Reduzierung der Belastun-
gen und verbesserte Koordination beste-
hender Regelungen und Organisationen,
um die Kenntnisse über die Meeresumwelt-
qualität zu verbessern (vgl. Schuchardt et al.
2006).

Die Europäische Kommission hat angekün-
digt, ein Grünbuch für eine umfassende
Meerespolitik zu verfassen. Ziel ist es, die
Entwicklung einer prosperierenden mariti-
men Wirtschaft und die Realisierung seege-
stützter Wirtschaftstätigkeiten in ökolo-
gisch nachhaltiger Weise zu ermöglichen. In
diesem Rahmen soll auch eine Analyse der
ökologischen, wirtschaftlichen, sozialen,
geografischen und rechtlichen Gegebenhei-
ten erfolgen. Eine erste Veröffentlichung ist
für das Jahr 2006 vorgesehen
(vgl. Schuchardt et al. 2006).

IKZM in Deutschland

In Deutschland sind die Küsten und Meere
in den letzten Jahren verstärkt ins Rampen-
licht gerückt. Einen wichtigen Impuls setzte
hier die Zielsetzung der Bundesregierung,
den Anteil an regenerativ erzeugtem Strom

durch eine effizientere Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Einrichtungen
ermöglicht werden soll. Entscheidend für
die Umsetzung der Strategie ist voraussicht-
lich die Entwicklung eines Ökosysteman-
satzes, der die Definition ökologischer
Qualitätsziele beinhaltet und sich dabei an
bekannten Einstufungen wie „günstiger
Erhaltungszustand“ und „guter ökologi-
scher Zustand“ orientiert. Maßnahmen
umfassen die vollständige Umsetzung der

bis zum Jahr 2020 auf 12,5% zu erhöhen.
Die resultierende Dynamik im Windener-
giesektor führte einerseits zur Entwicklung
von neuer technologischer Schlüsselkom-
petenz, andererseits zu einer Intensivierung
der Debatte über die zukünftige Raumord-
nung in der AWZ. Letztere ist umso aktu-
eller, da der Meeresnaturschutz als weitere
flächige Nutzungsform im Rahmen der
Ausweisung von Meeresschutzgebieten in
ein konkretes Stadium tritt. Diskussionen
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um Genehmigungsverfahren und Pilotanla-
gen, die Anbindung der Offshore-Wind-
energie-Anlagen an das Stromnetz an Land,
die möglichen ökologischen Auswirkungen
großflächiger Offshore-Windkraftanlagen
auf Meeressäuger und Vögel sowie die Aus-
wirkungen auf die lokale Wirtschaftsstruk-
tur und traditionelle lokale Raumnutzun-
gen haben die Brisanz dieser Entwicklun-
gen und den nationalen Handlungsbedarf
deutlich hervorgehoben. Im Zuge der EU-
Osterweiterung und der wachsenden Be-
deutung der regionalen Meere als europäi-
sche Wirtschaftsräume ist von einem weite-
ren Anstieg des meeresbezogenen Inter-
esses bei Bund und Ländern auszugehen.

Auf der Bundesebene konzentrieren sich
die Anstrengungen derzeit stark auf die
Nutzungsregelung in der AWZ. Oberste
Leitziele, denen mit Hilfe einer umfassen-
den Planung entsprochen werden soll, sind
die möglichst weitgehende Vermeidung von
Nutzungskonflikten bzw. die zielgerichtete 
multifunktionale Nutzung der Küsten-
räume unter Berücksichtigung der Nach-
haltigkeitselemente, was auch bedeutet,
wirtschaftliche Nutzungsperspektiven und
die Integrität der Ökosystemfunktionen
auszubalancieren. Die Raumordnung ist
das zentrale Instrument der Umsetzung,
welche mit der Übertragung der Zuständig-
keiten für die Raumplanung in der AWZ an
das Bundesamt für Seeschifffahrt und
Hydrographie (BSH) sowie der Ausweitung
der Gültigkeit der Landesraumordnungs-
pläne auf die 12-Seemeilen-Zone in ein
konkretes Stadium getreten ist. Hervorzu-
heben ist auch der Raumordnungsbericht
Küste und Meer des Landes Schleswig-Hol-
stein, der einzelne Nutzungen und Raum-
ansprüche an der Küste sowie Konflikt-
potenziale und Handlungsbedarf heraus-
stellt. Mit der nationalen IKZM-Strategie ist
ein wichtiger Schritt zur Bündelung und
klareren Kompetenzverteilung getan. Die
nationale Strategie hat auch begonnen, eine
allgemeinverständliche Dokumentation
der Politik und Strategien für die Öffentlich-
keit bereitzustellen (Stichwort Transpa-
renz). Dies entspricht Rufen nach einer kla-
reren Kompetenzverteilung zwischen Bund,
Ländern und Kommunen, gefordert z.B.
vom Rat von Sachverständigen für Umwelt-
fragen (2004).

Auf Landesebene liegt der Schwerpunkt
derzeit auf einer verbesserten Nutzung der
maritimen Ressourcen und dem Ausbau
der Standortvorteile der Küstengebiete. Alle

fünf Küstenländer zeichnen sich durch ver-
stärktes Interesse an maritimer Forschung,
integrierter Raumplanung und Technolo-
gieentwicklung aus und konkurrieren mit-
einander um Hafenstandorte oder Wirt-
schaftsstandorte für die Windkraftbranche.
Mit dem Programm „Zukunft Meer“ hat
Schleswig-Holstein als erstes Land eine
umfassende, ambitionierte Entwicklungs-
perspektive in Richtung Meer vorgelegt.
Meeresbezogene Forschung und die Förde-
rung entsprechender Industriezweige sol-
len dazu beitragen, Schleswig-Holstein zu
Deutschlands wichtigstem Meeresland zu
entwickeln. Parallel dazu hat Schleswig-
Holstein als erstes Küstenland jedoch auch
eine eigene IKZM-Strategie entwickelt
(2004), gefolgt von Niedersachsen und
Mecklenburg-Vorpommern.

Die Rolle des Bundes im IKZM

Im Zuge der wachsenden Internationalität
der Meere steht die Bundesebene verstärkt
in der Pflicht, grenzüberschreitende Aufga-
ben im Küsten- und Meeresraum wahrzu-
nehmen. Der Bund ist Ansprechpartner und
Schnittstelle für eine Reihe unterschiedli-
cher Abkommen, wie beispielsweise HEL-
COM in der Ostsee, OSPAR in der Nordsee
oder auch das Trilaterale Wattenmeerab-
kommen zwischen Deutschland, Däne-
mark und den Niederlanden. Darüber hin-
aus ist der Bund für die Umsetzung diverser
EU-Richtlinien und Empfehlungen verant-
wortlich, wie beispielsweise die Wasserrah-
menrichtlinie oder die Ausweisung von
Schutzgebieten unter NATURA 2000.

Im Zuge der immer stärkeren internationa-
len Vernetzung der Meere, dem wachsen-
den Interesse an IKZM und dem prognosti-
zierten Bedeutungsgewinn von Küste und
Meer als Wirtschaftsräume wird der Bund
auch in Zukunft eine zentrale Schnittstelle
verschiedener Küsteninteressen und
Sektoren sein. Mit der nationalen IKZM-
Strategie ist der Grundstein für die koordi-
nierende Funktion des Bundes als nationa-
ler Knotenpunkt der Interessen gelegt. Zu
den Herausforderungen für ein IKZM auf
Bundesebene gehören dabei insbesondere: 

• die zunehmende Internationalisierung
der Entwicklungen im Küstenraum und
wachsende Vernetzung von Nutzungs-
formen on- und offshore,

• der Bedarf an einer Schnittstelle für inter-
nationale, nationale und regionale Inter-
essen und Akteure, 
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• die Bereitstellung von Mechanismen, die
die Entwicklung und Umsetzung regiona-
ler und lokalspezifischer IKZM-Konzepte
ermöglichen. Die nationale Strategie
stellt dabei im Sinne des Subsidiari-
tätsprinzips den notwendigen Rahmen.

5.2 Das IKZM-Konzept

In Deutschland existieren nach wie vor
unterschiedliche Verständnisse darüber,
wie IKZM zu definieren sei, was es zu leisten
habe und wie es in den bestehenden recht-
lichen und planerischen Rahmen einzuglie-
dern sei. Einigkeit besteht über die allge-
meine Zielsetzung des IKZM, die nachhalti-
ge Entwicklung der Küsten durch Abwä-
gung verschiedener Nutzungen zu fördern,
wobei die Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Natur- und Küstenschutz oft be-
sonders betont werden1. Einigkeit besteht
auch über die Notwendigkeit eines „Mana-
gement“ im Küsten- und Meeresbereich.
Wesentliche Elemente dieses Management
bilden die Konfliktlösung, eine auf Abstim-
mung beruhende Formulierung von Ziel-
vorstellungen und die anschließende Ver-
waltung der Ressourcen entsprechend die-
ser Ziele. Dass IKZM auch als Instrument der
Kommunikation und Partizipation verstan-
den wird, zeigen beispielsweise die Ausfüh-
rungen des Landes Schleswig-Holstein in
dessen Raumordnungsbericht Küste und
Meer 2005: „IKZM ist ein Kommunikations-
prozess, durch den die besonderen Poten-
ziale der Küstenzonen identifiziert und ins
öffentliche Bewusstsein transportiert sowie
Lösungen für Konflikte entwickelt werden
sollen“ (S.57). Wie dieses Management zu
gestalten ist, z.B. ob verstärkt informell oder
formell, ist derzeit Gegenstand unterschied-
licher Debatten auf Landes- und regionaler
Ebene. 

IKZM als Philosophie

Nach dem gegenwärtigen Diskussionsstand
ist IKZM sowohl als Planungs- und Ent-
scheidungsverfahren als auch als „Philoso-
phie“ zu verstehen, welche den Ansatz des
„Ganzheitlichen Denkens“ und dessen Um-
setzung in die Praxis verfolgt. Folgt man
dem Gedanken von IKZM als Philosophie,
basiert die Umsetzung von IKZM in erster
Linie auf Grundprinzipien, anhand derer
eine nationale IKZM-Strategie als Orientie-
rungshilfe dient. Die nationale Strategie
wird hier zum übergeordneten Rahmen für

integrative Gesamtplanungen, Raumord-
nung und Fachplanungen. Da sie nur weni-
ge Details festlegt, schafft sie ein hohes Maß
an Flexibilität, um auf regionale Beson-
derheiten wie auch spezifische und neu
auftretende Problemlagen einzugehen.
Gleichzeitig schafft die Vorstellung von
IKZM als Philosophie und die Einigung auf
gemeinsame Prinzipien ein verbindendes
Element, das die verschiedenen Institutio-
nen und Interessengruppen an der Küste,
administrativen Ebenen und Sektoren zu-
sammenführt. In der nationalen Strategie
wird IKZM demnach auch als informeller
Prozess verstanden, der eine systematische
Koordination aller Entwicklungen im
Küstenbereich ermöglicht (BMU 2006).

In diesem Kontext bilden Raumordnung
und Fachplanungen, aber auch Abwä-
gungsinstrumente wie Umweltverträglich-
keitsprüfung oder Genehmigungsverfahren
die Instrumente für die Umsetzung der
Philosophie in die Praxis. Für die vorhande-
nen formalrechtlichen Abwägungs- und
Genehmigungsverfahren bedeutet dies in
erster Linie, Prozesskriterien des IKZM auf-
zugreifen und zu Prozessindikatoren wei-
terzuentwickeln, um eine Erfolgskontrolle
im IKZM zu ermöglichen. Eine retrospekti-
ve Analyse verschiedener exemplarischer
Genehmigungsverfahren hinsichtlich ihrer
Nutzbarkeit im Rahmen von IKZM wurde
im Rahmen des durch das BMBF geförder-
ten Projekts RETRO durchgeführt. Aus der
Analyse wurden auch Empfehlungen für an
IKZM-Kriterien angepasste Verfahren ent-
wickelt (vgl. Schuchhardt et al. 2004).

Akzeptiert man IKZM als Rahmen gebende
Philosophie, ist die Entwicklung gemeinsa-
mer, von allen Institutionen und Inter-
essengruppen getragener Visionen und
Zukunftsvorstellungen an der Küste ein
logischer erster Schritt. Visionen behandeln
weniger die prozeduralen Fragen der
Umsetzung, sondern formulieren und kon-
kretisieren gesellschaftliche Vorstellungen
zu einer nachhaltigen Entwicklung in
Küstenzonen (z.B. durch die Festlegung
bestimmter Entwicklungsprioritäten). Eine
verbindende, gemeinsam getragene Vision
liefert den Grundstein für die anschließen-
de Entwicklung nationaler und regionalspe-
zifischer Strategien zur Umsetzung. Ele-
mentar ist in diesem Zusammenhang die
stete Orientierung an gesellschaftlichen
Zielen und die regelmäßige Anpassung an
gesellschaftliche Entwicklungen und den
technischen Fortschritt. Für diesen gesell-

(1)
Siehe Aussagen zum IKZM der
Länder, z.B. Kabinettsvorlage
zum IKZM in Niedersachsen,
IKZM-Strategie des Landes
Schleswig-Holstein, 
Entwurf zum Landesraum-
entwicklungsprogramm
Mecklenburg-Vorpommern
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schaftlichen Diskurs müssen Foren für den
regelmäßigen Meinungsaustausch zur
Verfügung gestellt und Mechanismen für
einen Dialog gefunden werden. Dabei ist
auch zu bedenken, dass der Diskurs zur
Zukunft der Küsten und Meere sowohl auf
nationaler als auch auf regionaler Ebene
geführt werden sollte. Die Philosophie des
ganzheitlichen Denkens und des IKZM
müssen anschließend Eingang in die Ins-
trumente bzw. deren Umsetzungsprozess
finden.

Was IKZM leisten soll

Auf einem Workshop 2005 haben Vertreter
der Landesplanung der Bundesländer
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Niedersachsen „10 Thesen zu
Funktion und Grenzen von IKZM und zur
Rolle der Raumordnung im IKZM-Prozess“
diskutiert. IKZM wird hierin wie folgt be-
schrieben:

• IKZM hat die Funktion, für Küstenzonen
mit ihren spezifischen ökonomischen,
ökologischen und sozialen Eigenschaften
eine nachhaltige Entwicklung zu beför-
dern.

• IKZM kann und soll nicht politische,
rechtliche und administrative Vorgaben,
Zuständigkeiten und Verantwortlich-
keiten ersetzen.

• IKZM kann und soll bewusst nicht
Integration und Abwägung durch eine
„neue“ oder spezifische Prioritätenset-
zung bei der Entwicklung und dem
Schutz der Küstenzone ersetzen.

• IKZM ist als grundlegende Entwicklungs-
Philosophie zu verstehen, die die Leis-
tungsfähigkeit der Küstenzonen nachhal-
tig durch Integration aller Belange
sichert.

• IKZM soll dazu beitragen, für die Ent-
wicklung von Küstenzonen

° zukunfts- und akzeptanzfähige Ziele
auszubilden,

° Strategien zur Zielerreichung zu defi-
nieren und

° eine breit abgestimmte, umfassend ab-
gewogene (integrierte) und wissen-
schaftlich fundierte Umsetzung der
Ziele und Strategien zu gewährleisten.

Die Umsetzung:
IKZM als zyklischer Prozess

Im Sinne des oben genannten Denkan-
satzes sollte IKZM nicht als vorgefertigte
Handlungsanweisung oder festgeschriebe-
ne Strategie verstanden werden, sondern
vielmehr als fortlaufender, dynamischer
und zyklischer Prozess, der die verschiede-
nen Institutionen und Interessengruppen
an der Küste in die Entwicklung und Um-
setzung von Zielvorstellungen einbezieht.
Zentrale Stationen des IKZM-Prozesses sind
die Entwicklung von Visionen, Formulie-
rung von Handlungszielen, Feststellung von
Handlungsbedarf, Umsetzung und Bewer-
tung (Monitoring). IKZM ist somit eine kon-
tinuierliche Antwort auf Wandel und eine
ständige Anpassung an veränderliche
Gegebenheiten, gesellschaftliche Werte und
Zielvorstellungen für die Küste. Dass dabei
als sichtbare Ergebnisse auch Strategien
und Handlungsempfehlungen entstehen,
ist eine natürliche Konsequenz und auch
ein ausdrückliches Anliegen des Prozesses.
Der IKZM-Prozess setzt sich aus folgenden
Einzelelementen zusammen: 

• Durchführung einer Bestandsaufnahme
im betroffenen Raum, die die notwendi-
gen Daten und Fakten für eine aktuelle
Positionsbestimmung liefert. Hier wer-
den ökologische, wirtschaftliche und
soziale Daten zusammengeführt. Dabei
fällt der Analyse von Wechselwirkungen,
v.a. gegenseitigen Verstärkungs- und Ab-
schwächungseffekten zwischen verschie-
denen Entwicklungen, eine hohe Bedeu-
tung zu. Die Bestandsaufnahme bildet
den Ausgangspunkt für alle weiteren
Schritte.

• Entwicklung einer Vision für die Küste:
Die Vision beschreibt den gewünschten
Endzustand der Küste als Ergebnis der
IKZM-Bemühungen. Die Vision ent-
wickelt sich aus gesellschaftlichen Ent-
scheidungen und globalen Rahmenbe-
dingungen heraus und ist normativ. Ihre
Entwicklung muss partizipativ unter
Einbindung aller Interessengruppen
sowie aller zuständigen Behörden und
Institutionen erfolgen. Als längerfristig
angelegte Zielvorgabe kann sie den
IKZM-Bemühungen über mehrere Jahre
hinweg lenkend zur Seite stehen.
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• Aus der Vision werden konkrete, messba-
re Ziele entwickelt, die einem bestimmten
Zeitrahmen zugeordnet werden sollten.
Dies geschieht ebenfalls unter Einbin-
dung aller relevanten Institutionen und
Interessengruppen. 

• Festlegung von Handlungsprioritäten,
Problemen und Herausforderungen. Dies
umfasst beispielsweise die Diskussion
kontroverser Themen oder den Umgang
mit dynamischen Entwicklungen und
Konflikten. Hier müssen alle relevanten
Institutionen wie auch die Öffentlichkeit
im Küstenraum eingebunden werden. 

• Umsetzung mit Hilfe politischer Unter-
stützung und Fachplanung. Hier greifen
analytische Werkzeuge sowie Planungs-
und Managementinstrumente, die be-
darfsgerecht in Abstimmung auf die je-
weilige Problemstellung eingesetzt wer-
den. Die im IKZM verwendete Werkzeug-
box enthält eine wachsende, sich stets
weiter entwickelnde Anzahl von Instru-
menten, unter denen die Raumordnung
zu einem der wichtigsten fachübergrei-
fenden Umsetzungsinstrumentarien
zählt. 

• Monitoring auf der ökologischen, wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen
Ebene, um das Gesamtsystem Küste und
Meer zu erfassen und IKZM als adaptiven
Prozess sicherzustellen. Mit dieser An-
passung der ursprünglichen Bestands-
aufnahme schließt sich der Kreis zu den
Zielen und Visionen. Überprüfung dieser
Visionen in regelmäßigen Abständen und
erneutes Durchlaufen des Prozesses stellt
IKZM als kontinuierlichen, an aktuellen
gesellschaftlichen und technischen Ent-
wicklungen orientierten Zyklus sicher.

Dieser IKZM-Zyklus sollte parallel auf der
nationalen, regionalen und wo notwendig
auch auf der lokalen Ebene ablaufen.
Resultierende Handlungsstrategien sollten
konkret formuliert werden und ineinander
greifen. Auch sollten die Methoden der
Umsetzung benannt und mit zeitlichen
Vorgaben sowie Zielindikatoren belegt wer-
den. Letztlich führt dieser Ansatz zu einer
Hierarchie von IKZM-Strukturen, die auf-
grund des integrativen Ansatzes die Be-
dürfnisse der verschiedenen Skalenebenen
gezielt aufgreifen können. Eine gemeinsa-
me Vision für die Zukunft der Küste kann als
Instrument der Integration wirken. Eine re-
gionale Vision für die Nordsee beispielswei-
se kann als Schirm für verschiedene Hand-

lungsstrategien und die Definition des kon-
kreten Handlungsbedarfs auf den unter-
schiedlichen Skalenebenen dienen. 

Prozessqualitäten 

Um erfolgreich zu sein, muss der oben
beschriebene IKZM-Prozess bestimmten
Anforderungen genügen. Zu den wichtig-
sten, die im EU-Demonstrationsprogramm
formuliert worden sind, zählen:

• Transparenz im Entscheidungsprozess, 

• Integration der unterschiedlichen Hand-
lungsebenen,

• Durchlässigkeit der Handlungsebenen,

• Dialogbereitschaft aller Beteiligten.

Die Beteiligung aller relevanten Stakeholder
ist sicherzustellen, wobei die Schaffung
einer gemeinsamen Vision als zentrales
integrierendes Element dienen kann. Die
Entwicklung von Indikatoren zur regel-
mäßigen Bewertung des Prozesses ist hilf-
reich, um zusammen mit den Indikatoren
für die formulierten Ziele, Erfolg und Miss-
erfolg des IKZM-Prozesses zu messen und
ggf. geeignete Anpassungsmaßnahmen
durchzuführen.

Entwicklung einer Vision

Bestandsaufnahme

Festlegung von Handlungs-
prioritäten, Problemen und

Herausforderungen

Evaluierung

Umsetzung mit Hilfe
politischer Unterstüzung

und Fachplanungen

Festlegung konkreter,
messbarer Ziele

Der IKZM-Zyklus
(eigener ENtwurf)
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5.3 Grundprinzipien für die
Anwendung

Die Umsetzung eines IKZM in Deutschland
muss auf folgenden grundlegenden Prinzi-
pien basieren:

5.3.1 Eine integrative, systemorientierte
Perspektive

Um eine holistische Bewertung von Entwick-
lungschancen und -risiken zu erreichen,
muss ein IKZM die folgenden Bereiche (Sub-
systeme) integrieren. 

• Ökosystem
• Kulturelles System
• Politisch-administratives und institutio-

nelles System
• Soziales System
• Wirtschaftssystem

Der Systemansatz liefert die notwendigen
Voraussetzungen für eine integrative Be-
wertung der Nutzungen auch als der kumu-
lativen Wirkungen. Mit Hilfe integrierter
Bewertungsmethoden ist es möglich, die
treibenden Kräfte hinter regionalen oder
nationalen Entwicklungen zu identifizieren
sowie die Interaktionen zwischen den Sub-
systemen zu erfassen. Auf Basis einer sol-
chen Systemskizze können, z.B. mit Hilfe
von Zukunftsszenarien, die Auswirkungen
einzelner Entwicklungsoptionen vorge-
zeichnet und visualisiert werden. 

Die systemorientierte Perspektive muss je-
doch auch die verschiedenen administrati-
ven Ebenen umfassen, da die EU-Meeres-
politik, die prognostizierte Meeresraumnut-
zung für Nord- und Ostsee insgesamt, aber
auch die Bundes- und Länderpolitik das
Gesamtsystem beeinflussen. Als treibende
Kräfte hinter Entwicklungen in einer Region
sind ferner Globalisierungsprozesse (z.B.
bzgl. Hafenentwicklung und Schifffahrt),
politische und technologische Entwicklun-
gen (Energiepolitik und Energieversorgung,
Aspekte der Versorgungssicherheit, Klima-
schutzpolitik) oder auch gesellschaftliche
Bedürfnisse, Werte und Normen (z.B. Sicher-
heit vor Terror, Schiffsunfällen und Natur-
katastrophen) zu nennen. Diese treibenden
Kräfte können zugleich Indikatoren für an-
stehende Nutzungsveränderungen in einer
Region oder in einem Meeresraum sein.

5.3.2 Polykultur als Leitbild für die
Meeresraumnutzung

Polykultur ist die Ko-Existenz mehrerer Nut-
zungen auf der gleichen Fläche, wie bei-
spielsweise Windenergieparks und Mari-
kultur oder Windenergieparks und Schutz-
gebiete. Verbunden mit einem derartigen
Leitbild sind multifunktional genutzte Räu-
me und eine integrative Raumbetrachtung.
Dies fordert Planungsverfahren, die über
einfache, oft statisch ausgelegte, entweder-
oder-Zonierungsansätze hinausgehen. Ge-
fordert sind außerdem Bewertungsverfah-
ren, die das Verhältnis der einzelnen Nutzun-
gen zueinander messen und ihre Kompa-
tibilität bewerten können. Das Leitbild der
Polykultur ist somit eng mit dem oben skiz-
zierten Systemansatz verknüpft. Die Aus-
wirkungen verschiedener Raumnutzungen
und ihrer kumulierten Effekte müssen auf-
gezeigt und als Monitoring-Ergebnisse an
die Planungsebene weitergegeben werden.

5.3.3 Raumspezifische Ansätze

Küsten und Meere sind nicht uniform, son-
dern weisen sehr unterschiedliche physika-
lische, geografische und ökologische Gege-
benheiten auf. Dazu kommen verschiedene
soziale und wirtschaftliche Perspektiven,
zusätzlich zu einem komplexen adminis-
trativen System und unterschiedlichen
internationalen Verflechtungen. Der Sys-
temansatz macht deutlich, dass Küstenge-
biete nicht einheitlich zu betrachten sind,
sondern vielmehr als einzelne, natur- und
sozialräumliche Einheiten mit oftmals
unterschiedlichen, spezifischen Entwick-
lungsbedürfnissen. Auch die Anforderun-
gen an ein IKZM und mögliche Lösungs-
ansätze gestalten sich somit unterschied-
lich. So liegt nahe, dass die Bewertung von
Problemfeldern und die resultierenden
Prioritäten eines IKZM im Wattenmeer oder
auf den Nordseeinseln ganz anders gelagert
sein werden als beispielsweise an der
Ostsee oder in Mecklenburg-Vorpommern.
Als konstruktiver Umgang mit der individu-
ellen Zukunft dieser Räume muss IKZM die-
sen unterschiedlichen Bedürfnissen, Ver-
änderungen und Ebenen Rechnung tragen.
Dies sollte allerdings nicht zu einer admini-
strativen oder politischen Trennung führen.
Vielmehr ist gerade durch die räumliche
Spezifizierung die Integration der Hand-
lungsebenen von vorrangiger Bedeutung.
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5.3.4 Kein Patentrezept für IKZM

Die strukturellen Auswirkungen der oben
genannten Trends in Abhängigkeit von vor-
handenen Systemen zeigen, dass es für die
Anwendung „guten“ IKZMs trotz allgemei-
ner Qualitätskriterien kein Patentrezept
gibt. Der Umgang mit den vielen Nutzungs-
ansprüchen und -konflikten im Küsten-
raum ist stets ein individueller, an den vor-
handenen wirtschaftlichen, sozialen und
ökologischen Gegebenheiten auszurichten-
der Balanceakt, der sich immer mehr auch
mit der Frage der Skalenebenen und den
dazugehörigen Steuerungsmöglichkeiten
befassen muss. Welche Entwicklungen wer-
den durch welche Triebkräfte beeinflusst,
und welche sind auf welcher Ebene beein-
flussbar? IKZM ist eine spezifische Antwort
auf die Ergebnisse des Zusammenwirkens
unterschiedlicher Triebkräfte, wie z.B. die
Entstehung neuer Nutzungsmuster oder die
punktuelle, schnelle Ausweitung von Nut-
zungsdruck. Auch dies bedeutet einen mehr-
skaligen Ansatz, der Handlungsbedürfnisse
den entsprechenden Handlungsebenen zu-
ordnet und einen Dialog zwischen den Ebe-
nen ermöglicht. 

Zusammenfassend lassen sich daher folgen-
de Anforderungen an IKZM formulieren:

1. Bei Planung und Management von Küs-
ten dürfen nicht nur die Auswirkungen auf
Einzelnutzungen bewertet werden, sondern
es muss auf die Auswirkung eines Nutzungs-
musters eingegangen werden.

2. Hierbei spielt die Frage nach Vereinbar-
keit oder Nichtvereinbarkeit von unter-
schiedlichen Nutzungen eine zentrale Rolle
(Kompatibilität als zentrales Kriterium).

3. Zu bedenken sind auch die unterschiedli-
chen Zeitschienen für gleichzeitig ablaufen-
de Entwicklungen.

4. Wenn eine Steuerung von Handlungen
durch Planung und Management beabsich-
tigt ist, dann werden Visionen und Leit-
bilder und daraus abgeleitete Handlungs-
ziele als Entscheidungsgrundlage benötigt.

5. Szenarien bilden ein denkbares und
nützliches Werkzeug zur Erfassung und Be-
wertung von langfristig angelegten zukünf-
tigen Entwicklungspfaden.

6. Die Mehrfachnutzung von Raum und
Ressourcen erfordert zudem einen Aus-
gleich privater und öffentlicher Interessen,
wobei neben transparenten Dialogver-
fahren und Informationsprozessen insbe-
sondere die Veränderung von Kosten-
Nutzen-Strukturen eine steuernde Wirkung
übernehmen kann.

Auf einem Workshop in Leck/Nordfriesland haben Vertreter der Raumordnung die inhaltlichen und prozessualen
Anforderungen, die sich aus dem Prinzip der Mehrfachnutzung von Ressourcen ergeben, zusammengefasst:

1. Kompatibilität bedeutet das Identifizieren von win-win-Situationen und die Förderung eines Ausgleichs zwischen
privater Nutzung und öffentlicher Interessen.

2. Der Interessensausgleich verlangt offene, transparente Informationsprozesse, informelle Diskussionsprozesse und
die Behandlung veränderter Kosten-Nutzenstrukturen. Außerdem müssen Stakeholderwerte und Normen verstärkt
analysiert und eingebunden werden. 

3. Unterschiedlichen Handlungs- und Entscheidungsebenen bedeuten einen verstärkten Bedarf an Dialog zwischen
den Handlungsebenen, von EU-Bund-Land-lokal in beide Richtungen. 

4. Raumordnung und IKZM müssen sowohl übergeordnete als auch lokale Interessen in ihren Grundsätzen und
Zielen berücksichtigen. 

5. Anforderungen, die sich aus unterschiedlich ablaufenden zeitlichen Entwicklungen und Veränderungen ergeben,
umfassen die Langfristigkeit von Entscheidungen, eine regelmäßige Prüfung und Erneuerung von Visionen sowie
eine regelmäßige Prüfung der Ausgangslage (Monitoring). 

6. Hierzu wird Raum für die Fortschreibung von Visionen und eine mögliche Szenarienentwicklung notwendig.
Möglicherweise etablierte Foren können gleichzeitig als „Frühwarnsystem“ für die Raumordnung dienen. 



6.1 Ein Vergleich der 
beiden Ansätze

Als fachübergreifender Ansatz ist es Auf-
gabe der Raumordnung, zwischen verschie-
denen Interessen zu vermitteln, Disparitä-
ten zu verhindern und wo möglich Aus-
gleich zu schaffen. Die Ziele der Raumord-
nung decken sich somit mit denen eines
langfristig orientierten IKZM, das im Rah-
men einer nachhaltigen Küstenentwicklung
ebenfalls einen möglichst breiten Inter-
essenausgleich zwischen verschiedenen
Nutzungsansprüchen anstrebt. Als ausglei-
chender, planerischer Ansatz ist die Raum-
ordnung daher ein zentrales Instrument,
das eine Umsetzung der IKZM-Prinzipien
auf Bundes- und Landesebene ermöglicht. 

IKZM unterscheidet sich von der Raum-
ordnung dadurch, dass es ein konsensori-
entiertes ‚weiches‘ Instrument ist, das pri-
mär (jedoch nicht ausschließlich) der Um-
setzung der Ziele und Grundsätze der Raum-
ordnung dient. Im Unterschied dazu ist die
Raumordnung ein hartes, ordnungspoliti-
sches Instrument, welches die Flächen-
nutzung aktiv steuert und Vorranggebiete
ausweist. Raumordnung ist flächenbezo-
gen, IKZM geht selektiver vor und sucht
unter Einbeziehung vieler Akteure Problem-
lösungen. Ein wesentlicher Unterschied ist
auch, dass Raumordnung an administrative
Grenzen gebunden ist, IKZM jedoch neue
Raumbezüge bilden kann.

Ein weiterer Unterschied ist der Fokus des
IKZM auf Prozesse im Vergleich zur eher
planorientierten Raumordnung. IKZM ver-
steht sich als Forum für Dialog, dessen
wichtigste Rolle die Entwicklung langfristi-
ger Zielvorstellungen für Küsten und Meere
ist. In diesen Dialog, der partizipativ und
iterativ angelegt ist, sollen so viele Stake-
holder wie möglich einbezogen werden, um
einen möglichst breiten gesamtgesellschaft-
lichen Prozess zu ermöglichen. Während
beide Mechanismen, IKZM und die Raum-
ordnung, auf die Schaffung eines fördern-
den Umfelds für zukünftige Entwicklungen
abzielen, konzentriert sich dies im IKZM
verstärkt auf eben diesen Dialog und gegen-
seitigen Austausch (nicht zuletzt, um Kon-
flikte frühzeitig zu erkennen und mögli-
cherweise informell zu lösen). Der Schwer-
punkt der Raumordnung dagegen liegt auf
der Umsetzung von Visionen und Leitbil-
dern und der Schaffung von Planungs- und
Investitionssicherheit.  
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An allen deutschen Küsten und Meeren kann die Abwägung verschiedener Interessen und die
Entstehung einer Polykultur der Nutzungen nur mit Hilfe eines lenkenden Entscheidungs-
prozesses und angemessener Instrumente der Umsetzung bewältigt werden. Ein effektives
Zusammenspiel zwischen IKZM und Raumordnung ist daher unabdingbar.

In Deutschland herrscht Einigkeit darüber, dass die Umsetzung eines IKZM weitestgehend
durch bewährte Instrumente geschehen soll. Vor allem sollen keine neuen Behörden bzw. for-
male Institutionen für das Küstenzonenmanagement geschaffen werden (BMVBW 2004).
Auch die nationale IKZM-Strategie zielt nicht darauf, IKZM als eigenständiges Planungs- und
Entscheidungsinstrument zu entwickeln (BMU 2006). Viele Diskussionen setzen daher dar-
auf, die Raumordnung als zentrales Instrument der Umsetzung zu etablieren. Nach Ansicht
des Landes Schleswig-Holsteins beispielsweise kann die Raumordnung, insbesondere für
ortsbedingte Lösungen, ein „etabliertes Instrumentarium im Sinne der IKZM-Philosophie mit
einer bewährten Mischung formeller und informeller, planerisch vorsorgender und entwick-
lungsorientierter Instrumente“ bieten (Raumordnungsplan Küste und Meer 2005, S.57/58). In
punkto Förderung der nachhaltigen Entwicklung, Verbesserung der Integration und Verbes-
serung der Partizipation, Kommunikation und des Erfahrungstransfers ist die Raumordnung
mit ihren formellen Instrumenten jedoch nur ein Baustein unter vielen (BMU 2006). Wie also
soll die Raumordnung innerhalb eines IKZM verortet werden?

6. IKZM und Raumordnung
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Auf ihrer Sitzung am 14.4.2005 haben Vertreter der Landesplanung der Bundesländer
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen die Rolle der
Raumordnung im IKZM-Prozess folgendermaßen beschrieben (Melzer 2005):

1. Die Raumordnung ist in besonderem Maße geeignet, nachhaltige IKZM-Prozesse und
ein auf Integration und Abwägung gestütztes Umsetzungsmanagement zu befördern.

Die Raumordnung
• hat die Aufgabe, „unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzu-

stimmen und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflikte auszuglei-
chen“. (ROG § 1 (1) 1.)

• ist zuständig für die Abstimmung der räumlichen Entwicklung durch Aufstellung von
Zielen und Strategien sowie die Umsetzung durch ein auf Abwägung fokussiertes
Instrumentarium,

• ist dabei traditionell sowohl dem Schutz und der Entwicklung als auch der „unpartei-
lichen“, sektorenübergreifenden Abstimmung aller (raumstrukturellen und wirt-
schaftsstrukturellen) Belange verpflichtet,

• verfügt über ein etabliertes Instrumentarium im Sinne der IKZM-Philosophie mit
einer bewährten Mischung formeller und informeller, planerisch vorsorgender und
entwicklungsorientierter Instrumente,

• verfügt weiter über vertiefte Erfahrungen in der Abstimmung zwischen unterschiedli-
chen staatlichen Ebenen, die sich in der etablierten Gliederung räumlicher Planung
von der Bundesraumordnung über Landes- und Regionalplanung bis zur kommuna-
len Flächennutzungs- und Bauleitplanung und dem dabei gültigen Gegenstrom-
prinzip ausdrückt.

2. Die Raumordnung kann und will nicht sektorale und räumliche Zuständigkeiten ver-
ändern und spezifischen Bedürfnissen, Nutzungen oder Technologien, die von Gebiets-
körperschaften oder Fachbereichen formuliert und verantwortet werden, eine eigene
(raumordnerische) Gewichtung geben.

3. Die Raumordnung verfügt nicht zuletzt über besondere Kompetenzen und Erfah-
rungen bei der Generierung und Aufbereitung des für integrierte Abwägungsprozesse
sowie für eine breite Information und Partizipation wichtigen, sektorenübergreifenden
Basiswissens zu Zustand und Entwicklung von Räumen und ihren Nutzungen.

4. Die Laufende Raumbeobachtung und Raumberichterstattung – verantwortet durch
die bewährte Einrichtung BBR in Abstimmung mit dem BSH – ist auf das Meer auszu-
dehnen. Dadurch kann allen IKZM-Akteuren und Beteiligten der erforderliche gleich-
wertige Informationszugang ermöglicht werden.

IKZM Raumordnung

dynamisches Konzept relativ statisches Konzept

prozessorientiert planorientiert

problembezogenes Vorgehen, flächenbezogenes Vorgehen, 
selektiver Ansatz umfassender Ansatz

aktionsorientiert ordnungsorientiert

Selbststeuerung, Planung für Dritte, 
Planung und Vollzug meist in einer Hand der Vollzug der Pläne liegt bei Dritten

informelle, flexible Institutionsstrukturen etablierte, feste Institutionsstrukturen

Verhältnis von Raumordnung
und IKZM (nach Ahlke und
Wagner 2004)
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6.2 Bewertung und Gewichtung
von Nutzungsansprüchen

Ein weiterer Unterschied der beiden An-
sätze liegt in ihrer Rolle in der Bewertung
und Gewichtung von Nutzungsansprüchen.
Ein erklärtes Ziel von IKZM und Raumord-
nung ist es, eine Balance zwischen der Viel-
zahl an Raumansprüchen und Raumnut-
zungen sicherzustellen. Im IKZM stellt sich
die Frage, welche Bedeutung einzelnen
Themenfeldern zukommen soll und welche
Vorstellungen die Gesellschaft von der zu-
künftigen Entwicklung und damit der Ge-
wichtung der verschiedenen Raumnutzungs-
möglichkeiten der Küsten und Meeresgebie-
te hat. Dabei handelt es sich nicht um eine
wissenschaftlich zu beantwortende Frage-
stellung, sondern um eine normative Frage,
welche durch die Gesellschaft als Ganzes
beantwortet werden muss. Durch seinen
Fokus auf Visionen und Leitbilder liefert
IKZM den Rahmen für gesellschaftliche
Diskussionen auf unterschiedlichen Ebe-
nen. Mit zunehmender Intensität mensch-
licher Aktivitäten und dem Entstehen neuer
Raumansprüche, z.B. durch Gewinnung
regenerativer Energien, sind periodisch
neue Visionen und Leitbilder notwendig.

Um §1 des Raumordnungsgesetzes nachzu-
kommen und „unterschiedliche Anforde-
rungen an den Raum aufeinander abzu-
stimmen und die auf der jeweiligen Pla-
nungsebene auftretenden Konflikte auszu-
gleichen“. (ROG § 1 (1) 1), benötigt die
Raumordnung ebenfalls Mechanismen zur
Gewichtung von Nutzungsansprüchen.
Diese betreffen jedoch in erster Linie räum-
liche Konflikte und sind nicht normativ. Ein
in diesem Projekt genutztes Hilfsmittel, das
auf möglichen Managementbedarf mit
Hilfe der Raumordnung hinweist, ist die
Analyse der prinzipiellen räumlichen Kom-
patibilität (gegenseitiger Ausschluß) unter-
schiedlicher Nutzungen. Sie basiert auf der
Differenzierung zwischen raumwirksamen
und nicht raumwirksamen Nutzungen,
wobei nicht zwischen tatsächlichen und
wahrgenommenen Konflikten unterschie-
den wurde (s. Tabelle). Letzterer Punkt ist zu
betonen, da das subjektiv von den Akteuren
wahrgenommene Konfliktpotenzial oftmals
ebenso bedeutend ist wie die tatsächliche

Kompatibilität. Dies ist insbesondere dort
der Fall, wo ästhetische Qualitäten der Land-
schaft, das Selbstverständnis der lokalen
Bevölkerung oder die traditionellen Struk-
turen des menschlichen Lebens an der Küs-
te (regionale Identität) betroffen sind. Ande-
re Konflikte ergeben sich aus dem Verschwin-
den der prägenden Landschaftselemente
wie beispielsweise der arbeitenden Fisch-
kutter oder auch der traditionellen Kultur-
landschaft. Ein umfassendes Systemver-
ständnis der natur- wie sozio-ökonomi-
schen Teilsysteme des Küstenraums wird
beispielsweise im Projekt „Zukunft Küste –
Coastal Futures“ angestrebt.



gabenschwerpunkte der Raumordnung aus
den treibenden Kräften Globalisierung,
Wandel staatlicher Gestaltungsmöglichkei-
ten (z.B. Trend zur Liberalisierung und Pri-
vatisierung), europäische Integration demo-
grafischer Wandel und Wandel der Raum-
nutzungen (z.B. regionale Ausdifferenzie-
rung) ab. Die Prioritäten sind in den folgen-
den drei Leitbildern zusammengefasst: 

• Wachstum und Innovation fördern,

• Daseinsvorsorge sichern,

• Ressourcen bewahren, Kulturlandschaf-
ten gestalten. 
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6.3 Neue nationale Prioritäten
für die Raumordnung

Durch den Kontext revidierter nationaler
Prioritäten für die Raumordnung gewinnt
die Diskussion zum Verhältnis zwischen
IKZM und Raumordnung erneut an Aktuali-
tät. Am 30. Juni 2006 wurden durch die Mi-
nisterkonferenz für Raumordnung (MRKO)
neue „Leitbilder und Handlungsansätze für
die Raumentwicklung in Deutschland“ ver-
abschiedet (BMVBS 2006). Diese stellen
eine Antwort auf gesellschaftliche Verände-
rungen dar und leiten die zukünftigen Auf-

Offshore-Windparks

Meeresschutzgebiete

Fischerei

Die See als öffentliches Gut 

Leitungstrassen

Tourismus

Schifffahrt/ Seeverkehr

Hafenentwicklung

Landwirtschaft/Stoffeintrag

Aggregatabbau

Erdöl- und Erdgasförderung

Entsorgung von Baggergut

Aqua- und Marikultur

Versorgungszentren an Land

Naturschutz an der Küste

Küstenschutz

Militärische Nutzung 
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nicht kompatibel – bedingt kompatibel � kompatibel �
(erfordert Management)

Abschätzung der Kompatibilität einzelner Nutzungsformen im Meer und an der Küste 
(Glaeser et al. 2004)
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Betont wird, dass sich diese Leitbilder auf
alle Raumtypen beziehen und auch die
europäische Dimension mit einbeziehen.
Ausschlaggebend für die Leitbilder ist die
Neuinterpretation etablierter Grundsätze
der Raumordnung, wie beispielsweise den
lange in der Raumordnung verankerten
Gleichwertigkeitsgrundsatz. Ursprünglich
zielt dieser Grundsatz darauf ab, in allen
Teilräumen der Bundesrepublik gleichwer-
tige Lebensbedingungen herzustellen. Dies
betrifft vor allem das Angebot an Arbeits-
plätzen, Wohnungen und Infrastrukturein-
richtungen sowie eine menschenwürdige
Umwelt. Gleichwertigkeit wird jedoch nicht
als Gleichförmigkeit, sondern als situati-
onsabhängige, dynamische Zielrichtung
verstanden, die im Kontext des demografi-
schen Wandels neu interpretiert werden
muss. Betroffen sind insbesondere Küsten-
regionen, die vor überdurchschnittlich ho-
hen, demographisch bedingten Tragfähig-
keitsproblemen stehen (ROB 2005 S.110).
Parallel dazu wird eine verstärkte Metropo-
lisierung sowie ein verschärfter Wettbewerb
der Metropolregionen und Regionen kon-
statiert. Ebenfalls verwiesen wird auf den
engen funktionalen Zusammenhang zwi-
schen Verkehr und Raumentwicklung, ohne
aber explizit die Bedeutung der Meere als
Transit- und Verkehrsräume zu betonen. 

In den Ausführungen zu den nationalen
Prioritäten der Raumordnung wird der Be-
darf nach größerer Flexibilität in der Ausge-
staltung raumbezogenen Managements
und Möglichkeiten des Zuschnitts auf re-
gionale Bedürfnisse deutlich. IKZM kann
einen geeigneten Diskussionsrahmen für
die Festlegung nationaler und regionaler
Prioritäten für Küstenregionen liefern und
damit die Entwicklung konkreter Hand-
lungsstrategien für Küstenräume ermögli-
chen. Zu betonen sind wiederum die viel-
schichtigen Entwicklungsmöglichkeiten
des Meeresraums und dessen Rolle als Im-
pulsgeber. Das Meer und die Auswirkungen
mariner Nutzungen auf das Land bilden
einen Schwerpunkt für die zukünftige
Raumentwicklung in Deutschland.

Für die Küsten und Meere sind insbesonde-
re die Empfehlungen zu Prioritäten in der
geplanten „territorialen Agenda“ für das
Gebiet der EU relevant, welche eine Weiter-
entwicklung des Europäischen Raument-
wicklungskonzepts darstellt: 

• Maßnahmen zur Vernetzung der Metro-
polregionen und städtischen Zentren
untereinander, 

• Förderung von Partnerschaften zwischen
Stadt und Land, insbesondere durch Ein-
bindung von Regionen mit Entwicklungs-
rückstand, 

• Aufbau transnationaler Cluster von
Innovationsregionen und Förderung der
Wissensgesellschaft, 

• Ausbau und Gestaltung transeuropäi-
scher Korridore (Verkehr und Energie), 

• Vermeidung naturbedingter Wachstums-
risiken in Küsten- und Flussgebieten, 

• Bessere Profilierung ökologisch bzw. kul-
turell wertvoller Gebiete (BMVBS 2006).

Konkrete Anknüpfungspunkte für Küsten
und Meere zu den neuen Leitbildern der
Raumordnung könnten beispielsweise sein:  

Wachstum und Innovation fördern

• Bildung maritimer Cluster aus Forschung,
Lehre, Industrie und Dienstleistung zur
Nutzung des Innovationspotenzials der
Küsten und Meere. Diese können gezielt
zur Unterstützung von Wachstumsker-
nen außerhalb von Metropolregionen
eingesetzt werden und unterstützen auch
den Anspruch an die Entwicklung hin zu
einer Wissensgesellschaft (z.B. Initiative
„Zukunft Meer“ in Schleswig-Holstein)
und die Schaffung klarer regionaler Pro-
file. Notwendig sind jedoch entsprechen-
de Investitionen vor Ort und die Maxi-
mierung der regionalen Wertschöpfung,
nicht zuletzt um eine Ausstrahlung des
Gewinns in die Region und daraus eine
Verringerung der Stadt-Land-Dispari-
täten zu erreichen.

• Ausbau solidarischer Partnerschaften
über Meeresgrenzen hinweg, sowohl zwi-
schen den Metropolregionen als auch den
dynamischen Wachstumsräumen außer-
halb der Metropolregionen und den
Räumen mit Stabilisierungsbedarf. Bei
allem Wettbewerb der Standorte unter-
einander belegt die Vielzahl der erfolg-
reich beendeten EU-Projekte zwischen
Anrainerstaaten auch die verstärkte Soli-
darisierung ähnlicher Regionen unterein-
ander. Transnationale Partnerschaften
und Netzwerke bilden den Kern für inte-
grative Projekte auf der Ebene der regio-
nalen Meere, wie z.B. die Raumplanung
im Meer oder die Abstimmung ökologi-
scher Qualitätskriterien für die Umwelt. 
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Ressourcen bewahren –
Kulturlandschaft gestalten

• Verstärkte Einbindung des Meeresraums
in die Entwicklung regionaler Leitbilder
zur Entwicklung und Sicherung der Le-
bensgrundlagen (unter besonderer Be-
rücksichtigung der Belange mariner Öko-
systeme),

• Definition des Stellenwerts des Meers als
Freiraum im Sinne großräumig übergrei-
fender, ökologisch wirksamer Freiraum-
verbünde,

• Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme auch im Meer.

Die neuen Leitbilder betonen wiederholt
den Koordinationsauftrag der Raumord-
nung und die Region als primäre Ebene der
Umsetzung. An der Schnittstelle zwischen
Küsten und Meer sind die Regionen in ihrer
koordinatorischen Kompetenz bereits ge-
zielt gestärkt worden. Um raumordnerisch
relevante Offshore-Vorhaben zu erfassen,
wurden die Küstenländer bereits 2001 gebe-
ten, den Geltungsbereich ihrer Raumord-
nungspläne auf die 12-Seemeilenzone aus-
zudehnen. Festlegungen zur Raumordnung
auf dem Meer sind inzwischen in die Fort-
schreibungen der Landesraumordnungs-
pläne aufgenommen worden. Gleiches gilt
für die Integration von IKZM in Raum-
ordnungspläne der Länder, wie z.B. in Nie-
dersachsen. Obwohl dies bisher teils noch
auf rechtlich unverbindlicher Basis ge-
schieht, entsteht damit die Möglichkeit,
IKZM einen verbindlichen Charakter im
formalen Planungs- und Genehmigungs-
system Deutschlands zu geben. Mittelfristig
ist auch eine rechtliche Verankerung mög-
lich, sofern dies als notwendig erachtet wird.

In der AWZ nimmt der Bund die erforderli-
chen Koordinationsaufgaben durch das
BMVBS und das BSH als nachgeordnete
Behörde wahr. Für die AWZ wird derzeit ein
Raumordnungsplan erarbeitet, dessen
Schwerpunkte auf wirtschaftlicher und wis-
senschaftlicher Nutzung, Gewährleistung
der Sicherheit und Leichtigkeit der Schiff-
fahrt und dem Schutz der Meeresumwelt
liegen. Durch die Änderung in der Seean-
lagenverordnung sind in der Vergangenheit
bereits Voraussetzungen für die Ausweisung
von Eignungsgebieten für Offshore-Wind-
parks geschaffen worden. Es handelt sich
hierbei um raumordnerische Vorranggebie-
te, die den Rang eines Sachverständigen-
gutachtens haben; die Ausweisung solcher
Gebiete erfolgt durch das BSH.

6.4 Anforderungen an
Raumordnung an der Küste
und im Meer

Im Rahmen eines nationalen IKZM besteht
die Hauptaufgabe der Raumordnung darin,
einen konstruktiven Umgang mit den ver-
schiedenen Veränderungen an Küsten und
Meeren zu ermöglichen und dabei auch
langfristige Entwicklungen einzubeziehen.
Dies gilt bereichsübergreifend für ökologi-
sche, sozioökonomische und soziokulturelle
Belange sowie ebenenübergreifend für die
nationale und nachgeordneten Planungs-
ebenen. Um die Bereitstellung einer nach-
haltigen Nutzungsstruktur im Sinne von
multifunktionalen Nutzungseinheiten un-
terstützen zu können, muss die Raumord-
nung einige spezielle Anforderungen erfül-
len.

6.4.1 Höhere Flexibilität

Die Raumordung hat begonnen, das Meer
als multidimensionalen Planungsraum an-
zuerkennen, dessen räumliche Fragestel-
lungen und Notwendigkeiten der Abwä-
gung nicht minder komplex sind als die des
terrestrischen Raums. Wesentliche Merk-
male des Planungsraums Meer sind dessen
inhärente Dynamik, die schnelle Veränder-
lichkeit und die internationale Bedeutung
des Raums sowie seiner Nutzungen. Zu
bedenken sind insbesondere die Anforde-
rungen neuer, bisher noch nicht absehbarer
Folgenutzungen und zukünftiger Formen
der Ko-Nutzung, die sich in das bestehende
Nutzungsgeflecht eingliedern müssen.
Insbesondere ist auch die Verknüpfung der
Küste mit dem Hinterland (z.B. Flussein-
zugsgebiete, Transportkorridore) und der
AWZ bzw. den internationalen Gewässern
zu bedenken. Raumplanung an Küste und
Meer verlangt somit nach räumlicher Konti-
nuität und Analyse räumlicher Wirkungs-
ketten. Erforderlich ist ein zukunftsorien-
tiertes Denken, das besonders im Meeres-
raum schnell auf neue Anforderungen rea-
gieren und aktiv auf Zukunftsfragen einge-
hen kann. Dies bedeutet, eng mit dem
IKZM und dessen Mechanismen zusam-
menzuarbeiten, um die raumbezogenen
Trends (z.B. demografische Trends) und
Entwicklungsleitbilder der Bundesebene
mit den regionalen Entwicklungstrends on-
und offshore sowie den gesellschaftlichen
Vorstellungen von Küste und Meer so gut
wie möglich abzustimmen. Diese Prozess-
orientierung im Sinne einer Integration der
beiden Instrumente entspricht zudem den
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ebenfalls ausgesprochen prozessorientier-
ten Vorstellungen der Europäischen Kom-
mission zu IKZM.

6.4.2 Planerische Integration von 
Land und Meer

Parallel zum veränderten Selbstverständnis
ist zur effektiven Umsetzung eines IKZM die
Integration der neuen Meeresraumordnung
in der AWZ mit Raumordnungsinitiativen
der Länder notwendig. Beispiele aktueller
Länderinitiativen und Veränderungen der
Raumplanung umfassen das Zonierungs-
konzept in den Küstengewässern in Nieder-
sachsen sowie die 2003 vorgestellte IKZM-
Strategie des Landes Schleswig-Holstein.
Diese Initiativen sollten mit nationalen und
internationalen Ansätzen wie beispielswei-
se VASAB 2020 im Ostsee- oder dem trilate-
ralen Wattenmeerforum im Nordseeraum
verzahnt und im Sinne eines fördernden
Umfelds ausgestaltet werden.

Schnittstellen zwischen Land und Meer
müssen verstärkt als Schwerpunkte der
Raumordnung definiert werden. Besonders
zu beachten ist, dass sich die wirtschaftli-
chen und sozialen Effekte einer verstärkten
Offshore-Nutzung nur an Land manifestie-
ren. Versorgungszentren an der Küste kön-
nen unterschiedliche Aktivitäten und Dienst-
leistungen bündeln und sich verstärkt zu
dezentralen Wachstumskernen in ländlich
geprägten Räumen entwickeln. Dies ent-
spräche auch den oben aufgeführten natio-
nalen Prioritäten in der Raumordnung.

6.4.3 Internationale Meeresraumordnung

Im Zuge der wachsenden Internationalisie-
rung der Meere ist zu überlegen, ob zusätz-
lich zum nationalen Ansatz ein internatio-
naler Raumordnungsansatz im Rahmen der
regionalen Meere sinnvoll ist. Dies bietet
sich insbesondere bei grenzüberschreiten-
den Planungen wie beispielsweise der an-
grenzenden Windparks zwischen Deutsch-
land und Dänemark sowie im internationa-
len Seeverkehr an. In der Nordsee ist dies
auch im Bezug auf das nachhaltige Ma-
nagement und den Erhalt des Wattenmeers
ein wichtiges Anliegen. Planung im Meeres-
bereich darf nicht an administrativen Gren-
zen ausgerichtet sein, sondern muss sich an
den Bedürfnissen des Ökosystems und den
internationalen und nationalen Nutzungen
gleichermaßen orientieren. 

6.5 Grenzen der Raumordnung

Vor dem Hintergrund der vielfältigen
potenziellen und tatsächlichen raumwirk-
samen Nutzungskonflikte wird deutlich,
dass die Raumordnung mit ihren formellen
Instrumenten (zum Beispiel Raumord-
nungspläne, Raumordnungsverfahren) nur
einen Baustein zur Konfliktminimierung
und -lösung darstellen kann. Größer als der
Handlungsbedarf hinsichtlich der Festle-
gung raumordnerischer Ziele und Grund-
sätze und rechtlicher Verfahren zur Lösung
von Konflikten ist u.U. der Bedarf an orts-
und situationsbedingten Lösungen für
raumbedeutsame Nutzungskonflikte. Hier-
zu zählen insbesondere die „weichen“
Mechanismen einer partizipatorischen Pla-
nung und Entwicklung von Visionen. Ge-
sellschaftliche Konsensfindung und Kon-
fliktlösung sind notwendige Teile des IKZM-
Prozesses, die auch in Diskussionen zu
raumordnerischen Leitbildern für Küste
und Meere und deren Umsetzung durch die
Landesraumordnungspläne einfließen
müssen. Hier besteht Bedarf zur Schaffung
effektiver Schnittstellen.

Effektive Raumordnung im Meer erfordert
ein effektives Zusammenspiel aller Sek-
toren und Handlungsebenen im Küsten-
und Meeresbereich. Hierzu zählen engere
Zusammenarbeit und verbesserter Infor-
mationsaustausch zwischen Bund und Län-
dern sowie eine bessere Einbindung regio-
naler und lokaler Aktivitäten in Initiativen
des Bundes und der Länder. Ebenso wichtig
sind die Einbindung der deutschen Aktivi-
täten auf europäischer und globaler Ebene
und die Abstimmung zwischen den ver-
schiedenen Bundesressorts, insbesondere
BMVBS, BMU, BMELV und BMWi sowie
BMVg. Um diese Ziele zu erreichen, können
jedoch auch informelle Instrumente ge-
nutzt werden, sofern der Informationsfluss
zwischen und innerhalb der beteiligten
Institutionen sowie eine Verbindlichkeit,
diese Informationen auch zu nutzen,
sichergestellt wird.
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Die Raumplanung an Küste und Meer steht
vor der schwierigen Aufgabe, Entwicklun-
gen gezielt zu lenken. Dabei geht es nicht
darum, die Entwicklungen selbst zu bewer-
ten, sondern vielmehr um die Bereitstellung
nachvollziehbarer Regeln für Investoren
und langfristiger Planungssicherheit. Vor
allem den statischen Nutzungen mit
großem Raumbedarf muss Raum zugewie-
sen werden. Ziel der Raumordnung ist es
außerdem, möglichst viele Spielräume wei-
terhin lenkbar zu halten, u.a. auch dadurch,
dass möglichst wenige Kompetenzen an die
EU abgetreten werden und Einzelentschei-
dungen entsprechend dem Subsidiaritäts-
prinzip auf der jeweils geeigneten Ebene
erfolgen.

Oberstes Leitziel des IKZM-Prozesses ist es,
die Chancen, die sich durch die Nutzung
von Küstenräumen und -ressourcen erge-
ben, gegen mögliche Risiken abzuwägen
und eine von möglichst breiter Akzeptanz
getragene Entwicklung zu ermöglichen.
Dennoch dient die nationale Strategie bzw.
der IKZM-Prozess nicht nur der möglichst
weitgehenden Vermeidung und Minimie-
rung von Interessenkonflikten. Vielmehr
geht es auch insgesamt um eine Verbesse-
rung der Koordination und Kommunika-
tion, wobei eine gemeinsame Leitbildent-
wicklung mit dem Ziel der bestmöglichen
Nutzung von Synergieeffekten wesentliche
Ziele darstellen. Die spezielle Gewichtung
einzelner Leitziele und ihre Umsetzung ist

7. Allgemeine Forderungen an ein nationales 
IKZM aus Sicht der Raumordnung
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dabei stets vom regionalen Kontext abhän-
gig. Die nationale Ebene nimmt daher
primär eine unterstützende, Rahmen ge-
bende Aufgabe wahr, während die Details
auf regionaler und lokaler Ebene (ggf. inkl.
der internationalen Verflechtungen wie z.B.
im Wattenmeer) zu entwickeln sind. Dies
sollte immer auch die nationalen Zustän-
digkeiten und Interessen mit einbeziehen
(z.B. Zuständigkeiten in der AWZ, Schiff-
fahrt, Energiepolitik, internationale Mee-
resschutzpolitik usw.).

Um diesen Anforderungen eines IKZM nach-
zukommen, ist neben der umfassenden
Kenntnis der natürlichen und sozialen Sys-
teme vor allem die Einbeziehung dieses
Wissens in den Planungs- und Entschei-
dungsprozess notwendig. Dafür bedarf es
einer kontinuierlichen Beobachtung der
Trends im Küsten- und Meeresraum (bei-
spielsweise die Beobachtung von Raumnut-
zungsentwicklung und Nutzungsintensität
sowie sozioökonomischer Entwicklungen),
sowie einer fortlaufenden kritischen Ein-
ordnung und Bewertung der festgestellten
Entwicklungen. 

Zu den besonderen Herausforderungen des
IKZM auf der nationalen Ebene zählen:

• der Erhalt der Integrität der ökologischen
und sozioökonomischen Systeme,

• die Entwicklung von ökologischen und
sozio-ökonomischen Indikatoren mit Re-
levanz für die deutschen Küstengebiete,

• die Formulierung von Zielen in Politik und
Gesellschaft, 

• die Entwicklung angemessener Prozesse,
Instrumente und Dialogmechanismen.

Aufgaben der nationalen IKZM-Strategie

Im Gegensatz zu dem Werkzeug Raumord-
nung, das ordnungspolitische Grundsatz-
entscheidungen trifft, werden von der
nationalen IKZM-Strategie keine primären
inhaltlichen Entscheidungen getroffen. Die
Abwägung zwischen verschiedenen Inter-
essen und Nutzungsformen ist ein gesell-
schaftlicher Prozess, der von Werten, Nor-
men und institutionellen Strukturen ab-
hängt und in der Formulierung von Visio-
nen und Zielvorstellungen kulminiert. Die
nationale IKZM-Strategie sollte somit einen
Rahmen bereitstellen, der unterschiedli-
chen Visionen gerecht werden kann und
ihre Umsetzung und fortlaufende Weiter-
entwicklung ermöglicht. Die nationale Stra-
tegie kann somit als ‚enabling environment‘
(förderndes Umfeld) begriffen werden, des-
sen zentrale Aufgaben folgende sind:

a) Die Festlegung von Grundprinzipien und
Richtlinien als Eckpfeiler zukünftiger
Entwicklungen an Küste und Meer. Diese
Prinzipien sollten von allen Stakeholdern
getragen werden und aus gesellschaftli-
chen Werten und akzeptierten Normen
entstehen. Beispiele für solche Prinzipien
sind die Akzeptanz des Systemansatzes,
des Nachhaltigkeitsprinzips oder des
Prinzips von IKZM als zyklischen Prozess
auf ineinander greifenden Skalenebenen.  

b) Sicherung des ungestörten Ablaufs des
oben beschriebenen IKZM-Zyklus mit-
tels Bereitstellung eines entsprechenden
integrativen, transparenten Umfelds, 

c) Sicherung verschiedener Möglichkeiten,
Strukturen zur Umsetzung der gemeinsa-
men Visionen zu schaffen. 

d) Formulierung von Anforderungen an for-
male Planungs- und Genehmigungsver-
fahren.
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8.1 Agieren auf verschiedenen
Ebenen 

Geografische versus 
administrative Ebenen 

Geografisch lässt sich der deutsche Küsten-
und Meeresraum in folgende Ebenen unter-
gliedern: 

• Internationale Ebene (Nord- und Ostsee
als Gesamtsysteme und Regionalmeere)

• National (deutschlandweit, umfasst alle
Küsten- und Meeresgebiete inkl. der AWZ)

• Regional (unterhalb der Bundesebene,
kann Teile der Küstenländer umfassen
oder aber länderübergreifend sein)

• Lokal (unterhalb der Landesebene, insbe-
sondere die kommunal Ebene)

Die geografischen Betrachtungsebenen
decken sich jedoch nur bedingt mit den
administrativen Ebenen. Die administrati-
ven Ebenen mit ihren räumlich gebunde-
nen Institutionen wie den Gebietskörper-
schaften und Sektorverwaltungen umfas-
sen:

• International (EU, internationale Kon-
ventionen, Kommissionen und sonstige
Strukturen)

• National (Bund)

• Regional (Länder, Planungsregionen in
den Ländern)

• Lokal (Kreise, Kommunen)

Die administrativen Strukturen werden von
einer breiten Palette unabhängig agieren-
der Institutionen, wie NGOs, Investoren
oder Wissenschaft und Forschung, ergänzt.
Auf allen geografischen Ebenen entsteht
somit ein komplexes Netz an Zuständig-
keiten, Interessen und Handlungsmöglich-
keiten, das aufgrund der zwischengeschal-
teten Ebene der Länder im europäischen
Vergleich besonders dicht ist. Für die Zu-
kunft sind außerdem mögliche Effekte der
Föderalismusreform auf die institutionellen
Strukturen zu beachten, die u.a. auch auf
eine Neuordnung der Umweltkompetenzen
zielt. 

Umgang mit den 
unterschiedlichen Ebenen

Die unterschiedlichen Ebenen im deut-
schen Küstenraum zeichnen sich nicht nur
durch unterschiedliche Bedürfnisse aus,
sondern oft auch durch ganz unterschiedli-
che Perspektiven hinsichtlich eines IKZM.
Um hier zu einem umfassenden Ansatz zu
gelangen, müssen sich die Akteure an der
Küste zunächst der Handlungsmöglichkei-
ten und Beschränkungen der einzelnen
Ebenen bewusst werden. Trotz der einigen-

8. Wie IKZM umsetzen?
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den Rolle einer gemeinsamen Vision kön-
nen praktikable Handlungsvorschläge
innerhalb eines IKZM nur dann entstehen,
wenn Grenzen und Optionen des verfügba-
ren Handlungsspielraums einerseits klar
erkannt und als solche akzeptiert werden,
andererseits aber auch die Interessen aller
Handlungsebenen ernst genommen und im
Entscheidungsprozess berücksichtigt wer-
den.

Für die nationale IKZM-Strategie steht
jedoch die Frage im Vordergrund, wie die
verschiedenen Perspektiven und Visionen
der einzelnen Ebenen integriert werden
können und wo die einzelnen Instrumente
der Umsetzung eines nationalen IKZM am
effektivsten anzusiedeln sind.

8.2 Regionale Meere und
Bundesebene als zentraler
Rahmen für die 
Umsetzung der nationalen
IKZM-Strategie

Nach Ansicht der Autoren sollten die
Regionalmeere Nord- und Ostsee den zen-
tralen Rahmen für die Umsetzung der
nationalen IKZM-Strategie darstellen. Dies
beruht sowohl auf der Forderung nach
einem land- und meeresübergreifenden
Systemansatz in der Umsetzung eines IKZM
als auch auf der politischen Bedeutung der
regionalen Meere als nationale Planungs-
und Wirtschaftsräume.

Der Bund besitzt auf dieser Ebene eine
übergeordnete Funktion und bestimmt die
Politik der deutschen regionalen Meere
maßgeblich mit. Die regionalen Meere sind
gleichzeitig Räume, in denen die Länder
und die Verwaltung der einzelnen Sektoren
die Küsten- und Meeresentwicklung sowie
die Raumnutzung nachhaltig beeinflussen.
Parallel werden einzelne Schritte von IKZM
bereits durch informelle regionale und
internationale Strukturen umgesetzt.

Forderungen an die Bundesebene und 
die Ebene der regionalen Meere

Um hier zu einem koordinierten, langfristig
tragfähigen Ansatz eines IKZM im Rahmen
der regionalen Meere zu gelangen, sind
sowohl auf Bundesebene als auch regiona-
ler Ebene bestimmte Voraussetzungen zu
erfüllen. 

Folgende zentrale Forderungen ergeben
sich an die Bundesebene: 

• Verfolgen einer in sich stimmigen Politik
(Abstimmung zw. Ministerien und Fach-
politiken sicherstellen),

• Entwicklung einer nationalen Vision für
Küsten und Meere in partizipativer Form
unter Einbeziehen von Wissenschaft und
Zivilgesellschaft,

• Bereitstellung einer Schnittstelle zwi-
schen verschiedenen Themen und der
interessierten Fachöffentlichkeit,

• Verpflichtung zur nationalen IKZM-Stra-
tegie und der ihr zugrunde liegenden
Prinzipien, 

• Bereitstellung einer zentralen Anlauf-
stelle als Informationsknoten,

• Eine deutlichere internationale Ausrich-
tung,

• Verknüpfung zur themenbezogenen
Forschung.

An die Ebene der regionalen Meere ergeben
sich folgende Forderungen: 

• Zusammenführung aller vertretenen
administrativen Ebenen,

• Zusammenführen der Visionen und
Zielvorstellungen der verschiedenen
Handlungsebenen und Nutzung dieser
Visionen als Instrument der Integration, 

• Durchführung systemorientierten Moni-
torings,

• thematische Integration und Prioritäten-
setzung (Weitergabe an die zuständigen
Stellen beim Bund),

• internationale Ausrichtung, 

• Durchführung und Initiierung themen-
bezogener Forschung. 
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8.3 Nutzung auch informeller
Strukturen

Um zwischen diesen verschiedenen Akteu-
ren bzw. Institutionen zu vermitteln, sollten
sowohl auf Bundesebene als auch der
Ebene der regionalen Meere Entschei-
dungs- und Abstimmungsmechanismen
mit zentraler koordinierender Funktion
geschaffen werden. Dabei müssen vor allem
die Zusammenarbeit der Bundes- und der
Landesebene sichergestellt, die Abstim-
mung der nationalen Sektorpolitiken ga-
rantiert, Widersprüche zwischen Politik-
feldern ausgeräumt und ein internationaler
Ansprechpartner geschaffen werden. Auf
Bundesebene wäre zur internen Abstim-
mung ein interministerieller Arbeitskreis
vorstellbar, der durch speziell Verantwort-
liche für Küsten- und Meeresbelange in den
jeweiligen Ministerien besetzt wird. Dazu
sollte ein außenwirksames, öffentliches
Forum eingerichtet werden, das sich auf
bestehende informelle Strukturen stützt
und diesen angegliedert wird. Ein Vorschlag
wäre, das jährliche Küsten- und Meeres-
symposium des Bundesamts für Schifffahrt
und Hydrographie zu einer entsprechenden
Struktur auszuweiten.

8.4 Der Arbeitsprozess

Um ihre Funktionalität sowie ihre allseitige
Akzeptanz zu gewährleisten, müssen die
entstehenden Strukturen ein klares Mandat
erhalten und nach einem klar strukturier-
ten, offenen Arbeitsprozess agieren. Vor-
stellbar wäre eine regelmäßige Rechen-
schaftspflicht über alle durchgeführten
Aktivitäten sowie ein regelmäßiger Fort-
schrittsbericht, etwa im Turnus von zwei
Jahren. Der Fortschrittsbericht könnte sinn-
voll an die Präsentation der systemüber-
greifenden Monitoring-Ergebnisse ange-
gliedert werden. Vorstellbar ist auch eine
Delegierung einzelner Aufgaben der Struk-
tur an bestimmte Ministerien, wobei jedoch
das integrative Element der Struktur im
Vordergrund stehen sowie die Transparenz
und Offenheit nach außen gewährleistet
sein muss. 
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9.1 Räumliche Integration der
verschiedenen Handlungs-
ebenen 

Die nationale Strategie muss die unter-
schiedlichen Handlungsebenen an den
deutschen Küsten anerkennen und ihr
effektives Zusammenspiel garantieren. Dazu
bedarf es der Transparenz, Kommunika-
tionsbereitschaft und des gegenseitigen
Vertrauens sowie verstärkter Durchlässig-
keit der Strukturen. 

9.2 Eine Vision für die Küste

Visionen geben den oftmals vagen Zu-
kunftsvorstellungen für die Küste ein kon-
kretes Gesicht. Welche Küste wird in 20
Jahren gewünscht? Daraus abgeleitet ergibt
sich die Frage, was in den einzelnen Berei-
chen Ökologie, Wirtschaft, Gesellschaft und
Politik in fünf oder zehn Jahren erreicht sein
soll. Visionen benennen die oft unausge-
sprochenen Wünsche und Zielvorstellun-
gen der einzelnen Interessengruppen und
formulieren diese als gemeinsame Inspira-
tion. Durch die Benennung eines tiefer
gehenden Grundes für die gemeinsamen
Anstrengungen – die Formulierung eines
‚warum‘ – sind Visionen und daraus abge-
leitete Zielvorstellungen die eigentlichen
Triebfedern des gesamten IKZM-Prozesses.

Der Entwicklung einer Vision für die Küste
muss im Rahmen der nationalen IKZM-
Strategie in Deutschland eine hohe Priorität
eingeräumt werden. Dies ist umso wichti-
ger, da eine gemeinsam getragene, gemein-
sam formulierte Vision für die deutschen
Küste und Meere bisher nicht existiert.
Gleichzeitig sind Visionen auch hierar-
chisch anzulegen. Eine Koppelung an ver-
schiedene Handlungsebenen und geografi-
sche Einheiten scheint sinnvoll. Vorstellbar
ist beispielsweise eine nationale Vision, die
an detailliertere Visionen für Nord- und
Ostsee und/oder darunter liegende Teil-
räume gekoppelt ist. Aufgabe der nationa-
len Strategie ist es somit, Visionen einzufor-
dern, ihre Entwicklung auf den verschiede-
nen Ebenen zu ermöglichen und diese
anschließend im nationalen Rahmen zu
integrieren. 

Visionen können nicht von einzelnen Inter-
essengruppen oder Behörden allein ent-
wickelt werden. Dies ist eine Aufgabe, die
die aktive Einbindung aller Ebenen und
Sektoren erfordert. Als langfristige Ziel-
vorstellung liefern sie die Basis für Ent-
scheidungen, die Gewichtung einzelner
Themenfelder, die Bewertung von Entwick-
lungen und das Setzen von Prioritäten: Ein
Grund mehr, warum Visionen von allen
getragen und gemeinsam fortgeschrieben
werden müssen. Jede Vision muss von
einem strategischen Dokument ergänzt
werden, das Ziele, Prioritäten und Um-
setzung für den jeweiligen Handlungsraum
benennt.

Weder die nationale IKZM-Strategie noch
die Raumordnung sind originär für die
Bereitstellung der Visionen an der Küste
verantwortlich. Die Rolle beider Werkzeuge
liegt in der Bereitstellung von Rahmenbe-
dingungen und Strukturen, die zur an-
schließenden Umsetzung der Visionen und
der aus ihnen resultierenden Handlungs-
empfehlungen notwendig sind. Jedoch
muss es für die Entwicklung von Visionen
und Handlungszielen Verantwortliche
geben, die sich um die Initiierung entspre-
chender Prozesse, deren organisatorische
Durchführung sowie die Zusammenfüh-
rung und Dokumentation kümmern.
Idealerweise sollte diese Verantwortung von
Institutionen übernommen werden, die
keine genehmigungsrechtliche Verantwor-
tung haben. Auf Bundesebene könnte dies
z.B. eine Aufgabe sein, die eine Einrichtung
wie das Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung (BBR) als beratende Einrich-
tung des Bundes übernehmen könnte.

9.3 Problemorientierter Ansatz
und Priorisierung 

Eine nationale Strategie verfolgt in der
Umsetzung eines IKZM das Grundprinzip
eines problemorientierten Ansatzes. In
diesem Ansatz bilden Veränderungen im
Küsten- und Meeresraum und das Ent-
stehen neuer Formen des Nutzungsdrucks
den Ausgangspunkt für das Setzen von the-
matischen und Handlungsprioritäten.
Handlungsoptionen orientieren sich an der

9. Schlüsselelemente für die Umsetzung
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zentralen Vision für die Küste, die ihrerseits
wiederum vom Prinzip der Nachhaltigkeit
und der Idee einer Polykultur der Nutzun-
gen gelenkt wird. 

Untersuchungen der Entwicklungen an
Küsten und im Meer finden somit stets im
Kontext des Gesamtsystems und der erwar-
teten Auswirkungen auf das System und
den benachbarten Raum statt. Zur Fest-
legung von Themenprioritäten dienen eine
Reihe von Kriterien, wie beispielsweise die
nationale Bedeutung der beobachteten
Entwicklungen, die Entwicklungsdynamik,
das Konfliktpotenzial mit anderen Nut-
zungsformen, der voraussichtliche Raum-
anspruch, der emotionale Wert der erwarte-

ten Veränderungen und die potenziellen
Auswirkungen der Veränderungen auf das
System. Ein mögliches Verfahren zur Ge-
wichtung und resultierende Beispiele für
nationale Themenprioritäten sind im ver-
vielfältigten Thesenpapier und in Glaeser,
B. et al. (2004) detailliert dargestellt. 

Die zu erwartenden Veränderungen werden
auf jeder Handlungsebene erfasst und
bewertet. Die unteren Handlungsebenen
geben von ihnen allein nicht zu lösende
Probleme dabei an die darüber liegenden
Handlungsebenen weiter. Vorschläge für
einen konstruktiven Umgang mit dem Pro-
blem werden von der Handlungsebene mit
dem größten Einfluss geliefert, unter Be-
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rücksichtigung der Auswirkungen der Hand-
lungsvorschläge auf die anderen Ebenen
und deren Interessenlage. 

9.4 Eine Hierarchie existierender
Strukturen 

Nach Möglichkeit sollten für die Umsetzung
der einzelnen Elemente im IKZM-Prozess
existierende Strukturen genutzt werden.
Diese Strukturen können je nach Ebene ganz
unterschiedliche Formen haben.

Im Nordsee- wie im Ostseebereich existie-
ren eine Reihe von multilateralen Struk-
turen, die prinzipiell die Verantwortung für
die Visionsentwicklung übernehmen könn-
ten, z.B. VASAB 2020 in der Ostsee oder die
Nordseekommission. Im Nordseebereich
könnte die Entwicklung einer multilatera-
len Vision mit nationalen Komponenten
beispielsweise von einer erweiterten
Wattenmeerkooperation koordiniert wer-
den, möglicherweise auf Basis der Strategie,
die derzeit im Rahmen des Watten-
meerforums entwickelt wird. Diese Struktu-
ren besitzen den Vorteil etablierter regel-
mäßiger Treffen und könnten bei entspre-
chender inhaltlicher Ausweitung und Öff-
nung des Teilnehmerkreises zu Foren für
die Regionalmeere ausgeweitet werden. Als
permanente Einrichtung könnten solche
Foren regelmäßige Treffen einberufen, Ar-
beitsgruppen etablieren, eine jährliche
öffentliche Konferenz abhalten und
Arbeitsprotokolle in einem öffentlichen In-
formationszentrum zugänglich machen.
Eine Erweiterung in Richtung eines inter-
net-basierten Diskussionsforums ist eben-
falls denkbar und würde die Transparenz
nach außen erhöhen.

Unterhalb der Ebene der Regionalmeere
wären andere Modelle denkbar, z.B. für die
lokale Ebene auf den Inseln und dem
Festland. Ein Beispiel für die Nordseeinseln
sind die Insel- und Halligkonferenzen sowie
deren internationaler Zusammenschluss,
die Euregio „Die Watten“, welche bereits als
Integrationspunkt für IKZM und andere
Aktivitäten (Regionalplanung, Küsten-
schutz) fungieren. Bei der Nutzung von
Strukturen sollte jedoch in jedem Fall der
konkrete Bedarf im Vordergrund stehen und
keine Struktur ohne klares Ziel etabliert
werden.

Voraussetzung für erfolgreiches IKZM auf
der nationalen Ebene ist jedoch eine zen-

trale, fest etablierte nationale Struktur auf
Bundesebene, die die unterschiedlichen
Ebenen integriert, Stakeholder einbindet,
Ansätze bündelt und Aktivitäten koordi-
niert. 

9.5 Ein bundesweites Forum 

Da eine nationale Küstenbehörde klar er-
kennbar nicht gewünscht wird, könnte die
integrierende Funktion auf Bundesebene
von einem informellen nationalen Forum
wahrgenommen werden. Zu dessen zentra-
len Aufgaben würden zählen: 

• die Erarbeitung einer zentralen Vision, 

• das Setzen von Prioritäten, 

• das Überprüfen des Erfolgs im IKZM,

• Sicherstellen des Informationsaustauschs
zwischen Ost- und Nordseeaktivitäten. 

Dieses Forum muss sich in regelmäßigen
Abständen treffen und offen für Anliegen
einzelner Akteure und Interessengruppen
sein. Die gemeinsame Vision würde alle 5
Jahre überprüft (stimmen die globalen Rah-
menbedingungen noch, tauchen neue Ent-
wicklungen auf, die zu berücksichtigen
sind?) und spätestens nach 10 Jahren er-
neuert. Primär jedoch arbeitet das nationa-
le Forum problemorientiert, wobei Lö-
sungsvorschläge dann mit anderen Institu-
tionen gemeinsam erarbeitet werden. Sollte
das Forum beispielsweise feststellen, dass
der Anstieg der Schiffsbewegungen zu
einem gravierenden Problem an der Küste
wird, kann es wissenschaftliche Institute
beauftragen, Untersuchungen durchzu-
führen und Lösungsvorschläge vorzulegen.
Werden diese vom Forum akzeptiert, erge-
ben sich hieraus Forderungen an einzelne
Teilhaber am IKZM-Prozess. Diese Akteure
sind nun gefordert, für ihren Bereich
Lösungsvorschläge zu liefern. Orientiert an
der gemeinsamen Vision müssen diese
Vorschläge dann in die Politik des Bundes
und der Länder eingegliedert werden. 

Das bundesweite Forum soll, wie oben be-
reits erwähnt, an bestehende informelle
Strukturen angegliedert werden. Ein Vor-
schlag wäre, das jährliche Küsten- und
Meeressymposium des Bundesamts für
Schifffahrt und Hydrographie zu einer ent-
sprechenden Struktur auszuweiten.

Für alle Ebenen besteht innerhalb des bun-
desweiten Forums Rechtfertigungspflicht.



9.  Schlüsselelemente für die Umsetzung 65

Alle Arbeits- und Entscheidungsschritte so-
wie Sitzungsergebnisse werden öffentlich
dokumentiert und über das Internet zu-
gänglich gemacht. Dies legt den Schwer-
punkt des Prozesses auf Informationsfluss
und Transparenz und bestätigt die zentrale
Rolle der informellen Abstimmungsstruk-
turen. 

Auf allen Ebenen besteht die Möglichkeit,
spezielle Arbeitsgruppen zur Untersuchung
einzelner Probleme einzurichten. Im natio-
nalen Forum können Diskussionsvor-
schläge von allen Ebenen eingebracht wer-
den. Erkennen z.B. die Nordseeinseln, eine
Naturschutzorganisation oder ein Wirt-
schaftsakteur ein bestimmtes Thema als
Problem, kann hier die Bildung einer pro-
blemorientierten Arbeitsgruppe gefordert
werden, die gezielte Untersuchungen
durchführt und ihre Ergebnisse nach Ablauf
der Arbeitszeit öffentlich macht. 

9.6 Prozessregeln

Um diesem Prozess zum Erfolg zu verhel-
fen, müssen von allen Beteiligten Prozess-
regeln erarbeitet und strikt eingehalten
werden. In jedem Fall ist für jedes Forum
eine koordinierende, lenkende, sortierende
und neutrale Anlaufstelle notwendig, die
auch Moderatorfunktion übernehmen
kann. Um dies sicherzustellen – und mit
entsprechender Sekretariatfunktion auszu-
statten – ist finanzielle Förderung notwen-
dig. Diese sollte soweit gehen, dass das
Forum flexibel und unabhängig agieren
kann, wie beispielsweise durch die
Einberufung einer Arbeitsgruppe oder
Sitzung. Zu vermeiden sind jedoch eine
Bürokratisierung des Prozesses und große
inflexible Sekretariate. Erstrebenswert ist in
den übergeordneten Nord- und Ostsee-
foren und dem nationalen Forum auch eine
wissenschaftliche Begleitgruppe, die den
Prozess als solchen begleitet und  kritisch
beleuchtet sowie Anregungen von außer-
halb, z.B. aus internationalen Projekten ein-
bringen kann. 

Um die Synchronziität der Prozesse zu ga-
rantieren, ist der Informationsfluss zwi-
schen den Akteuren und unterschiedlichen
Strukturen zu sichern. Dieser kann auf per-
sönlicher Ebene auf Basis regelmäßiger
Treffen geschehen oder auch durch compu-
tergestützte Kommunikation in Internet-
foren und Webseiten. Die bestehenden
Institutionen bzw. Akteure sind gefordert,

hier entsprechende Mittel und Wege bereit-
zustellen, den Informationsfluss zu inte-
grieren und Transparenz und Offenheit zu
schaffen. Nur so kann langfristig Akzeptanz
erreicht und gehalten werden.

9.7 Voraussetzungen für einen
erfolgreichen IKZM-Prozess

Der hier präsentierte Vorschlag für die Ge-
staltung und Umsetzung einer nationalen
IKZM-Strategie auf Basis der Nutzung infor-
meller Strukturen und Prozesse kann nur
dann erfolgreich sein, wenn folgende Vor-
aussetzungen erfüllt sind:  

• Dem ausdrücklichen Willen aller Akteure
und Institutionen, sich am Prozess zu
beteiligen (commitment) und seine Er-
gebnisse in eigenen Planungen zu be-
rücksichtigen,

• der Anweisung an Behörden und andere
formelle Strukturen, mit anderen zusam-
menzuarbeiten und informelle Struk-
turen zu nutzen,

• dem Prinzip der Konsensfindung als Leit-
gedanke,

• der Schaffung und konsequenten Nut-
zung fester Informationsstrukturen,

• der Benennung eines zentralen Organs
bzw. Forums als Ansprechpartner in
Sachen IKZM. Aufgabe dieses Organs ist
nicht die inhaltliche Arbeit, sondern das
Sortieren von Informationen, die Koordi-
nation der verschiedenen Stakeholder,
die Organisation des IKZM-Prozesses
und der Kontakt zu den verschiedenen
Informationsstellen.

9.8 Verstärkte internationale
Ausrichtung

Die IKZM-Anstrengungen der nationalen
Ebene müssen an eine verstärkte interna-
tionale Ausrichtung des IKZM-Prozesses
und die internationale Anbindung der
deutschen Raumordnung im Meer gekop-
pelt sein. Dies entspricht dem geforderten
Systemansatz auf der Ebene der regionalen
Meere und dem Paradigmenwechsel der
internationalen Programme, die sich der-
zeit wie im Falle von OSPAR von Stoffflüssen
und Umwelt zu menschlichen Aktivitäten,
Raumnutzung und internationaler Raum-
ordnung hin orientieren. Insgesamt ist mehr
Prominenz für Fragen der Planung und
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Raumordnung auch im internationalen Be-
reich zu erwarten, angestoßen beispielswei-
se durch die Entwicklung der Schifffahrt
und Hafenanbindung oder auch der inter-
nationalen Strom- und Erdgasverbünde. 

9.9 Verstärkte Koppelung an 
themenbezogene Forschung  

Der nationale IKZM-Prozess sollte verstärkt
an themenbezogene Forschung angebun-
den werden. Die Schaffung eines Exzellenz-
clusters würde z.B. den Vorteil einer breiten,
interdisziplinären Ausrichtung bieten und
verschiedene Institutionen miteinander ver-
knüpfen. Gleichzeitig würde sich Deutsch-
lands internationaler Stand in der anwen-
dungsbezogenen und gesellschaftlich ori-
entierten Küstenforschung verbessern. Ein
Beispiel wäre das internationale Forschungs-
programm LOICZ (Land-Ocean Interactions
in the Coastal Zone). 

Hauptaufgabe der themenbezogenen For-
schung ist es, den IKZM-Prozess wissen-
schaftlich zu begleiten und politikrelevante,
unterstützende Ergebnisse zu liefern. Dies
erfordert vermehrt inter- und transdiszi-
plinäre Forschungsansätze wie sie z.B. die
beiden Forschungsverbünde „Zukunft
Küste – Coastal Futures“ und „IKZM-Oder“
repräsentieren. Der Austausch zwischen
Wissenschaft und Praxis und die Sicher-
stellung bedarfsorientierter Forschung soll-
te durch regelmäßige Einbindung der
Wissenschaftler in den IKZM-Prozess
sichergestellt werden. Systemorientierte
Forschung ist dabei ein wesentliches
Element zur Unterstützung von Monitoring
auf den ökologischen, wirtschaftlichen und
sozialen Ebenen.
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Als laufender adaptiver Prozess muss IKZM
immer wieder den veränderten Rahmenbe-
dingungen sowie politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Gegebenheiten angepasst
werden. Dies erfordert neben einem Grund-
lagenmonitoring (im Sinne einer Zustands-
beschreibung) auch ein problem- und pro-
zessorientiertes Monitoring mit Schwer-
punkt auf dem IKZM-Prozess als solchem
(im Sinne einer Prozessbeschreibung). Drei
prinzipielle Ebenen sind dabei zu betrach-
ten: 

• die ökologische Ebene
• die sozio-ökonomische Ebene
• die institutionelle Ebene.

Dabei sind folgende Systeme zu beachten:

• Raumordnerische Bestandsaufnahme,
Zustandsbeschreibung und Erfassen der
Dynamik von Veränderungen und Rah-
menbedingungen (Raumzusammenhän-
ge und Ursache-Wirkungsbeziehungen);

• Gesellschaftliche Zielsysteme;

• Institutionelle Gestaltungssysteme bzw. 
-prozesse;

Ziel muss es sein, fachübergreifende, wis-
senschaftlich wie politisch-administrativ
akzeptierte Indikatorensysteme bereitzu-
stellen, die einerseits den Zustand und die
Dynamik von Küstenräumen und den sie
betreffenden Entwicklungen erfassen sowie
andererseits Umsetzung und Erfolg von
IKZM-Prozessen beschreiben können.

Keine Einigkeit gibt es bisher darüber, ob
zunächst Zielvorstellungen für den ge-
wünschten Zustand der Küste und optima-
len IKZM-Prozess benötigt werden, dann
die Wertigkeiten festlegt werden und im An-
schluss daran überlegt wird, welche Daten
und Indikatoren erhoben werden müssen,
oder ob umgekehrt von den Indikatoren
ausgegangen soll. Derzeit laufen die Daten-
erhebung und die Diskussion über Zielvor-
stellungen in Deutschland wie weltweit par-
allel und teilweise getrennt voneinander. Zu
berücksichtigen ist auch, dass es unter-
schiedliche Bewertungen und Zielvorstel-
lungen auf den unterschiedlichen Raum-
ebenen gibt, und dass eine Gewichtung der
Indikatoren notwendig sein könnte. 

Grundlage für ein Monitoring des Zustands
und der Entwicklungsdynamik von Küsten-
räumen ist die Unterscheidung zwischen
mehr oder weniger ausgeprägten raum-
wirksamen Trends an Küsten und Meeren.
Im terrestrischen Bereich werden raum-
wirksame Veränderungen seit vielen Jahren
mit Hilfe der Laufenden Raumbeobachtung
des BBR beschrieben und analysiert sowie
im regelmäßigen Turnus als Raumord-
nungsbericht publiziert (vgl. BBR 2005). Mit
Blick auf ein integriertes Küstenzonenma-
nagement kann die Laufende Raumbeob-
achtung erheblich zur Zustandsbeschrei-
bung der Küstenräume und ihrer Entwick-
lung beitragen. Ergänzende Erhebungen
bzw. Analysen sind jedoch notwendig. So
erhebt die Laufende Raumbeobachtung
bisher nicht die Zusammenhänge, die dem
Land-Meer übergreifenden Charakter der
Küstengebiete Rechnung tragen, insbeson-
dere die Zusammenhänge zwischen: 

• Flusseinzugsgebieten bzw. Hinterland
und den Küstenräumen und Küstenge-
wässern (z. B. Stoff- und Energieflüsse in
die Küstengewässer oder Bedeutung von
Hafeninfrastruktur für die Exportwirt-
schaft im Hinterland);

• Veränderungen im Meeresbereich und
ihre Auswirkungen auf die terrestrischen
Küstenbereiche (z. B. wirtschaftliche
Effekte von Raum- und Ressourcennut-
zung im Meer, aber auch Bedrohung
durch Meeresspiegelanstieg und weitere
Folgen des Klimawandels);

Weiterhin trägt die Laufende Raumbeob-
achtung dem Meer bisher nicht als eigen-
ständiger Landschaftsraum Rechnung. Da-
bei besitzen das Meer und auch der Küsten-
raum einen spezifischen, durchaus auch
unterschiedlichen maritimen Charakter,
der einerseits auf den besonderen Qualitä-
ten des Raums (z.B. ästhetischen Qualitäten
der Meereslandschaft, im Englischen gerne
als „seascape“ bezeichnet) und anderseits
auf Raumfunktionen (spezifische maritime
Nutzungen und Abhängigkeit von küsten-
und meeresbezogenen Raum- und Ressour-
cennutzungen) beruht. Da eine Bewertung
dieser Elemente und insbesondere auch der
Zusammenhänge auf Basis der derzeitigen

10. Anforderungen an ein 
langfristiges Monitoring im Umfeld 
von IKZM und mariner Raumordnung
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Datengrundlage schwierig ist, werden im
Folgenden Ansätze für eine entsprechende
Anpassung der Laufenden Raumbeobach-
tung zur Erhebung des maritimen Charak-
ters vorgeschlagen. Der maritime Charakter
kann dabei sowohl für die AWZ und Küs-
tengewässer als auch für terrestrische Küs-
tenregionen definiert werden. Bei den Mo-
nitoringansätzen für IKZM-Prozesse wird
auf die laufenden Arbeiten von Seiten einer
EU-Expertengruppe verwiesen.

10.1 Was ist bei einem 
IKZM-orientierten
Monitoring an Küsten und 
im Meer zu bedenken?

Wenn ein ganzheitliches Monitoring als
ständige Fortführung der Bestandsaufnah-
me verstanden werden soll, so müssen aus
der Zustandsbeschreibung der Küsten- und
Meeresräume die Nutzungsmuster, die Ziel-
systeme und letztlich auch die Gestaltungs-
prozesse als messbare Einheiten herausge-
griffen werden können. Um den maritimen
Charakter der Küsten und Meere in Bezug
auf die Raumfunktion fassbar zu machen,
müssen aus dieser Darstellung letztlich In-
dikatoren entwickelt werden, die beschrei-
ben,

• inwieweit Offshore-Nutzungen an Land
raumwirksam werden, z.B. durch Infra-
strukturanforderungen, Einfluss auf lokale
und regionale Wirtschafts- und Sozial-
strukturen, 

• inwieweit Offshore-Nutzungen Raum-
einheiten (Orte, Kreise, Regionen) als
maritime Räume kennzeichnen,

• inwieweit Offshore-Nutzungen von Be-
deutung für die Wirtschafts- und Arbeits-
markt- und Sozialstruktur von Räumen
(Kreise, Bundesländer, Deutschland ge-
samt) sind,

• welche Potenziale Küsten- und Meeres-
ressourcen für Fragen von überregionaler
bzw. nationaler Bedeutung haben, z.B. zur
Erzeugung erneuerbarer Energien (und
damit als Beitrag zur autonomen und kli-
mafreundlichen Energieerzeugung), für
Im- und Export oder als Erholungsräume
von überregionaler Bedeutung.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang,
dass i.d.R. die sozio-ökonomischen Effekte
von Nutzungen der Meeresräume und -res-

sourcen an Land realisiert werden und auch
meist dort raumwirksam werden, die ökolo-
gischen Effekte dagegen im Meer stattfin-
den. 

Im folgenden werden einzelne Elemente,
die zu einer umfassenden Raumbeobach-
tung im Küsten- und Meeresbereich gehö-
ren, noch einmal kurz vorgestellt.

10.1.1 Darstellung von Nutzungsmustern 
und Mehrfachnutzungen von Flächen

In der Bestandsaufnahme wurden die mari-
timen Raumnutzungen anhand von vier
Dimensionen beschrieben und bewertet,
um die inhaltliche Bedeutung der Entwick-
lung einzelner Nutzungsformen zu um-
schreiben. Bei diesen vier Dimensionen
handelt es sich um: 

• die Veränderungsdynamik der Entwick-
lung der jeweiligen Nutzungsform, 

• der Vernetzungsgrad der Nutzungsform
mit anderen,

• die absolute Bedeutung der Nutzungs-
form,

• die politische Relevanz der Nutzungs-
form und der politisch-administrative
Verantwortungsbereich (v. a. um die Zu-
ordnung zu Handlungs- und Entschei-
dungsebenen vornehmen zu können).

Diese Dimensionen sind notwendig, um
Handlungsnotwendigkeiten zu identifizie-
ren und den geeigneten Handlungs- und
Entscheidungsebenen zuordnen zu kön-
nen. Sie beziehen sich allerdings nur auf die
einzelnen Raumnutzungen und ermögli-
chen noch keine raumbezogene Gesamtbe-
wertung.

Aus raumordnerischer und geografischer
Sicht darf daher nicht nur der Zustand oder
auch die Auswirkungen von Eingriffen und
Veränderungen von Einzelnutzungen be-
wertet werden, sondern es müssen kumula-
tiv die Auswirkungen eines Nutzungsmusters
erfasst und bewertet werden. Dies erfordert:

• ein Beschreiben von Nutzungsmustern,
insbesondere auch im Meeresbereich, 

• ein Erfassen der Land-Meer-Wechselwir-
kungen,

• ein Erfassen der landseitigen Auswirkun-
gen von Raum- und Ressourcennutzun-
gen im Meer,

• ein Erfassen der für Raumnutzungstrends
relevanten treibenden Kräfte; 
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• ein Erfassen gesellschaftlicher Werte und
Normen.

Die Betrachtung von Nutzungsmustern
entspricht dem Ansatz der Polykultur bzw.
multifunktionalen Raumnutzung. Die
Raumbeobachtung kann Nutzungsmuster
folgendermaßen beschreiben und analysie-
ren: 

• durch das Erfassen von Kosten-Nutzen-
Strukturen verschiedener Raumnutzun-
gen,

• durch das Erfassen von Nutzungskonkur-
renzen und Nutzungskompatibilitäten
(zum Identifizieren von win-win-Situa-
tionen)

Land-Meer-Wechselwirkungen

Land-Meer Wechselwirkungen erweitern den
Betrachtungsraum landseitig von einem
wie auch immer abgegrenzten Küstenraum
auf ganze Flusseinzugsgebiete. Dies gilt ins-
besondere für die Beschreibung von Stoff-
und Energieflüssen mit Hilfe von Umwelt-
indikatoren. Ansätze zur indikatorgestütz-
ten Beschreibung von Wechselwirkungen
zwischen Flußeinzugsgebieten und Küsten-
gewässern wurden insbesondere im Rah-
men von LOICZ und dort speziell im Rah-
men des von der EU geförderten Projektes
EUROCAT entwickelt. Im Umweltbereich
existieren eine Reihe von Monitoringpro-
grammen, die trotz ihrer fachspezifischen
Ausrichtung durchaus auch raumwirksam
(z.B. durch Regulierungen, gesetzliche
Vorgaben) werden bzw. Auswirkungen auf
Raumnutzungen haben können. Ein enger
Bezug zwischen Einzugsgebieten und Küs-
tengewässern wird insbesondere mit der
Wasserrahmenrichtlinie der EU hergestellt
und raumwirksam – sowohl was die formu-
lierten Zielvorstellungen als auch Bewer-
tungskriterien oder Beteiligungsprozesse
angeht. Hier sollte die Raumbeobachtung
auf entsprechende Daten und Erhebungen
der Fachplanungen zurückgreifen.

Eine zweite Definition von Land-Meer-
Wechselwirkungen ergibt sich aus den An-
forderungen, die insbesondere aus volks-
wirtschaftlicher Sicht an Küstenräume ge-
stellt werden. Hierzu gehören u. a. Anfor-
derungen an Häfen als Knotenpunkte des
Welthandels, z. B. beschreibbar durch den
Anteil der vorhandenen Häfen abgewickel-
ter Importe und Exporte küstenferner Wirt-
schaftsräume (z. B. Bayerns oder Baden-
Württembergs) und volkswirtschaftlich

bedeutender Industriezweige (z. B. der
Automobilindustrie). Auch diese Wechsel-
wirkungen können mit Hilfe entsprechender
Datengrundlagen beschrieben und in der
Raumbeobachtung aufgegriffen werden.

Ein weitere zentrale Wechselwirkung zwi-
schen Meer und Land ist die Bedrohung
von Küstenräumen durch Sturmfluten und
andere extreme Wetterereignisse, die
sowohl die Lebensraumfunktion der Küste
wie auch ihre Funktion als Wirtschaftsraum
bedrohen und beeinträchtigen. Diese
Bedrohung wird durch die erwarteten
Folgen des Klimawandels weiter verstärkt
werden und an Bedeutung gegenüber heute
noch gewinnen. Küstenschutzmaßnahmen
sowie die Wahrnehmung dieses Bedro-
hungspotenzials in der betroffenen Bevöl-
kerung und Indikatoren zur Beschreibung
von Notfallplänen sind daher für die Raum-
beobachtung ebenfalls von großer Bedeu-
tung und sollten im Zuge einer Laufenden
Raumbeobachtung erhoben werden.

Landseitige Auswirkungen von Raum- und
Ressourcennutzungen im Meer

Landseitige Effekte mariner Raum- und
Ressourcennutzung umfassen insbesonde-
re:

• Sensitivität und Vulnerabilität von
Küstenräumen und Küstenökosystemen
gegenüber Schiffsunfällen (bzw. Effekten
in das Meerwasser durch Unfälle einge-
leiteter Chemikalien und Öl);

• Abhängigkeit von Küstenregionen von
maritimen Raum- und Ressourcennut-
zungen, z. B. Fischerei, Ölgewinnung,
Küstentourismus, Schiffbau usw.

Die Abhängigkeit landseitiger Regionen von
marinen Raum- und Ressourcennutzungen
wird als zentraler Parameter für die Defini-
tion und Erhebung des funktionalen mariti-
men Charakters einzelner Küstenregionen
vorgeschlagen. (Ein Beispiel für eine Heran-
gehensweise an eine derartige funktionale
Charakterisierung s. Seite 76)

Relevante treibende Kräfte

Um Entwicklungen frühzeitig einschätzen
und evtl. notwendige gesellschaftliche Dis-
kussionen frühzeitig anstoßen zu können,
müssen über aktuelle Nutzungen hinaus
die treibenden Kräfte hinter Raumnutzungs-
veränderungen beobachtet und mögliche
Auswirkungen auf den Küsten- und Meeres-
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raum abgeschätzt werden. Treibende Kräfte
hinter Entwicklungen in einer Region sind
u.a.:

• Globalisierungsprozesse (z.B. mit Auswir-
kungen auf Hafenentwicklung und See-
verkehr), 

• politische Entwicklungen (z. B. Energie-
politik und Energieversorgung, Aspekte
der Versorgungssicherheit, Klimaschutz-
politik) oder auch 

• gesellschaftliche Werte und Normen wie
z.B. Sicherheit vor Terror, Schiffsunfälle,
Naturkatastrophen oder allgemein Ein-
stellung zu Risiken. 

Diese treibenden Kräfte können Indikato-
ren für anstehende Nutzungsveränderun-
gen in einer Region oder in einem Meeres-
raum sein. Weitere Aspekte von Bedeutung
sind in diesem Zusammenhang z. B.:

• die technologische Entwicklung (z. B. im
Bereich der Wasserstoffnutzung, Energie-
technologie oder auch der Blauen Bio-
technologie) und

• globale Umweltveränderungen. 

Die Auswirkungen globaler Umweltver-
änderungen werden insbesondere vor dem
Hintergrund neuer Klimaszenarien des
Intergovernmental Panel for Climate Change
(IPCC) und des Sondergutachtens des Wis-
senschaftlichen Beirats für Globale Um-
weltveränderungen der Bundesregierung
(WBGU) zu den Auswirkungen des Klima-
wandels auf die Meere eine steigende Be-
deutung als treibende Kraft für Verände-
rungen des Meeres- und Küstenraumes er-
fahren.

Auch wenn diese treibenden Kräfte nicht
immer quantitativ beschrieben werden

können, kann bereits eine qualitative Be-
schreibung aktueller Entwicklungen helfen,
mögliche Auswirkungen in Form qualitati-
ver Szenarien abzugrenzen und in die ge-
sellschaftliche Diskussion über Visionen
oder Leitbilder einzuführen. Dies entspricht
dem Ansatz einer frühzeitig vorsorgenden
räumlichen Planung und Gestaltung.

Gesellschaftliche Werte und Normen

Gesellschaftliche Werte und Normen stehen
an der Schnittstelle zwischen Nutzungs-
mustern, Zielsystemen und gesellschaftli-
chen Prozessen. Als Triebkräfte von Ent-
wicklungen sind sie auch für eine Laufende
Raumbeobachtung von Bedeutung, sowie
als Einflußgrößen für Entscheidungspro-
zesse, Eintwicklungspräferenzen und politi-
sche Entwicklungen. Am Beispiel der Off-
shore-Windkraftentwicklung werden Werte
und Normen bestimmter gesellschaftlicher
Gruppen beispielsweise im BMBF Verbund-
vorhaben „Zukunft Küste – Coastal Futures“
analysiert und in Szenarien bzw. zukünftige
Entwicklungspfade für Küsten- und Mee-
resräume eingespeist. Dies unterstützt stra-
tegische Entwicklungsplanungen durch die
Darstellung verschiedener Zukunftsbilder
und Diskussion zu gesellschaftlichen Leit-
linien für die zukünftige Raumentwicklung.
Mit Hilfe derartiger Techniken können nicht
zuletzt auch Optionen zur Umsetzung der
neuen Leitbilder der Raumordnung geprüft
und gezielt mit verschiedenen Möglichkei-
ten einer Meeresnutzung verknüpft werden.
Für die Laufende Raumbeobachtung liefert
die regelmäßige Beobachtung gesellschaft-
licher Werte wertvolle Hintergrundinforma-
tionen zur Erwünschtheit und möglicher-
weise Durchsetzungsfähigkeit bestimmter
Planungen.

Definitionen des „maritimen Charakters“
Beispiele für Kriterien, die eine Beschreibung des maritimen Charakters einer festgelegten Raumeinheit (Land oder
Meer) erlauben:

a) funktionale Kriterien:
• Funktionaler räumlicher Einzugsbereich, der die Aufrechterhaltung mariner und küstenspezifischer Ökosysteme

und der dazugehörigen Ökosystemfunktionen beeinflusst (z.B. Stoffeintrag ins Küstenmeer mit Einfluss auf
Fischpopulationen und damit die Fischerei) 

• Abhängigkeit von Küstenregionen von maritimen Raum- und Ressourcennutzungen, z. B. Fischerei, Ölgewinnung,
Küstentourismus, Schiffbau usw. (sozioökonomische Wirkungskette)

b) qualitative Raumbeschreibung:
• Marine Landschaftstypen und Typisierung des Küstencharakters (ästhetische Kriterien und Definition einer spezi-

fischen „seascape“)
• Bedeutung des Meeres und der Küsten für die Identität der lokalen Bevölkerung 
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10.1.2 Zielsysteme

Die Ausgestaltung von Meeresraumord-
nung und IKZM – sowohl was die Informa-
tions- und Kommunikationsprozesse und
die Aufgabenverteilung zwischen den ver-
schiedenen Handlungsebenen angeht wie
auch die inhaltlichen Vorgaben sind i. d. R.
an politischen und gesellschaftlichen Ziel-
systemen orientiert. Entsprechend müssen
neben Zustands- und prozessbeschreiben-
den Indikatoren sowie Beobachtungsansät-
zen für institutionelle Prozesse auch Ziel-
indikatoren entwickelt und beschrieben
werden. Diese ermöglichen eine Abwägung
formulierter Visionen, Leitbilder sowie
gesellschaftlicher und politischer Ziele
gegenüber den zu beobachtenden tatsäch-
lichen oder zu erwartenden Entwicklungen
und Trends im Küsten- und Meeresraum
und somit eine Bewertung dieser Trends.

Visionen und/oder Leitbilder werden benö-
tigt, wenn durch administratives (und auch
unternehmerisches) Handeln im Rahmen
der Raumordnung, von Genehmigungs-
verfahren und Investitionsentscheidungen
auf allen Handlungsebenen eine Steuerung
von Handlungen beabsichtigt ist. Dabei
müssen Visionen und Leitbilder nicht
zwangsläufig am Anfang eines IKZM ste-
hen, jedoch ist die Entwicklung konsensua-
ler Visionen eine der zentralen Aufgaben
des IKZM. Zugleich tragen diese auch zur
Transparenz von Entscheidungsprozessen
bei und schaffen damit Grundlagen für
frühzeitige Konfliktlösungen in Einzelfällen.

Zu den Zielsystemen gehören u. a. die formu-
lierten energie- und klimapolitischen Ziele
und der damit verbundene Ausbau der Wind-
energie im Meer ebenso wie umweltpoliti-
sche und strukturpolitische Ziele. Das Land
Niedersachsen gründet z. B. die durch die
Raumordnung erfolgte Koordination der
Windenergienutzung im Offshore-Bereich
auf folgende politisch formulierte Ziele:

• Energiepolitik (Ziele der EU, des Bundes
und des Landes zum Anteil der erneuer-
baren Energien an der Stromerzeugung)

• Strukturpolitische Förderung des Küsten-
raums

• Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit
der Windenergiebranche

• Planungs- und Investitionssicherheit für
Investoren

• Minimierung der Risiken, Eingriffe und
Beeinträchtigungen (vgl. Landesraum-
ordnungsprogramm Niedersachsen, Er-
gänzung 2006)

Allgemeine Ziele des Integrierten Küsten-
zonenmanagements umfassen u. a.:

• Schaffen einer optimierten multiplen
Nutzungsstruktur im Sinne multifunktio-
naler Nutzungseinheiten oder Polykul-
turen an Land und im Meer 

• Ansetzten auf den verschiedenen räumli-
chen Ebenen (national, regional, lokal)
mit den jeweiligen Prioritäten 

• Aufgreifen langfristiger sowie zukunftso-
rientierter Trends und Entwicklungen

• Förderung der maritimen Wirtschaft
• Sicherheit und Küstenschutz 
• Erhalt der Integrität von ökologischen

(und sozioökonomischen) Systemen,
Entwicklung innerhalb von Leitplanken 

• Anwendung des Ökosystemansatzes 

Ein enger Bezug zwischen Einzugsgebieten
und Küstengewässern wird insbesondere
mit der Wasserrahmenrichtlinie der EU her-
gestellt und raumwirksam – sowohl was die
formulierten Zielvorstellungen als auch Be-
wertungskriterien oder Beteiligungsprozesse
angeht. Die Wasserrahmenrichtlinie kann
als ein Modell für Internalisierung externer
räumlicher Konflikte (zwischen Flussein-
zugsgebieten und Küstengewässern) gese-
hen werden und evtl. auch eine Vorbild-
funktion für andere räumliche Wechselwir-
kungen einnehmen. Weitere politisch rele-
vante Zielsysteme auf der europäischen
Ebene bilden u. a. die Europäische Meeres-
strategie sowie das Anfang Juni 2006 zur
Diskussion gestellte Grünbuch zur Meeres-
politik.

10.1.3 Gestaltungsprozesse

Aus den Anforderungen an IKZM und Raum-
ordnung in Deutschland, insbesondere die
Kriterien Mehrfachnutzung von Raum und
Ressourcen, die Einbindung der unter-
schiedlichen Handlungs- und Entschei-
dungsebenen wie auch die unterschiedli-
chen Zeitskalen von Entwicklungen ergeben
sich folgende konkrete Anforderungen an
institutionelle, über die zuständigen Behör-
den hinausgehenden Prozesse:

• Berücksichtigung von Gewinner/Verlie-
rer-Perspektiven (zwischen Akteuren wie
Teilräumen),

• transparente und offene Informations-
prozesse als Grundlage für Interessen-
ausgleich,

• Dialog zwischen Handlungsebenen (von
EU-Bund-Land-lokal) in beide Richtun-
gen sowie Berücksichtigung sowohl über-
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Im Rahmen einer raumordnerischen DPSIR-Analyse lassen sich die Kategorien wie folgt interpretieren:

Driver
alle natürlich oder anthropogen verursachten Faktoren, welche direkt oder indirekt eine Veränderung in einem Öko-
system hervorrufen. Im Zusammenhang mit einer sozio-ökonomisch orientierten Raumordnung muss der Begriff
Ökosystem auf Küstensystem (inkl. der sozialen, ökonomischen und institutionellen Komponenten) erweitert werden.

Pressure
aus den Drivern abgeleiteter Umwelt- und/oder Nutzungsdruck auf das Küstensystem. Pressures umfassen z. B. bei
der Untersuchung von Wechselwirkungen zwischen Einzugsgebieten und Küstengewässern Material- und Energie-
flüsse zwischen Flüssen und dem Küstenmeer. Pressures umfassen insbesondere auch Raum- und Ressourcennut-
zungen.

State
umfasst die Beschreibung des durch Driver und Pressures beeinflussten Systems. Im Rahmen der Raumordnung sind
neben der ökosystemaren Betrachtung insbesondere der aktuelle Stand bzw. aktuelle Entwicklungen der
Raumnutzung, die aktuelle raumwirtschaftliche Analyse, die soziale Infrastruktur, das institutionelle System im
Küsten- und Meeresraum, besonders relevante Sektoren, aber auch Normen sowie Einstellungen der Bevölkerung
zum Küsten- und Meeresraum und zentralen Handlungsfeldern (z. B. Küstenschutz, Windenergie) von Bedeutung
für die Beschreibung des Systemzustands.

Impact
umfasst Auswirkungen der Driver und Pressures auf das im State beschriebene Küstensystem. Im Gegensatz zur rei-
nen Beschreibung ist im Impact bereits eine Bewertungskomponente enthalten. Die klassische Definition des
Impact in der Umweltberichterstattung bezieht sich v. a. auf die Rückwirkungen von Ökosystemverschlechterungen
auf die Ressourcennutzung (Ansatz der ökosystemaren „goods and services“), z. B. Algenblüten als Indikator zu
hoher Eutrophierung mit eventuellen Rückwirkungen auf den Tourismus. Unter Raumordnungsgesichtspunkten
sind jedoch auch die Auswirkungen von Pressures auf die in der Rubrik State genannten Elemente von zentraler
Bedeutung.

Response
beschreibt die gesellschaftliche Reaktion auf die Auswirkungen von Umwelt- und Systemveränderungen. Insbeson-
dere sind Management- und Handlungsoptionen der institutionellen Akteure sowie deren Rahmenbedingungen,
aber auch individuelles Verhalten (z. B. Änderung des Urlaubsverhaltens) zentrale Elemente der Response. Reaktio-
nen können z. B. eine veränderte Gesetzgebung oder anderer Steuerungselemente, die Einführung neuer Moni-
toringsysteme, aber auch die Verlagerung von Investitionsentscheidungen von einem Raum in einen anderen oder
von einem Wirtschaftssektor in einen anderen umfassen.
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geordneter, politisch-strategischer als
auch lokaler Interessen in Grundsätzen
und Zielen der Küsten- und Meeresraum-
entwicklung,

• Bedarf an informellen Diskussionspro-
zessen,

• langfristig angelegte Entscheidungen auf
Basis integrativer, in breitem Konsens
entwickelter Visionen und Leitbilder als
Grundlage für Raumordnung und Fach-
planungen, 

• Regelmäßiges Überprüfen und ggf. Er-
neuern der Visionen.

Bisherige Indikatoren für IKZM-Prozesse
beschreiben, wie weit IKZM in einer Region
oder einem Land entwickelt ist. Diese Kri-
terien sagen jedoch wenig darüber aus, ob
die mit einem IKZM verbundenen Ziele
durch regionalspezifisch geeignete institu-
tionelle Prozesse erreicht werden. 

10.2 Der DPSIR-Ansatz 
als Strukturierungshilfe

Bisher wurde unterschieden zwischen: 

• Bestandsaufnahme und 
Zustandsbeschreibung,

• Zielsystemen und
• Gestaltungsprozessen

Diese Ebenen sind nicht unabhängig von-
einander und teilweise auch überlappend.
So sollte die Zustandsbeschreibung auch
den Bereich rechtlicher und gesellschaftli-
cher Normen und Werte sowie die Erfas-
sung der administrativen und gesellschaft-
lichen Institutionen umfassen. Die Institu-
tionen bilden wiederum zentrale Elemente
in der Beschreibung und Bewertung von
Gestaltungsprozessen, Normen und Werte
bilden ein Kernelement der Zielsysteme.

Aufgrund der Komplexität der Systeme kön-
nen Indikatorensysteme nicht immer an
Ursachen-Wirkungsketten orientiert sein.
Die Europäische Umweltagentur orientiert
ihre Umweltberichterstattung an dem sog.
DPSIR-Konzept (Driver-Pressure-State-
Impact-Response), welches Informationen
und Indikatoren anhand von treibenden
Kräften (Driver), Umwelt- bzw. Nutzungs-
druck (Pressure), Zustandsbeschreibung
(State), Auswirkungen des Drucks auf den
Zustand (Impact) und Managementant-
worten bzw. institutionellen Handlungs-
optionen (Response) untergliedert.

Mit den treibenden Kräften bzw. Drivern
sollen im raumordnerischen Kontext insbe-
sondere Trends, welche die Meeresraum-
nutzung beeinflussen, identifiziert und dar-
gestellt werden. So wird z. B. die Entwick-
lung im Windkraftbereich i. W. durch die
Energie- und Klimaschutzpolitik gesteuert
oder sind wirtschaftliche Globalisierungs-
prozesse Treiber für den Seeverkehr und die
Hafenentwicklung. Als Schlüsselfaktoren
für die Entwicklung der deutschen Küsten-
und Meeresräume lassen sich v. a.

• Energiepolitik und Energiebedarf, 

• wirtschaftliche und 

• institutionelle Globalisierung, 

• die gesellschaftliche Wahrnehmung des
Klimawandel und der damit verbunde-
nen Auswirkungen auf Küstenschutz und
Sicherheit des Wirtschaftsraumes sowie

• Technologie (Schiffbau, Windenergie,
Aquakulturen der blauen Biotechnologie)
und

• Marktentwicklung, z.B. im Bereich mari-
ner Naturstoffe für die pharmazeutische
Industrie

herauskristallisieren.

Auf Grundlage der Bestandsaufnahme kön-
nen die sog. Pressures auf das Küstensys-
tem definiert werden. Pressures werden da-
nach durch die einzelnen vorhandenen/zu
etablierenden Nutzungen im Untersu-
chungsgebiet dargestellt. Darüber hinaus
können folgende Faktoren weitere wichtige
Pressures darstellen:

• Einfuhr oder Verdrängung von Arten,

• externe Stoff- und Energieeinträge und 
-austräge,

• Ressourcenverbrauch und -entnahme,

• natürliche physikalische und biologische
Faktoren.
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10.3 Beispiel für die Vorgehens-
weise bei der Entwicklung
der Indikatoren:
Sozioökonomische Indikato-
ren zur Raumbeobachtung
im Küstenraum

In den vorangegangenen Abschnitten wur-
de festgestellt, dass sich der funktionale
maritime Charakter eines Raums als Ab-
hängigkeit von küsten- und meeresbezoge-
nen Raum- und Ressourcennutzungen be-
schreiben lässt. Im Verbundprojekt Coastal
Futures – Zukunft Küste wurde eine Heran-
gehensweise erarbeitet, die eine sozioöko-
nomische Raumbeobachtung für küsten-
spezifische Veränderungen ermöglicht und
insbesondere die Auswirkungen mariner
Nutzungsformen auf den terrestrischen
Raum (in diesem Fall das sozioökonomi-
sche System) messbar macht. Der betrach-
tete Raum umfasst in diesem Fall nur die
Nordseeküste, doch ist das Prinzip auf an-
dere Küstenräume übertragbar.

Der Schwerpunkt der sozio-ökonomischen
Indikation liegt auf Kennziffern der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung, die so-
wohl auf Landesebene als auch auf Land-
kreisebene verfügbar oder für diese Ebenen
interpretierbar sind. Datensätze der Kern-
städte Bremen und Hamburg liefern wichtige
Hinweise auf Entwicklungstrends, Chancen
und Risiken in der Entwicklung der Küsten
und Meere. Die Datensätze dieser Stadt-
staaten und die erhobenen Daten für die
Landkreise lassen zumindest allgemeine
Entwicklungsmuster erkennen, die hinrei-
chend genaue Aussagen ermöglichen. Diese
Entwicklungen lassen sich allerdings nicht
oder nur im Ausnahmefall auf einzelne Orte
eingrenzen und betreffen daher die Region
und sind nur modellhaft darstellbar.

Die Auswahl stabiler Indikatoren, welche
Kennziffern zusammenfassen, Trends an-
zeigen und gleichzeitig für ein Monitoring
auf verschiedenen Raumebenen geeignet
sind, soll Aussagen zulassen über:

• die Bevölkerungsentwicklung real und
erwartet (hier gehen auch verschiedene
Prognosen aus Gutachten in die Gesamt-
bewertung ein),

• den Zugang zu Arbeit (Erwerbstätige,
Arbeitnehmerquote, Selbständigenquote,
Arbeitslosenquote),

• die Wirtschaftsstruktur (Verhältnis von
Industrie und Dienstleistungen), 

• die Kapitalausstattung und -effizienz
(Kapitalstock, Kapitalproduktivität, Mo-
dernität, Wertschöpfung bezogen auf die
Erwerbstätigen) 

• zur individuellen Lebensqualität (verfüg-
bares Einkommen, Sparquote, Anteil von
Transfers am Einkommen).

Der Anteil von Transfers liefert darüber hin-
aus eine Vorstellung, ob sich die Region
nachhaltig selbständig (tragfähig) entwi-
ckeln kann oder dauerhaft von Transfers
abhängig war, ist oder sein wird. Bei der
Auswahl der Indikatoren wurde berücksich-
tigt, dass Zeitreihen über diese Indikatoren
vorliegen, langjährig beobachtete Unter-
schiede von Stadt(rand) und ländlichen
Regionen dargestellt bleiben, verschiedene
Aspekte und Gradmesser der wirtschaftli-
chen und sozialen Stabilität auf sektoraler
wie auch individueller Ebene miteinander
kombiniert werden können, Frühzeichen
von Veränderungen (Kapitalstock – Moder-
nität) beachtet werden, und sich die Indika-
toren im Kreuzvergleich zueinander bewer-
tet werden können. Auf dieser Basis wurden
folgende Indikatoren ausgewählt:

• Anlagevermögen
• Modernitätsgrad
• Anzahl der Arbeitnehmer
• Bruttoinlandsprodukt, Bruttowert-

schöpfung
• Einwohnerzahl
• Zahl der Erwerbstätigen
• Kapitalproduktivität, Kapitalkoeffizient,

Kapitalintensität
• Kapitalstock
• Preiskonzept
• Sparen, Sparquote
• Verfügbares Einkommen

Konsequenzen für die 
Laufende Raumbeobachtung im Meer

a)Erhebung spezifisch maritimer 
Wirtschaftsdaten 

Wenn der maritime Charakter eines terre-
strischen Raums aus den sozioökonomi-
schen Auswirkungen maritimer Nutzungen
auf den Raum beschrieben werden soll, so
müssen Daten erhoben werden, die a) eine
vergleichende Bewertung unterschiedlicher
maritimer Nutzungen zulassen und b) die
spezifischen sozioökonomischen Verände-
rungen aufzeigen, die mit Veränderungen in
den einzelnen Nutzungen einhergehen. Die
wirtschaftliche Entwicklung in der AWZ
sollte daher analog den Wirtschaftssektoren
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Fischerei, Küstenschutz usw. dem jeweili-
gen korrespondierenden Festlandbereich
zugeordnet werden, da die Wertschöpfung
auf See den Lebensraum der Menschen auf
dem Festland wirtschaftlich und sozial absi-
chern soll. Da im Offshore-Bereich viele
einzelne Sparten zusammenwirken, erfor-
dert dies eine Verfeinerung der derzeitigen
Erhebung, wie sie bspw. in der Laufenden
Raumbeobachtung geschieht, gewisser-
maßen ein Herausfiltern der spezifischen
maritimen Sparten aus den bestehenden
Kategorien. Die Kategorie „Dienstleistungs-
gewerbe“ beispielsweise umfasst viele Be-
reiche, die in dem oben angeführten Bei-
spiel der Offshore-Windkraft zugeordnet
werden müssten. Gleiches gilt für das pro-
duzierende Gewerbe (z.B. Zulieferung von
Stahl, Elektronik, Beton usw. für den Bau
von Offshore-Anlagen), Finanzdienstleis-
tungen, Forschung und Entwicklung oder
Ausbildung (z.B. die Anzahl der Auszubil-
denden in bestimmten Gewerben). Auf die-
ser Basis können z.B. der Anteil der Be-
schäftigten in der Offshore-Windkraft an
der Gesamtbeschäftigung in einer Region
oder auch die Arbeitnehmerquote pro
Branche dargestellt werden. Vergleiche zwi-
schen „traditionellen“ Sektoren wie der
Fischerei oder dem Tourismus und „neuen“
maritimen Nutzungsformen werden somit
auch auf der ökonomischen Ebene als an-
teilige Entwicklung sowie Aussagen zu
Trends möglich. Ebenfalls kann so die
Auswirkung maritimer Nutzungen auf das
Bruttosozialprodukt einzelner Regionen,
der Länder oder auch des Bundes berechnet
werden. Der maritime Charakter einer
Region könnte somit z.B. als proportionaler
Anteil der maritimen Industrien und Ge-
werbe an der Gesamtwertschöpfung in ei-
ner Region definiert werden.

b)Qualitative Beschreibung indirekter
infrastruktureller Auswirkungen

Ökonomische Entwicklungen ziehen Bevöl-
kerungs- und damit auch Infrastrukturent-
wicklungen nach sich. Dabei sind allgemei-
ne demografische Trends mit lokalen Wan-
derungsbewegungen zu verrechnen. Die
derzeitige infrastrukturelle Bedarfsplanung
(z.B. Schulen, Kindergärten) basiert auf
generellen Bevölkerungstrends, ohne lokale
ökonomische Entwicklungen zu berück-
sichtigen. Um Bezüge zwischen der ökono-
mischen Situation einer Region und der
benötigten Infrastruktur herzustellen, sind
Daten zur zu- und abwandernden Be-
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Ein Mini-Szenario als Beispiel
Das folgende Mini-Szenario liefert ein Beispiel für die praktische Umsetzung des DPSIR-Ansatzes und stellt denkbare
Meßgrößen für die jeweiligen Stufen vor. Aus diesen Meßgrößen können spezifische Indikatoren entwickelt werden,
die im Rahmen einer Laufenden Raumbeobachtung der Küsten und Meere erhoben werden. Das Szenario ist zum
gegenwärtigen Zeitpunkt zwar denkbar, jedoch nicht durch konkrete Daten zu belegen und daher rein hypothetisch. 

Es wird von folgenden Annahmen ausgegangen: 

Driver: Im Jahr x steigt der Energieverbrauch in Deutschland weiter an. Da die Versorgung durch konventionelle
Energieträgern mit dem Bedarf nicht Schritt halten kann und insbesondere die Ölversorgung als unsicher gelten
muss, zielt die nationale Politik darauf ab, die Selbstversorgung zu stärken und das Land unabhängiger von
Energieimporten zu machen. Politisch und gesellschaftlich ist die Unterstützung für regenerative Energien weiterhin
hoch. Windkraftanlagen auf dem Land sind kontrovers, doch sind die ersten Pilotanlagen im Meer erfolgreich instal-
liert. Offshore-Anlagen werden somit gezielt unterstützt und mit Hilfe von Förderprogrammen weiter ausgebaut. 

Meßgrößen: z.B. Politische Unterstützung einzelner Entwicklungen (etwa die Förderpolitik des Bundes und der Län-
der gemessen an der Anzahl und Ausrichtung von Forschungsprogrammen), Trendforschung in der Bevölkerung zur
Erhebung allgemeiner Einstellungen zu regenerativen Energien, vergleichende Kosten/Nutzen-Analyse verschiedener
Energieformen.

Pressures: Der Ausbau der Offshore-Windanlagen führt zu steigendem Flächenbedarf im Meer. Es entstehen Auswir-
kungen auf andere Nutzungen im Meer, z.B. durch die Ausgrenzung anderer Nutzungen von den gleichen Flächen.
Betroffen sind insbesondere die Fischerei, der Meeresnaturschutz, die Schiffahrt, der Rohstoffabbau sowie die
Kabelverlegung und Wartung. Auch an Land sind direkte und indirekte Auswirkungen auf den Raum festzustellen. Im
Tourismus beispielsweise entstehen neue Offshore-Attraktionen, während der Naturtourismus aufgrund der wach-
senden Installation sichtbarer industrieller Strukturen zurückgeht. Dies hat Auswirkungen auf die Übernachtungs-
zahlen an der Küste und damit indirekt auf die touristische Infrastruktur.

Meßgrößen: z.B. Veränderung des relativen Flächenbedarfs einzelner Nutzungen im Meer, Analyse der räumlichen
Kompatibilität, Nutzungsdichte im Meer pro km2 (errechnet aus der Anzahl der Nutzungen pro Raumeinheit),
Prozentanteil Meeresfläche ohne feste Strukturen, Daten aus sUVP usw.

State: Die Beschreibung des Ist-Zustands an der Küste und im Meer basiert auf einer sozioökonomischen
Beschreibung der Küstenregionen in Abhängigkeit von meeres- und küstenspezifischen Raumnutzungen. Die funk-
tionale Vernetzung zwischen Land und Meer errechnet sich aus der Erhebung demografischer und sozioökonomi-
scher Daten auf Kreisebene; ökologische Parameter werden separat erhoben. 

Meßgrößen: z.B. Anlagevermögen, Modernitätsgrad, Anzahl der Arbeitnehmer, Bruttoinlandsprodukt, Bruttowert-
schöpfung, Einwohnerzahl, Zahl der Erwerbstätigen, Kapitalproduktivität, Kapitalkoeffizient, Kapitalintensität, Kapi-
talstock, Preiskonzept, Sparen, Sparquote, Verfügbares Einkommen, demografische Daten, Zu- und Abwanderung,
soziale Infrastruktur.

Impacts: Offshore-Windparks sind feste Strukturen im Meer, deren Lebenszyklus Bau, Wartung, Betrieb und ggf
Abbau oder Repowering umfasst. Weiterhin sind die Vorsorge vor Unfällen (z.B. Kollisionen mit der Schiffahrt) sowie
mögliche Kombinationen mit anderen Nutzungen zu bedenken. Je nach Intensität und Grad des Ausbaus führt dies
zu einem mehr oder weniger intensiven Ausbau der Herstellungs- und Wertschöpfungskette für Offshore-
Windkraftanlagen, angefangen beim Bau der einzelnen Komponenten über den Transport zum Hafen, die
Verschiffung, den Aufbau, die regelmäßige Wartung usw. Sichtbar wird dies vor allem in der Anzahl der Beschäftigten
und der Entstehung von wirtschaftlichen Sekundäreffekten, z.B. im Tourismussektor durch die Entstehung von
Ausflugsfahrten zu den Offshore-Anlagen. Die Schaffung von Arbeitsplätzen in der Küstenregion wiederum zieht
Auswirkungen auf die Infrastruktur nach sich: Der Zuzug qualifizierter Beschäftigter kann zu steigendem Bedarf an
kultureller Infrastruktur führen, zu mehr jungen Familien, zu steigendem Bedarf an Kindergärten und Schulen sowie
verbesserter Verkehrsinfrastruktur/Erreichbarkeit. 

Meßgrößen: z.B. Bevölkerungsstruktur (Verhältnis jüngere zu älteren Menschen), Versorgung mit Kindergärten und
Schulen (Über- bzw. Unterversorgung),Wohnungsangebot (Über- bzw. Unterversorgung, Parameter der Daseinsvorsorge
wie z.B. Gesundheitsversorgung (gemessen als Arztdichte pro 100.000 oder Krankenhausbetten pro 10.000 Einwohner)

Response: Die beobachteten Entwicklungen werden mit gesellschaftlichen Wunschvorstellungen und Zielen für den
Küsten- und Meeresraum abgeglichen. Wieviel Windkraft ist wünschenswert, wie soll der Abgleich mit anderen
Nutzungen erfolgen? Entsprechende Steuerungsmaßnahmen werden ergriffen, z.B. die Festlegung von Eignungs-
gebieten, die Begrenzung einzelner Nutzungsformen, die Erarbeitung von Managementplänen. 
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völkerung zu erheben, insbesondere zum
Alter, zum Familienstand und zum Einkom-
men der betroffenen Bevölkerungsgrup-
pen. Sollte der Ausbau der Offshore-Wind-
energie beispielsweise zu einem verstärkten
Zuzug jüngerer, qualifizierter Arbeitnehmer
führen oder auch zur Reduzierung der Ab-
wanderung, sind als indirekte Auswirkun-
gen z.B. eine höhere Wahrscheinlichkeit der
Familiengründung oder auch höhere Inan-
spruchnahme kultureller Infrastruktur zu
erwarten. Diese indirekten Auswirkungen
können allerdings nur qualitativ beschrie-
ben werden. Somit bleibt festzuhalten, dass
das soziale System keine Meßgröße für
Offshore-Entwicklungen darstellt und nicht
dafür verwendet werden kann, von sozialen
Entwicklungen auf Offshore-Enwicklungen
rückzuschließen. Der kausale Bezug gilt nur
im umgekehrten Fall für Rückschlüsse von
ökonomischen Veränderungen auf erwarte-
te, qualitative soziale knock-on Effekte. Die
sozialen Auswirkungen von Offshore-Ent-
wicklungen sind Sekundäreffekte, die durch
die Laufende Raumbeobachtung an Land
bereits erhoben und dargestellt werden.
Neu ist die Möglichkeit, Korrelationen mit
spezifischen maritimen Wirtschaftsdaten
zu bilden. 

c) Festlegung raumspezifischer Parameter
für den Meeresraum:
der maritime Charakter als Leitbild für
die AWZ und Küstengewässer

Neben den ökonomischen und sozialen
Auswirkungen an Land lässt sich der mariti-
me Charakter eines Raums auch aus dem
Landschaftsbild selbst bestimmen. Hierzu
ist eine ästhetische Bewertung des Meeres-
raums und der Küstengewässer notwendig.
Beispiele für Meßgrößen umfassen den
Anteil ungenutzter Fläche, der Anteil fester
sichtbarer Strukturen, oder auch die Defi-
nition des Begriffs „Wildnis“ für das Meer.
Anstöße können aus anderen Ländern ge-
wonnen werden: So haben bspw. Irland und
Wales ein System zur qualitativen Bewer-
tung von Küstenlandschaften entwickelt
(vgl. Hill et al., 2001).

10.4 Prozessindikatoren

Auf europäischer Ebene hat eine Experten-
gruppe (EU Expert Group) Kriterien ent-
wickelt, mit denen der Fortschritt des IKZM
gemessen werden soll1. Diese Prozessindi-
katoren werden fünf Schritten im IKZM
Prozess zugeordnet, denen wiederum 26
Aktionen zugeordnet werden. Zudem wer-
den drei räumliche Ebenen unterschieden:
national, regional und lokal. Die Experten-
gruppe schlägt eine Erhebung dieser Pro-
zessindikatoren über eine Selbsteinschät-
zung vor, was kontrovers diskutiert werden
kann, z. B. hinsichtlich des Personenkreises,
der diese Selbsteinschätzung vornimmt
und der Subjektivität der damit verbunde-
nen Bewertung. Die fünf Phasen des IKZM-
Prozesses sind demnach folgende: 

1. Aufbau einer Grundlage für zukünftige
IKZM-Aktivitäten,

2. Aufbau eines Rahmens, in dem IKZM-
Aktivitäten stattfinden können,

3. Vertikale und horizontale Integration
zwischen Akteuren existiert,

4. Ein effizientes, integratives und partizipa-
torisches Küstenmanagementprogramm
ist etabliert,

5. IKZM ist vollständig implementiert.

Diesen Phasen wurden dann prioritäre Ak-
tionen zugeordnet, deren jeweiliger Um-
setzungsstand alle drei bis fünf Jahre bewer-
tet werden soll.

Ein grundlegendes Problem bei Prozess-
indikatoren ist jedoch die Bewertungsebe-
ne und das hinter den Indikatoren stehende
Ziel. Es stellt sich die Frage, wann ein IKZM-
Prozess als ideal einzustufen ist. Auch kön-
nen Prozesse nur in Bezug auf bestehende
Zielvorstellungen bewertet werden: Wel-
cher Zustand der Küste wird angestrebt,
und auf welcher räumlichen Ebene bewe-
gen wir uns? Werden die mit einem be-
stimmten IKZM-Prozess verbundenen Ziele
(z.T. sehr konkret formulierte Handlungs-
ziele) erreicht? Prozessmonitoring ist somit
stark kontextabhängig und bedarf einer kon-
tinuierlichen Evaluierung gesellschaftlicher
Werte und Normen und Zielvorstellungen
für die Küste. Hilfreiche Herangehenswei-
sen in diesem Kontext können regelmäßige
Akteursbefragungen darstellen, sowie Netz-
werk- und Kommunikationsanalysen.

(1) siehe 
Report of the working Group on
Indicators and Data to the EU
ICZM Expert Group, 
Rotterdam, 24. November 2004;
www.ec.europa.eu/environment/i
czm/pdf/report_final_wgid.pdf
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Absolute Bedeutung
Die absolute Bedeutung beschreibt die Bedeutung einzel-
ner Sektoren für spezielle Einzelräume an Nord- und
Ostsee. Diese lokale Bedeutung kann sich deutlich von
den nationalen Trends unterscheiden. So können auch
national stagnierende Nutzungsformen vor Ort einen we-
sentlichen Anteil am Volkseinkommen erwirtschaften. Ein
Beispiel hierfür ist der Tourismus, der bei allgemein sta-
gnierenden Tourismuszahlen an der deutschen Nordsee-
küste in den beiden schleswig-holsteinischen Westküsten-
kreisen Dithmarschen und Nordfriesland einen wesentli-
chen Anteil am Volkseinkommen darstellt. Bei der absolu-
ten Bedeutung ebenfalls mit einzubeziehen ist der hohe
emotionale Wert, die bestimmte Nutzungsarten für die
lokale Bevölkerung besitzen. Zu diesen letzteren zählt bei-
spielsweise die Krabbenfischerei in der Nordsee oder die
Fischerei insgesamt an der Ostsee. Die absolute Bedeu-
tung wirkt somit als mäßigender Einfluss auf den Faktor
nationale Dynamik.  

„enabling environment“
Ein Umfeld, welches günstige Bedingungen für den Ablauf
bestimmter Prozesse liefert. Dieses Umfeld kann durch
politische, wirtschaftliche oder soziale Faktoren gegeben
sein, die bestimmte Entwicklungen fördern und ermuti-
gen. Der Begriff bezeichnet jedoch auch ein vertrauens-
volles institutionelles oder personelles Umfeld, welches
für den Dialog zwischen unterschiedlichen Stakeholdern
erforderlich ist.

Entwicklungsdynamik
Die Dynamik der Entwicklungen setzt sich zusammen aus
der Geschwindigkeit der Entwicklung und dem Anstoß-
effekt einzelner Nutzungsformen auf andere Nutzungen
oder die umliegenden Systeme. Fällt hohe Entwicklungs-
dynamik mit hohem Raumbedarf und hohen potenziellen
Auswirkungen auf ökologische oder sozioökonomische
Systeme zusammen, muss die Kompatibilität der Nutzung
mit anderen Nutzungsformen und den umgebenden
Systemen genau analysiert werden. Die Notwendigkeit für
Eingriffe beispielsweise durch die Raumordnung kann
somit identifiziert werden. Die Entwicklungsdynamik in
einzelnen Sektoren ist oft von äußeren Rahmenbedin-
gungen abhängig und starken Schwankungen unterwor-
fen. Eine Analyse der Dynamik ist daher stets eine Mo-
mentaufnahme, die den Bedarf an kontinuierlichem
Monitoring unterstreicht. 

Intensität der Entwicklungen
Beschreibt die Stärke der beobachteten Entwicklungen,
gemessen an der beobachteten Dynamik, den Anstoß-
effekten auf die umliegenden Systeme oder auch dem
Raumbedarf.  

Kompatibilität (räumliche Kompatibilität)
Nutzungsformen können kompatibel, neutral, indirekt
inkompatibel oder direkt inkompatibel sein. In diesem
Bericht wird die Kompatibilität auf den Raum bezogen.
Direkt und indirekt inkompatible Nutzungen weisen
hohes Konfliktpotenzial auf, wohingegen neutrale bzw.
kompatible Nutzungsformen in einem passiven oder
gegenseitig fördernden Verhältnis zueinander stehen. Ein
Beispiel für indirekt inkompatible Nutzungen sind der
landwirtschaftlich bedingte Stoffeintrag ins Meer und die
Folgen, die sich daraus für Ökosysteme und bspw. die
Fischerei ergeben, ein Beispiel für kompatible Nutzungen
die Nebennutzung von Offshore-Windinstallationen zu
Zwecken der Marikultur. Zu beachten ist, dass das wahr-
genommene Konfliktpotenzial oftmals ebenso bedeutend
ist wie die tatsächliche Kompatibilität. Dies ist insbeson-
dere der Fall, wo ästhetische Qualitäten der Landschaft,
das Selbstverständnis der lokalen Bevölkerung oder die
traditionellen Strukturen des menschlichen Lebens an der
Küste (regionale Identität) beeinflusst sind.

Ko-Nutzung
beschreibt die multifunktionale Nutzung von Strukturen
oder Systemen und die Entstehung von win-win-
Situationen für die beteiligten Nutzer. Ein Beispiel ist die
Ko-Nutzung von Offshore-Windenergieanlagen für
Zwecke der Marikultur. So können die Trägerstrukturen als
Ankerfestpunkt für Langleinen dienen oder es können
direkt an dem Träger weitere Siedlungsflächen angebracht
werden. Für Windpark- wie für Marikulturbetreiber kön-
nen somit die Kosten gesenkt werden. Eine Bedingung für
die Ko-Nutzung ist, dass sich die Nutzungen nicht gegen-
seitig einschränken. 

Laufende Raumbeobachtung
Das BBR erhebt in regelmäßigen Abständen Daten zu
Bevölkerungszahlen, Arbeit, Bildung, Wirtschaft, Freizeit,
Flächennutzung, Gesundheit, Siedlungsstruktur, Soziales,
Umwelt, Verkehr und Energie, Wanderungen, Wohnen und
Nachhaltigkeit. Die räumliche Entwicklung in den Kreisen
oder Raumordnungsregionen und der Zustand und die
Entwicklung der regionalen Lebensbedingungen wird
gemessen und bewertet. Im Abstand von fünf Jahren wer-
den die Ergebnisse in einem Bericht veröffentlicht.  
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Maritimer Charakter
Beschreibung der maritimen Eigenschaften eines Raums
an Land oder im Meer. Der maritime Charakter eines
Raums stützt sich einerseits auf die besonderen Quali-
täten des Raums (z.B. ästhetischen Qualitäten der Meeres-
landschaft) und anderseits auf Raumfunktionen (spezifi-
sche maritime Nutzungen und Abhängigkeit von küsten-
und meeresbezogenen Raum- und Ressourcennutzungen).

Meeresautobahnen
bezeichnen einen Vorschlag von der Europäischen Kom-
mission zur Schaffung neuer oder ergänzender Haupt-
verkehrswege zwischen Mitgliedsstaaten. Meeresauto-
bahnen sollen die Verkehrswege verkürzen und effizienter
gestalten sowie die Verkehrswege im Binnenland entla-
sten. Sie stellen integrative Bestandteile des Trans-Euro-
päischen Netzwerks für Verkehr (TEN-V) dar.

Meßgrößen
werden hier als Vorstufe zur Entwicklung von Indikatoren
verstanden. Es handelt sich um Größen und Maßein-
heiten, die zur Messung von Entwicklungen und deren
Auswirkungen herangezogen werden können. Bisher sind
sie jedoch noch nicht präzise genug definiert oder skaliert,
um direkt als Indikatoren Verwendung zu finden. 

Politische Relevanz oder politisches Gewicht
Politische Verantwortung, politische Ziele oder politische
Rahmenbedingungen bestimmen maßgeblich mit, wel-
ches Gewicht einzelnen Wirtschaftssektoren und ihrer
Entwicklung im nationalen Rahmen beigemessen wird.
Derzeit sorgt die nationale Förderung der Windenergie für
starkes Wachstum und eine hohe Dynamik dieses Wirt-
schaftszweigs. Im internationalen Bereich können EU-
Förderprogramme sowie die Herausbildung neuer Wirt-
schaftsräume im Osten als Motoren bestimmter Ent-
wicklungen dienen, z.B. im Umfeld der Hafenentwicklung
oder auch bei der Ausweitung von Verkehrsnetzen und
Transportwegen. Die hohe politische Bedeutung  einzel-
ner Wirtschaftszweige auf der internationalen Ebene bzw.
die Verlagerung von Zuständigkeiten (z.B. zur EU) kann
dazu führen, daß auch Wirtschaftszweige mit deutlich
negativer Dynamik und/oder geringer volkswirtschaftli-
cher Bedeutung (hier sei beispielsweise die Fischerei
genannt) hohe Relevanz für die nationale Handlungs-
ebene besitzen.

Polykultur
Beschreibt ein Prinzip der Ressourcennutzung, in dem
mehrere Nutzungsformen nebeneinander existieren.
Durch entsprechendes Management können win-win-
Situationen herbeigeführt werden, in denen sich die
Nutzungen nicht negativ beeinflussen und die negativen
Auswirkungen auf die umliegenden Systeme auf ein
Minimum begrenzt werden.

Raumanspruch
räumliche Ausdehnung einzelner Nutzungsformen an
Land und im Meer. 

Skalenebenen
Bezeichnung unterschiedlicher Raum-, Entwicklungs-
oder Entscheidungsebenen. Hier wird unterschieden zwi-
schen lokal (z.B. Gemeinde- und Kreisebene), regional
(z.B. Landesebene), national (z.B. Bundesebene) und
international (z.B. EU). Um Entwicklungen bewerten zu
können und zu einem sinnvollen Management zu gelan-
gen, müssen Entwicklungstrends oder auch Lenkungs-
und Entscheidungsmöglichkeiten den entsprechenden
Skalenebenen zugeordnet werden.

Synchronizität von Prozessen
das zeitliche, nicht notwendigerweise kausale Zusam-
mentreffen oder Ablaufen von Prozessen. 

Systemansatz
Integrierte Betrachtungsweise gesamter Systeme. In die-
sem Zusammenhang sowohl auf einzelne Systeme bezo-
gen (z.B. Ökosysteme) sowie auf den Zusammenhang öko-
logischer, wirtschaftlicher, sozialer und politischer Sys-
teme zum „Gesamtsystem Küste und Meere“. 

Szenarien
Hier verwendet als Bilder möglicher Zukünfte, die aus den
gegenwärtigen Bedingungen und beobachteten Trends
erwachsen können. 

Transformationsprozesse
bezeichnen den Übergang der Staaten Osteuropas vom
sozialistischen zum marktwirtschaftlich demokratischen
System.  Je nach Disziplin wird Transformation verschie-
den definiert: als Übergang von der Plan- zur Marktwirt-
schaft oder auch als gesellschaftlicher und politischer
Wechsel. Zentral ist, dass der Wandel gleichzeitig auf der
ökonomischen, politischen, rechtlichen und Verhaltens-
ebene, also allen gesellschaftlichen Subsystemen, stattfin-
det. Der Beitritt zur EU hat den Transformationsprozess in
den ehemaligen sozialistischen Ländern beschleunigt,
insbesondere da die EU auch finanzielle Unterstützung
bereitstellt (vgl. Cvijanovic 2002). 

Vernetzungsgrad
Der Vernetzungsgrad misst die gegenseitige Abhängigkeit
der Nutzungsformen untereinander. Er wirkt eng mit der
Dynamik einzelner Nutzungsformen zusammen. Je enger
die Vernetzung einzelner Nutzungsformen untereinander,
desto deutlicher ist der Anstoßeffekt einer verstärkten
Dynamik und desto breiter gefächert die potenziellen
Auswirkungen. 

Vulnerabilität
wird hier synonym mit der Verwundbarkeit oder Empfind-
lichkeit eines Systems gegenüber Veränderungen verwen-
det. Im gesellschaftlichen Systemzusammenhang besitzt
Vulnerabilität sowohl materielle Dimensionen als auch
politische und soziale. Vulnerabilität steht auch für die
Fähigkeit eines Systems, externe oder interne Stress-
faktoren bewältigen zu können. Verwundbarkeit ist ein
dynamisches Konzept, das sowohl die Grundanfälligkeit
des Systems bis hin zum Kollaps umfassen kann.
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The present report summarises the results of the research
project „Integrated Coastal Zone Management (ICZM):
Strategies for coastal and marine spatial planning“, which
was funded by the German Federal Ministry of Transport,
Building and Urban Affairs (BMVBS) and the Federal
Office for Building and Spatial Planning (BBR) over a peri-
od of three years. Conceived to support the development
and implementation of a national ICZM strategy, the pro-
ject took stock of development trends, opportunities, and
challenges faced by Germany’s coastal and marine areas
and made practical suggestions for implementing long-
term ICZM processes. A key element of the project was the
relationship between ICZM and spatial planning.
Recognising profound changes in the way marine spaces
are used, the project discussed new and emerging
demands on spatial planning, particularly those arising
from increasing land-sea interactions and the growing
density of marine use. The project also sought to differen-
tiate between ICZM and spatial planning as management
tools. The following is a summary of the main project
results.

The first task of the project was to carry out a stocktake on
Germany’s coasts and seas. This included both North Sea
and Baltic Sea coasts and comprised a total of five coastal
states i.e. Lower Saxony, Hamburg, Bremen, Schleswig-
Holstein and Mecklenburg-Western Pomerania. The
Exclusive Economic Zone was also considered. Following
a short description of the coastal and marine environ-
ment, the stocktake then focused on current forms of use
on land and in the sea, yielding an overall picture of cur-
rent development trends. The administrative and institu-
tional environment was also described. A summary report
was published, with some results available in English from
the BBR homepage (www.bbr.bund.de, Forschungspro-
gramme, Allgemeine Ressortforschung). 

A stocktake however is only effective if an evaluation sche-
me is available at the same time to assess the impact of
given forms of resource use. This project used the expec-
ted dynamics of development, intensity of development
and spatial requirements as criteria for determining pres-
sure of use. Since the main focus of the project was on spa-
tial rather than ecological impacts, a distinction was made
at that point between spatially impacting and spatially

non-impacting uses. Still focusing on space, trends were
identified that could be expected to lead to a distinctive
change in the status quo. The scheme also drew out those
forms of use (owing to their spatial extent or high dyna-
mics of development) for which management needs to be
co-ordinated first and foremost at national level and
where management would not be achievable on the regio-
nal or local level alone. This led to the following set of the-
matic priorities for National German ICZM:

• developments in global trade and corresponding deve-
lopments in maritime traffic and seaports;

• developments in energy and climate policy, and corre-
sponding plans for large-scale, offshore wind farms,
including the necessary cable connections to the main-
land;

• development of mariculture,

• developments in marine extractive industries,

• meeting the requirements of European environmental
directives such as the designation of marine protected
areas;

• meeting coastal protection requirements, especially
from the standpoint of global climate change.

Another major result of the project was the compilation
and establishment of guiding principles to facilitate long-
term ICZM in Germany. Among these is the so-called
systems approach which treats coasts and seas as an inte-
grated ecological, economic, and social system. Another is
the so-called polyculture approach which recognizes the
co-existence of different forms of use and promotes win-
win situations with the help of suitable management
instruments. A further basic principle is the understan-
ding that different coastal areas might have very different
needs. Any national ICZM strategy can only serve as a
general framework and must be tailored to regional and
local conditions on the North and Baltic Sea. 

Even though this report is directed primarily toward
policy-making at the national federal level structural pro-
posals on the organisation of coastal and marine manage-
ment also relate to the subordinate levels of policy-
making. Particular focus is on linkages or networking
among the various levels. In line with the ICZM principle
of horizontal and vertical integration, ICZM at the federal
level can only be successful if (a) the activities of the diffe-
rent administrative, sectoral and organizational levels are
tightly interwoven, and (b) the exchange between actors at
federal-level, state/Länder-level, district and local com-
munity level is actually effective. Of crucial importance is
the understanding that ICZM is a continuous process –
that is, an unbroken cycle from the initial step of stockta-
king, through the development of visions and formulation
of goals, up to the elaboration of management proposals,
implementation, and monitoring.

Summary of project results
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Whilst an effective ICZM cycle necessitates good intra-
German co-ordination processes and dialogue, systematic
alignment with European interests and European coastal
and marine policy must also occur. The EU’s green paper
on maritime policy confirmed many of the concepts deve-
loped in the project and explicitly states that ICZM is con-
sidered part of a comprehensive maritime policy. ICZM, as
seen by this project, represents an important tool for the
development and implementation of maritime policy. 

One of the crucial methodological aspects to the project
was the investigation of the relationship of ICZM to spatial
planning. What is the role of ICZM in spatial planning and,
conversely, the role of spatial planning in ICZM? At the top
of the list is a definition of the actual concerns of ICZM.
This project views ICZM as something extending beyond
pure management or mere conflict resolution. Far more
important are the strategic components inherent in ICZM,
particularly where concepts and visions for coastal and
marine areas are concerned. Visions are necessary for the
planning of long-term developments and also for creating
the necessary management structures, procedures and
tools. The development of visions is therefore considered
the most important element in the ongoing ICZM cycle.
Importantly, however, the task of generating such visions
for the coast is a societal one. In Germany, as in other
European countries, it is delegated to a wide range of
actors involved in the administration of coastal and mari-
ne areas. In order to achieve a common vision, broad-
based stakeholder participation is essential to the ICZM
process. Democratically legitimised actors need to be
included across all administrative scales as well as repre-
sentatives of civil society. 

During the course of the project, a number of conferences
and workshops were held. A stakeholder workshop in
Leck, North Frisia provided valuable inputs into the dis-
cussion on the role of spatial planning in ICZM. Special
requirements for monitoring coastal and marine areas
were also drafted. Proposals for spatial monitoring rest
upon a systems approach which attempts to define the
specific „maritime character“ of coastal and marine areas,
taking marine-based developments as a starting point and
measuring their impacts both at sea and on land. Whilst
the spatial impact of such developments mostly manifests
itself at sea, for instance in the absolute area covered,
„maritime character“ is also defined by the economic and
social impacts marine-based developments have on land.
Factors taken into consideration here include employm-
ent opportunities, changes in the capital stock in coastal
regions or demographic knock-on effects. Most of these
can be monitored with existing systems of data collection,
leading to a new qualitative description of coastal regions
in terms of the impacts of sea-land interchange. The seas-
cape itself is also considered in the definition of „maritime
character“. The EEZ and coastal waters are viewed as
distinct landscapes with specific and often different quali-
ties, including also aesthetic qualities.

The project succeeded in highlighting the prerequisites for
a successful ICZM cycle and each individual step in the
ICZM process. In keeping with the project’s main task, dif-
ferent points of intersection were defined between ICZM
and spatial planning. Results however go beyond a mere
stocktake and drafting of strategic proposals. During the
course of the project a series of events permitted a vibrant
exchange between different actors in the ICZM process. In
this sense, the project itself represented an example of
implementing core ICZM principles, namely, the promoti-
on of transparency, participation, and informational
exchange among all of the key actors involved in the
management of German coastal and marine area develop-
ment.

From the authors’ point of view, continuing this dialogue
is an essential task for the future. Implementation of ICZM
can only succeed if the dialogue between the relevant
actors and authorities is seen as a long-term process. In
this context, it should not be forgotten that ICZM is an
increasingly international task. Facing up to the challen-
ges posed by emerging EU marine policies is another
important prerequisite for success. For spatial planning,
the main challenge will be to develop a truly integrated
land-sea approach and to take note of marine areas as
functional spaces, aesthetic spaces and economic driving
forces for local, regional and even national spatial deve-
lopments on land. 

Dimensions for the Assessment and Ranking of
Developments

• Dynamics of development
• Degree of interconnectedness between types of

uses
• Absolute significance of a given type of use
• Political relevance of a given type of use and the

political-administrative scale of responsibility

The assessment carried out in the project was quali-
tative and relative, as opposed to quantitative and
absolute. It can be supplemented with a description,
vis-à-vis coastal zone development, of the decisive
driving forces and the identifiable, quantifiable
impacts („drivers and pressures“) on the ecological,
economic, and social systems, as was done in the
federally funded collaborative research project
„Zukunft Küste – Coastal Futures.“
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AWZ Ausschließliche Wirtschaftszone

BBergG Bundesberggesetz 

BBR Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung

BfN Bundesamt für Naturschutz

BMBF Bundesministerium für Bildung 
und Forschung

BMELV Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie

BMU Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit

BMVg Bundesministerium für Verteidigung

BMVBW Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen (bis Oktober2005)

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (ab Oktober 2005)

BRZ Bruttoraumzahl

BSH Bundesamt für Seeschifffahrt und 
Hydrographie

BSP Bruttosozialprodukt

DPSIR Driver-Pressure-State-Impact-Response

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz

EG Europäische Gemeinschaft

EU Europäische Union

EUREK Europäisches Raumentwicklungskonzept

FFH Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie

FTZ Forschungs- und 
Technologiezentrum Westküste

HELCOM Helsinki Commission (jetzt Baltic Marine 
Environment Protection Commission)

HGÜ Hochspannungs-Gleichstrom-
Übertragung

IBA Important Bird Area

ICES International Council for the 
Exploration of the Sea

IKM Integriertes Küstenschutzmanagement

IKZM Integriertes Küstenzonenmanagement

IMO International Maritime Organisation

IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change

LOICZ Land-Ocean Interactions in the 
Coastal Zone

MARPOL International Convention for the 
Prevention of Marine Pollution from Ships

MKRO Ministerkonferenz für Raumordnung 

MW Megawatt

NABU Naturschutzbund Deutschland e.V.

NEGP Nordeuropäische Gasleitung

OSPAR Convention for the Protection of the Marine
Environment of the North East Atlantic

PSSA Particularly Sensitive Sea Area 

ROB Raumordnungsbericht

ROG Raumordnungsgesetz des Bundes

RROP Regionales Raumordnungsprogramm

SAC Special Area of Conservation

SDN Schutzgemeinschaft Deutsche Nordsee

sUVP Strategische Umweltverträglichkeitsprüfung

SPA Special Protection Area

SRU Rat von Sachverständigen für Umweltfragen

TEN Transeuropäische Netze

TEN-V Transeuropäische Verkehrsnetze 

TEU Twenty-foot equivalent unit

TMAP Trilateral Monitoring and 
Assessment Programme

TWh Terawattstunde

UBA Umweltbundesamt

VASAB Vision and Strategy around the 
Baltic Sea 2010

WBGU Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregie-
rung Globale Umweltveränderungen

WEA Windenergieanlage

WRRL Wasserrahmenrichtlinie der EU

WSF Wadden Sea Forum

WSV Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
des Bundes

WWF World Wide Fund for Nature

WZB Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozialforschung

Abkürzungsverzeichnis






